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AbgeordneterFreiherr von Solemacher: Für den Bezirk der 32. Infanteriebrigade
werden vorgeschlagen

als Mitglied Herr Limbourg zu Bitburg,
„ 1. Stellvertreter Herr Gebert zu Temmels,
,, 2. „ „ Herrmann zu Mülheim a. d. Mosel,
„ 3. „ „ Bürgermeister Reusch.

Marsch all: Ich frage, ob gegen die Liste Etwas einzuwenden ist? — Da kein Wider¬
spruch erfolgt, so erkläre ich die Herren per Acclamation für gewählt und ich frage die Herreu
Limbourg, Hcrrmaun und Reusch. ob sie die Wahl annehme». (Die genannten Herren
erklären die Annahme.)

Damit, meine Herren, ist auch der letzte Punkt der Tagesordnung erledigt. Die nächste
Sitzung findet übermorgen Freitag 11 Uhr statt; die Tagesordnung wird Ihnen noch zugehen.
Die heutige Sitzuug erkläre ich hiermit für geschlossen.

(Schluß der Sitzung 2^2 Uhr.)

Neunte Sitzung
in der Aula t>cr Ueulschulezu Düsseldorfum 2. Mai 1879.

Der Marschall eröffnet die Sitzung kurz nach 11 Uhr.
Marfchall: Wir beginnen mit der Verlesungdes Protokolls der letzten Sitzung. (Abge¬

ordneter Freiherr Eugen von Loö verliest das Protokoll.)
Marsch all: Hat Einer der Herren Etwas gegen das Protokoll einzuwenden?— Das

ist nicht der Fall, dann erkläre ich dasselbefür genehmigt.
Meine Herren! Bei der Erledigung der Wahlen der Ober-Ersatz-Kommission,habe ich

bei der Verlesung des bezüglichen Schreibens des Herrn Landtags-Kommissarsein Versehengemacht.
Es ist in demselben ein Satz enthalten, den ich vergessen habe, Ihnen vorzulesen. Es heißt nämlich
darin (verliest):

Mit Rücksicht darauf, daß zur Zeit noch nicht vorherzusehen ist, ob im Jahre 1881 ein
Provinzial-Landtag zusammenberufcnwerben wird, und verneinendenFalls zur Erledigungdes Aus-
Hebungsgeschäftspro 1881 bürgerlicheMitglieder der bezeichneten Ober-Ersatz-Commissioncn nicht
vorhanden sein würden, beehre ich mich Ew. Durchlaucht hierdurch gauz crgebenst zu ersuchen, den
gegenwärtig versammelten Provinzial-Landtag gefälligst veranlassen zu wollen, die qu. Wahlen
für die Periode 1881 bis inclusive 1883 schon jetzt mit der Maßgabe vorzuuehmen, daß die
Funktion der hiernach gewählten bürgerlichenMitglieder der Ober-Ersatz-Kommissionen erlischt, falls
der Provinzial-Landtag im Jahre 1881 so zeitig zusammentritt, daß er die Wahl der qn. Mit¬
glieder noch vor Beginn der Ober-Ersatz-Aushebuugpro 1881 zu bewirke»im Staude ist.
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Meine Mittheilung ist also dahin abzuändern, daß die Wahl bedingungsweise erfolgte,
daß also, wenn der Landtag Ende 1880 oder Anfang 1881 zusammentretensollte, diese Wahl noch
einmal zu thätigen sein würde. Diese Bemerkung mache ich also im Anschluß an das Protokoll
der vorigen Sitzung.

Meiue Herren! Im Anschluß an den von Ihnen einstimmig gefaßten Beschluß, bei
Gelegenheitder goldenenHochzeit Ihrer Majestäten des Kaisers und der Kaiserin, eine Stiftnng
zum Besten der taubstummen Kinder zu machen,und zwar in der Höhe von 50 000 Mark jährlich,
erlaube ich mir Ihnen mitzutheilen,daß Sie sich Wohl darüber werden entschließen müssen: Erstens, ob
eine Glückwunsch-Adressean Ihre Majestäten gerichtet werden soll, in welcher gleichzeitig der Wunscl»
auszusprechenwäre, zu gestatten,daß dieser Stiftung der Name „Wilhelm-Augusta-Stiftung"
beigelegtwürde, und Zweitens, ob eine Deputation zu dieser Feier nach Berlin zu eutseudeuist,

Meiue Herren! Ich habe hierbei zu bemerken, daß von Seiten zweier Proviuzen durch
die betreffenden Herren Landcs-Dircktorenan uusern Laudcs-Direktoreine Anregung in dieser Frage
gegeben worden ist, nämlich von Brandenburg und Schlesien Es ist von denselben angefragt
worden, ob die Rheinprovinz sich an einem gemeinschaftlichen Glückwunsch-Schreiben aller Provinzen
bethätigen, oder wieviel Kommissare, eventuell ob sie blos Einen entsenden wolle. Das Letztere
hat der Herr Landes-Direktorvon Brandenburg, Herr von Levetzow, vorgeschlagen, indem er
anführt, daß die Deputationen, welche zu dieser Feier in Berlin zusammeuströmen würden, wohl
eine sehr große Anzahl erreichen würden. Von dem Landcs-Hauptmanu von Schlesien, Herrn
von Uthmann, ist unserem Landes-Direktor ebenfalls eine Mittheilung in derselbenSache
zugegangen.

Also, meine Herren, es liegen zwei Fragen vor, erstens ob Sie, wie Schlesien beschlossen
hat, ebenfalls eine Glückwunsch-Adressean Ihre Majestäten richten wollen, in der zugleich die Bitte
auszusprechcnwäre, unserer Stiftung für taubstummeKinder den Namen „Wilhelm-Angusta-
Stiftung" zu verleihen, und zweitens, ob Sie eine Deputation erwähleu wollcu.

Ich möchte fragen, ob Jemand hierzu das Wort ergreift?
Abgeordnetervon Eynern: Macht der Provinzial-Verwaltnngsrath in dieser Beziehung

keine Vorschläge?
Marsch all: Meine Herren! Ich, nicht im Namen des Provinzial Vcrwaltungsrathes,

sondern als Ihr Vorsitzender, würde Ihnen allerdings den Vorschlagmachen, eine Adresse an Ihre
Majestäten zu richten, und dieselbe noch in der Montags-Sitzung festzustellen,uud würde ich den
Herrn Referenten für Taubstnmmen-Angelegenheiten,Herrn Bremig, bitten, uns den Entwurf
zu dieser ^Adresse, in welcher auch die Bitte um Verleihungdes Namens „Wilhelm-Augusta-Stiftung"
enthalten ist, Montag vorzulegen. Sind Sie damit cinverstaudcn? (Rufe: Ja!) Dann erkläre
ich es hiermit für beschlossen. Die zweite Frage ist die, ob Sie beschließen wollen, eine Deputation
nach Berlin zu entsenden?

AbgeordneterLautz: Meine Herren! Ich glaube, daß es angemessener wäre, wenn wir
ganz in derselbenWeise, wie es in Vreslau geschehen ist, eine Deputation, bestehend aus drei
Mitgliedern, absenden,mit dem Auftrag, wenn Seine Majestät geruhen sollte, dieselbe anzunehmen,
die Adresse zn überreichen.

Marsch all: Machen Sie persönliche Vorschläge?
AbgeordneterLautz: Für den Fall, daß mein Vorschlag acceptirt werden sollte, würde

ich beantragen, in diese Deputation per Acclamationzn wählen die Herren Vice > Marschall vo»
Geyr-Schweppenburg, AbgeordneterBremig nnd Abgeordnetervon Bönninghansen.
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Marsch all: Ich stelle diesen Antrag zur Distussiou.
AbgeordneterFreiherr von Wenge-Wulffcu: Ich möchte vorschlagen, ans jedem Staude

einen Deputaten zu wählen.
AbgeordneterGraf von Nesselrode: Wenn eine Deputation nach Berlin geschickt werden

soll, so möchte ich doch vorschlagen, daß dieselbe von unserem Marschall geführt werde. Dies aä I,
und u.ä II möchte ich vorschlagen,nach Ständen zn wählen, und da dazu eine Besprechungnoth¬
wendig sein würde, zur Ausführung eine itio in z,llrtu» eintreten zu lassen, und die Angelegenheit
augenblicklich auszusetzen, dann die Anträge der 3 Stände entgegenzunehmen und dauu erst defiuitiv
zu beschließe«.

Marschall: Auf den ersten Vorschlagdes Herrn Grafen von Ncsselrode möchte ich
zunächst antworten, daß ich, weuu es mir möglich sein würde, mit großer Freude diesen ehrenvollen
Auftrag anuehmen würde, aber ich glaube, daß ich um diese Zeit die Reise nach Berlin nicht
werde unternehmen können und möchte bitten, an meiner Stelle den Herrn Vice - Marschall
zu wählen.!

AbgeordneterDietze: Durch das, was der Herr Marschall jetzt mittheilt, ist hinfällig
geworden, was ich sagen wollte, nnd ich möchte mich dem Vorschlage des Herrn Grafen von
Nesselrode anschließen, den Herrn Marschall zu wähle», um die Deputation zn führen, der Art,
baß im Fall seiner Verhinderung der Herr Vice-Marschalldie Führung übernehmenwürde.

AbgeordneterLautz: Ich ziehe meinen Antrag zu Guusten des Antrags vom Grasen
von Nesselrode zurück.

Marsch all: Dann würden Sie sich bei der Pause, die heute jedenfalls eintreten muß,
schlüssigmachen. — Wir treten nunmehr in die Tagesordnung ein:

1. Referat des IV. Ausschusses, betreffend Subvention zu den Kosten der
Negulirung des Alfbach-Thales.

Nefcreut AbgeordneterLautz: Meine Herren! Die Anträge auf staatlicheSubveution
dieses Uuteruchmeus habeu bereits begonnen Mitte der 50er Jahre, uud die Geschichte desselben
ist seitdem eine nuuntcrbrochencKette von unverschuldeten Uuglücksfällen. Die Geuosscuschaft ist
nicht hervorgegaugeuaus eigeucr Iuitiative der Aetbeiligtcn, fouderu aus jeuem sauften behörd¬
lichen Druck, dem auf die Dauer Niemand zu widerstehen vermag. Ich möchte auf die Mit¬
glieder der Geuosscuschaft das Wort des Dichters auwendeu: Halb zog sie ihn, halb sank er hin
Und ward nicht mehr geseheu. Von wirklichen Erfolgen hat man bis jetzt nichts gesehen, und
werden die Beteiligten von ihrem aufgewendetenGelde nichts wieder zn sehen bekommenund
ebenso wenig Früchte ihrer Mühen und Arbeiten ernten, falls Sie nicht durch Ihr heutiges Votum
"neu wohlthätigenThau auf die trockenen, halb zerstörtenWiesen briugen. Ich gehe über zu dem
Referate des IV. Ausschusses (verliest):

Der Verwaltuugsrath hat iu einem Referate, welches unter Nr. 68 der Drucksachen vor¬
liegt, den Autrag gestellt:

„Der hohe Landtag wolle die Bewilligung einer Beihülfe au die Melioratious-Geuossen-
schaft des Alfbach-Thalesbis zum Betrage von 60 000 Mark im Princip beschließen und
den Provinziell - Verwaltungsrath ermächtigen, aus dieser Beihülfe die zur vollstän¬
digen Herstellung resp. Instandsetzungder Meliorations - Anlagen erforderlicheSumme
auszuzahlen, sobald der Nachweis geliefert sein wird, daß mit diesen nnd eventuell
anderweit zu beschaffenden Geldmitteln die Erreichung des vorbezcichnctcn Zweckes in
einem dem Bodenkultur-Interesse entsprechenden Umfange gesichert erscheint."

21»



104

Dem 25. Provinzial - Landtage hat bereits ein ähnlicher Antrag vorgelegen und wurde
derselbe nur aus dem Grunde abgelehnt, weil aus dem vorliegendenMaterial nicht ersichtlich
gewesen, daß mit der verlangten Beihülfe von 48 000 Mark die ganze, in Aussicht genommene
Melioration vollständig fertig gestellt werden könnte.

Seitdem haben durch im verflossenen Jahre eingetretene Hochfluthensolche Beschädigungen
an den Schleusen, Wehren :c, stattgefunden, daß schleimige Hülfe nothwendigist, sollen nicht alle
noch vorhandenen Meliorations-Anlagen, für welche bereits ca. 120 000 Mark im Laufe der Jahre
verwendet sind und welche Summe mit Ausnahme von 3 000 Mark, welche im Jahre 1855 von
der Königlichen Staats-Regierung geschenktwurden, sämmtlichvon den Interessenten, theilweise im
Wege der Anleihe, aufgebrachtwurden, vollständigzu Grunde gehen.

Der vorliegende, sowie insbesondereder dem 25. Provinzial-Landtage erstattete Bericht
des Verwaltungsrathes lassen erkennen, daß, — wie dies auch vou anwesendenVertretern des
RegierungsbezirksTrier bestätigt wurde — die Meliorations-Gcnossenschaftdes Alfbach-Thales nur
durch behördlichen Zwang seiner Zeit zu Stande gekommen ist uud daß die von der Staats-Regie-
rung zur Ausführung und Überwachung der Arbeiten berufenen Organe die ihnen obliegenden
Pflichten — gelinde ausgedrückt — nicht voll erfüllt baben, so daß einerseits eine ganz erheb¬
liche Überschreitung der von der Negierung angefertigtenKosten-Anschlägestattgefunden, ohne daß
andererseits die Meliorations-Arbeiten zu Ende geführt worden wären.

Die bctheiligten Grundbesitzer— meist kleine Leute — haben zur theilweisen Dccknng
der vorstehenderwähnten Kosteneine Anleihe von 81 000 Mark contrahireu müssen, deren Rück¬
zahlung nach dem Amortisation«-Plan im Jahre 1800 begonnen und bis 1890 incl. zu Ende
geführt sein muß.

Für diese Amortisationuud die Verzinsung sind bis dahin 4 050 Mark jährlich aufznbringeu.
Der IV. Ausschußwar der Ansicht, daß ein Nothstand vorhanden sei, der dringend Ab¬

hülfe bedürfe und daß es Ehrenflicht der Provinz sei, das Unrecht, was ihr Rechts-Vorgänger
begangen, möglichst wieder gut zu machen und beschloß einstimmig,dem hohen Landtage die unver»
änderte Nnuahme des Antrages des Provinzial-Verwaltungsratheö zu empfehlen.

Ich möchte zum Schlüsse noch ein Wort zu bemerken mir erlauben. Es ist in dem Re¬
ferate mehrfachdie Königliche Regierung erwähnt worden, und will ich hiermit tonstatiren, daß
dabei von der jetzigen Königlichen Regierung in Trier nicht die Rede ist, welche — wie ich gern
bezeuge — stets eine große Theilnahme für die Iuteresseu der Laudwirthschaftau den Tag gelegt hat.

Marschall: Ich eröffne die Diskussion.— Es wünscht Niemand das Wort, so schließe
ich die Diskussionund bringe den Antrag des Verwaltungsrathes und des Ausschusseszur Abstim¬
mung. Ich bitte Diejenigen, die dagegen sind, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.)

Der Antrag ist also genehmigt.
Wir gehen weiter zu:
2. Referat des IV. Ausschusses, betreffend Bewilligung eines Zuschusses zu

den Kosten der Wiederherstellung des Münsters zu Aachen.
Referent AbgeordneterPelz er: Meine Herren! Ich verweise Sie zunächst auf die Vorlage,

welche Ihnen Seitens des Provinzial-Verwaltuugsrathcs unter Nr. 61 der Drucksachen gemacht
ist. Sie haben diese Vorlage selbst gelesen und ich werde zunächst dazu übergehen, Ihnen das
Referat des IV. Ausschusses zu erstatten, welcheslautet wie folgt (verliest):

„Dem IV. Ausschusse wurde in seiner Sitzung vom 22. April cr. das Referat des Pro-
vinzial-Verwaltungsraths über den Antrag des Karl-Vereins zu Aachen auf Bewilligung einer
Beihülfe zu de» Kosten der Wiederherstellungder dortigen Münsterkirchevorgelegt.
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Der Ausschuß erkannte sowohl die hohe monnmenlale und historischeAedeMung des
genannten Domes, als das dringende Bedürfniß der beantragten Beihülfe zn den ^M Mer
Wiederherstellung, als endlich anch den Beruf der Provinz, gegenwärtig eine solche ^c.l,n se zu
leisten, einstiu.mig an und beschloß mit derselbenEinstimmigkeit, dem hohen Landtage den Antrag
des Provinzial-Perwaltungsrathes zur Annahme zn empfehlen " . . « <

Meine Herreu! Ich glaube, daß die Begrüudung des Antrages, wie sie seitens des >tar^
Vereins zn Nachen stattgefunden hat, so zwingenderNatur ist, daß ich wohl die Annahme des
Antrages hier in diesem hohen Hause erwarten darf. Aber ich möchte sowohlals Vertreter s.N
Aachen,wie auch als Referent des Ausschusses,meinen Wuuschdahiu richten, daß diesem Autrag,
bei dem es sich um eine wirtlich hohe nationale Ehrensachehandelt, dieselbe Einstimm.gte.tentgegen¬
gebracht wcroe, wie sie meines Wissens ihm im Provinzial-Verwaltungsrath nud Mnfalls uu
Ausschuß eutgegeugebrachtist. Vielleichtkauu ich dazu uoch Etwas beitragen, wem, .ch Ihnen m
Kürze die Motive darlege, die den Ausschußdahin geleitet haben, und die ich d.e Ehre hatte, dem
Ausschußvorzutragen. ^ ..<., ,., ..

Meine Herreu! Ich will Sie nicht lange cmfhaltenmit der Darleguug der h.stor.sch.n
Bedeutung des Banwerkes, um das es sich haudelt. Ich glaube, daß es nicht zu viel gesag . ,
wenn ich sage, dieses Bauwerk ist, wenigstensfür jeden Deutscheu,das historisch bedeutendste Bam
werk diesseits der Alpen. .^ , ^ ,., ^ , «>>^.„«

Meine Zerren! Dieser Bau hat seine Anfänge gleichzeitig m.t den Anfangen des Ruches
gehabt; uud er läßt sich wohl als die Wiege des Reiches beze.chnen Karl er GrM M
zunächst als seine Pfalz-Kapelle, den Kern desselbeuerrichtet. Er .st Pater d.e 'rouungs-StM
seiner Nachf lger auf dem deutscheuKönigsthron gewesen. '" ^entsche Kachr sn d dr gcko t
worden. Au diesen Bau schließt sich die ganze glorreicheGeschichte des den.schen «" "l e am
Jedes Iahrhuudert hat das Seiuige dazu beigetrageu, ihu immer re.cher zu g°^^^ uud o

er ein wahrhaft großartiges Kouglomerat vou Gebäude« gewordeu, au den, ,etzt „.ehr als e.n

pausen, geb^ ^^. ^^^ des Reiches ist gleichzeitig auch das ^^^
Baues bebeuteud hera^suukeu bis iu unser Iahrhuudert hmem, ett etwa 6 ^hr ,d
Manches ist zerfall... Auch sind fnrchtbare Verwüstungenüber ihn here.ngebrochen ... beso. de e
als im ^ h, 1656 eiu B and die ganze Stadt in Asche gelegt hatte, wnrden sehr bedeutende
Theil7dies7Ban s n mn lich der Thnrm vou der Zerstörungmit betroffen. Diese Verwüstungen
wurden mn auf das Nothdürstigstewieder hergestellt, da die Stadt iu Folge d.efes uugeheueru

Brauduuglii^ iu "e 'mrklichtie^e A^nuth ger^ ^^ ^^^^ ^^ ^^^

Am schli.^u7 ch e^w^Zeiten der '^Herrschaft, die ^nzofeuhabeude^
Bau s wer Kostbarkeiten beranbt nnd so^ Säuleu, - e.n Geschenk des Papstes
an Karl deu Großen - herausgebrocheuund mit nach Paris geschleppt;so lsr der Bau merk¬
würdig genng gerade zu den Zeiten der tiefsteu Erniedrigung des Vaterlandes auch selbst m emen
trostlosenZustand gerathen. Es war so weit getomme»,daß d.e Feuster des hohen Chores, das
im 14. Jahrhundert von einem großen AachenerPatrizier gebant war, - meines Wissens sind
es die höchsten gothischenFenster der Welt, - zum weitaus größten Theil vermauert wurden,
um iu den hohen Nischen zwischeuden Strebe-Pfeiler., hiu eiue Reihe von Krämerbudenzu
placiren. In diesem Zustand befand sich dieser Dom vor 50 Jahren; aber in gleichem Schritt,
wie sich das Vaterland aufgerafft aus feiner Erniedrigung, in gleichem Schritt hat mau auch
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Hand an's Wert gelegt, um dieses National' Heiligthum zu retten und wenigstens zu konferviren,
was vor und nach dem weitern Verfall entgegen ging. Dazn hat dann die hohe Munifizenz
unserer Könige nicht am wenigsten beigetragen, aber ich kann Sie versichern, auch die Stadt
und ihre Bürgerschaft hat seit mehr als 30 Jahren Alles aufgeboten,was iu ihreu Kräften stand.
Es sind successive alle wichtigstenAautheile rcstaurirt wordcu. Es ist rcstanrirt worden das
Oktogou, was eben die Pfalz Kapelle Karls des Großen war, der eigentliche Kern des Baues, Es
ist restaurirt worden der hohe Chor und seine Fenster sind mit Glasgemälden geschmücktworden,
die Säulen stehen wieder ringsum im Oktogou, die sämmtlicheuKapellen sind hergestellt. Meine
Herreu! Aber zur vollständigen Herstellung des Baues treten noch zwei Aufgaben an uns
heran, ohne deren Erfüllung das Bauwerk in Wirklichkeit seiner Bedeutung nicht mehr entsprechen
kann. Die eine, meine Herren, besteht in Folgendem: Der alte KarolingerBau, das eben erwähnte
Oktogon, ist geplant mit dem reichen Schmuckvon Mosaiken, wie sie in italienischenKirchen aus
gleicher Zeit sich uoch heute finden, und wie insbesondere die Kirche San Vitale in Ravenna,
die ebenfalls der Zeit der Karolinger angehört, sie bis auf uusere Tage herübergerettet hat. Diese
kostbarenMosaiken sind in Aachen total verschwunden: sie haben im Lauf der Jahrhunderte Platz
machen müssen einem zopfigen Schmuckvon Stuck- nnd Gypsfignreu, mit dem man ringsum die
Wände beklebt hatte in der Zeit des höchsten Ungeschmackes,nnd fernerhin einer Fresko-Malerei
des allerschlcchtesten Geschmackes. Das meine Herren, mußte unbedingt beseitigtwerden, als mau
an die Herstellungdes Baues ging, um ihm eben wieder einen ernsten und monumentalenCharakter
zurückzugeben.Heute aber stehen eben deshalb die hohen Pfeiler und Gewölbe dieses Oktogon noch
vollständig kahl und jedes Schmuckes beraubt. Je einfacher die arcbitektcnischenFormen eines
solchen Bauwerkes sind, um so nothwendiger ist es aber, ihm den Schmuck zurückzugeben,den
es in den Zeiten seiner Entstehung getragen hat.

Die zweite Aufgabe besteht darin, die Wcst-Fayade des Münsters, eben den Thurm wieder
herzustellen, von dem ich vorhin schon bemerkthabe, daß er total verunstaltet und verwüstet sei;
der Thurmhclm fehlt vollständig; statt dessen befindet sich ans der halben Höhe des ursprünglichen
Thnrmes ein Glockcnstuhl aus Backsteinen,zu armselig, um einer Dorfkirchezu dieneu. Dazwischen
hat es sowohl für die Anfgabc der Herstellung der Mosaiken, als für die der Herstellung des
Thurmes langjähriger Studien bedurft. Es sind die ersten Antoritätcu auf beiden Gebieten um
Rath gefragt worden, es sind verschiedenePläne gemacht,wieder geändert und am Ende verworfen
worden, bis sich dann endlich heute über die vorliegendenPläne alle betheiligten Faktoren, sowohl
die Kommissionen,die Seitens des Ministers in Berlin, als die Seitens der geistlichen Behörde
eingesetzt waren, geeinigt haben.

Bezüglich des Thurmes bin ich in der Lage, Ihneu ein anschaulichesBild in einer
jüngsthin aufgenommenenZeichnung, — in der eben das Hauptgewichtauf diesen Thurm gelegt
wurde, — vorzulegen. Ich würde den Herrn Marsch all bitten, etwa diese Zeichnung zirkuliren
zu lassen, damitSie sich veranschaulichen können, um welches Bauwerk es sich haudelt. (Marsch all:
Soll geschehen.)

Was nun die Geldmittel anlaugt, so ist in dein Antrag des Karl-Vereins zunächst
dargelegt, welche Mittel nns zur Zeit zur Verfügung stehen. Es ist wiedernm zunächst König¬
liche Munifizenz, der wir für die Mosaiken 60 000 Mark zu danken haben und für den Bau des
Thurmes 90 000 Mark. Die Mosaiken werden aber nach dem Kosten-Anschlag des Dr.
Antonio Salviati aus Venedig, der aus Anlaß dieses großen Werkes sein Atelier von Venedig
uach Berlin zu verlegen sich entschlossen hat, auf 98 400 Mark berechuet; für den Thurm beträgt
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der Kosten-Anschlag180 000 Mark, so daß für die beiden Werke ein Gesammt-Betrag von
278 400 Mark aufzubringen ist

Sie finden mm ans Seite 2 der Vorlage, was bis dahin für diesen Bedarf aufgebracht
worden ist. Ls sind das, wie bereits erwähnt, Gnaden-Geschenke von 60 und 90 000 Mark, und
es sind die Beiträge der Vereinsmitgliedcr im Betrage von 52 2l2 Mark, also eine Gesammt-
Summe von 202 212 Mark, sodaß gegenwärtignoch circa 76 200 Mark fehlen.

Meine Herren! Dieser Betrag muß absolut aufgebrachtwerden, wenn nicht vielleicht die
beiden Werke scheitern sollen. Mit Dr. Salviati ist bezüglich der Mosaiken ein Vertrag abgr
schlössen,demzufolgedie vorhandenen Mittel schon jetzt in Anspruch genommen werden müsse»,
um dorthin Vorschuß-Zahlungenzn leisten. Für den Thurm würden keine ausreichendenMittel
übrig bleiben, wenn nicht Hülfe gefchafft würde, und gerade für den Thurm ist auf das Dringendste
ein reicher Betricbs-Fonds nöthig. Sie ersehen aus der Vorlage, daß die Raten-Zahlungen, in
welchen das Königliche Gnadengeschenk ausgezahlt werden soll, geknüpft find an die Bedingung, daß
der Karl-Verein einen gleichen Iahres-Beitrag aufbringe uud überdies nachweist, daß jedesmal
die beiden Beiträge für das betreffendeWerk verwandt worden sind. Meine Herren! Wenn der
Karl-Verein diesen Iahres-Beitrag nicht aufbringt, dann tritt geradezu die Gefahr der Zurück-
ziehung des KöniglichenGeschenksan uns heran, und eine nicht minder große Gefahr besteht
darin, daß die Bauhütte, die augenblicklich wirklich aus sehr tüchtigen Steinmetzen besteht, in alle
Welt auseinander läuft und daß mau dann sehr große Mühe und Zeit nothwendig haben würde,
um gleich tüchtige Kräfte wieder zu gewinnen,wie sie für einen derartigenBau absolut nothwendig
sind. Meine Herren! Sie werden zugestehenmüssen, daß die Hülfe eine durchaus dringend
nothwendigeist. Aber vielleicht wird mir entgegnct: Warum hilft die Stadt Aachen nicht? die
Stadt kann ja die Mittel selbst aufbringen (Sehr richtig.) Ja meine Herren, Sie sagen sehr richtg.
aber wollen Sie die Güte haben zu hören, daß für diesen Bau, der wohl nicht so ganz lokaler
Natur ist, fondern eine weit über den Ort, wo er steht, Hinansreichende Bedeutung hat, daß für
diesen Bau seit 40 Jahren die Stadt Nachen geradezu allein kontribuirt hat. Die Stadt hat
alljährlich aus städtischen Mitteln 3 000 Mark auf das Budget genommen. Jüngst hat sie eine
außerordentlicheGabe von 12 000 Mark dein Bau für seiue Frcilegung zugewandt, die Bürger¬
schaft hat alles Mögliche gethan, nm eben dieses Bauwerk, nicht sich, sondern der Provinz und der
Nation zu retten. Die Bürgerschaft hat seit 30-40 Jahren, abgesehen von dem Konigl. Geschenk,
allein gebaut und thut dies jetzt inmitten der bedrückcndstcnLage in allen wirtschaftlichen, in
allen industrielle,,, in allen Erwcrbsvcrhältnisscn, da wollen Sie uns wirtlich anf uns allein ver¬
weisen, um derartige Aufgaben auszuführen.

Meine Herren! Es sind alle Kräfte, die bei uns angespannt werden können für einen
derartigen ^wcck erschöpft, und wenn nicht von anderer Seite Hülfe kommt, wenn in Wirklichkeit
sich nicht anderwärts auch Sinn dafür zeigt, ein solches Banwerk seiner Bedeutung entsprechend
herzustellen, dann fürchte ich, daß man in Aachen nicht einmal in dem Maße mehr beitragen
wird, wie bisher, wie dies seit 30 Jahren geschehen ist.

Sagen Sie mir auch nicht, dann geht weiter nnd fucht über die Provinz hinaus Hülfe,
l"ßt ganz Dentfchlanb helfen, denn dieser Bau geht eben Deutschlandan. Ja, meine Herren, ich
verkenne durchaus nicht, man sollte anch in weitere Kreise über die Provinz hinaus mit diesem
^'liegen sich wenden- aber meine Herren, Sie mögen doch bedenken, daß der Cölner Dom seit
"»er langen Reihe von Jahren alle diese Kreise in Anspruch genommeuhat, daß eine vollständige
Organisation für den Cölner Dom durch das ganze Vaterland besteht, nnd daß man gegenüber
solcher Organisation unmöglichKonkurrenzmachen taun. Solche Konkurrenzwürde nicht gelingen
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und wcnn sie gelänge, dann würde sie meines Crachtcns zum Nachtheil des Cölner Domes
gelingen, davon hat man in Aachen von vornherein Abstand genommen, man hat dort vielmehr
mit allen Kräften auch den Cölner Dom zu fördern sich bemüht.

Endlich möchte ich noch einem Einwände begegnen, der mir gestern von einzelnenHerren
mitgetheilt worden ist; man fagte mir, wir follten uns doch durch eine Verloosunghelfen. Auch
das ist versuchtworden, wie überhaupt alles Mögliche versucht worden ist, es sind wiederholte
Gesuche au diejeuigeu Behörden, die sonst sehr entgegenkommendgewesen sind, und die die
Genehmigungzu solche« Vcrloosnngenzu ertheilen haben, gerichtet, aber stets abgeschlageu worden;
nur für den Thurmbau wurde eine Dombau-Lotterie, jedoch ohne Geldgewinne, gestattet. Aber
leider ist heute nur für solche Lotterien, bei denen man Geld gewinnt, Interesse da, Lotterien,die
auf Geschenken beruhen oder für welche an uud für sich wenig wcrthvolle Gegeustände augeschafft
werden, finden keinen Anklang. Diese Erfahrung haben wir gründlich gemacht. Wir hatten ver^
fucht vor 2 oder 3 Jahren eine Lotterie von Gemälden zn veranstalte». Es ist damals eine
Sammlung angekauft worden für den Betrag von 11000 Thaler, glücklicherWeise mit der
Bedingung, daß diese Kanffummceventuell anch mit Loofen ausbezahlt werden konnte, wenn die
Loofe nicht hinreichendenAbsatz fänden. Das war der erste Versuch, mit dem wir eben an
weitere Kreise herangetreten sind, mit dessen Ausführung sich insbesonderegerade der Generalagent
der Eölner Dombau-Lottcric befaßt hat. Es ist alles geschehen, nm diese Loofe unterzubringen,
nur vielleicht das Eine ist unversucht gclasseu, den Mitgliedern des Proviuzial-Landtagcs einen
Haufen Loofe in's Hans zu schicken (Sehr wahr), das ist vielleicht das einzige Mittel, das unter¬
lassen worden ist (Große Heiterkeit). Aber alle andern sind angewandt worden, und wir haben
doch ein klägliches Fiasko mit der ganzen Lotterie gemacht,es sind kaum die Kosten gedecktworden,
und der größte Theil der angekauftenObjekte ist den Verkäufer!!zurückgeliefert wordcu.

Unter diesen Umständen,meine Herren, werden Sie es uns nicht verdenken, wenn wir
nicht an weitere Kreise uns wandten, wcnn wir uns an die Provinz wenden, und ich glaube, es
hat gerade die Provinz auch ganz besondersdie Aufgabe, hier helfend einzutretcu, deun auf dem
Boden dicfer Provinz, meine Herren, hat sich die Gefchichtcabgespielt, ans der dieses, und so
viele andere inouumentale Bauwerke hervorgegangen sind. Die Provinz ist daher gewissermaßen
als Begründerin dieser Monumente anzusehen, und ihr wird daher die Bitte nahe gelegt, auch
deren Erhaltung zu Hülfe zu kommen.

Marfchall: Ich eröffue die Diskussion.
AbgeordneterKacfeu: Meine Herren! Wenn Sie den Antrag annehmen wollen, so

möchte ich doch bitten, auf bescheidene Grenzen zurückzukommen.
Meine Herren! Der Antrag lautet auf eine Beihülfe aus der Provinzial-Hülfskasse.

Diefes Geld ist bestimmt zu Verwendungenzu gemeinnützigen Zwecken im Interesse der Provinz.
Es ist mir zweifelhaft, ob dies ein Zweck für das Interesse der Provinz ist, denn wenn in dem
Referat gefugt ist, daß Herr Direktor Salviati sein Atelier nach Berlin verlegt habe, so weiß ich
nicht, was die Provinz für ein Interesse daran hat. Ihr kann es gleichgültigfein, ob die Gelder
für die Mosaikennach Venedig wandern oder nach Berlin, die Provinz wenigstenshat kein Interesse
daran als Provinz. Dann ist der Punkt für mich maßgebend,daß Seine Majestät 150 000 Mark
bewilligt hat mit der Bedingung, daß der Karl-Verein einen ähnlichen Betrag aufbringe, und das
kann ich nicht so verstehen, daß der Karl-Verein jetzt die anderen Gelder aus andern öffentlichen
Kassen holen kann (Heiterkeit), sondern ich meine, daß damit gemeint sei, daß der Rest aus frei¬
willigen Beiträgen aufgebrachtwerde. Ich glaube nicht, daß das öffentliche Interesse in Deutsch-
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land so gering ist, es scheint mir, daß der Karl-Verein die Sache etwas ungeschicktangefaßt hat.
Cöln hat mit seiner Bettelei für den Dom mehr Erfolg gehabt, es ist uns niemals eingefallen,
uns an öffentliche Kassen zu wenden. Es sind hier viele Mitglieder, die für den Eölncr Dom
bezahlt haben, der Eine für die innere Ausschmückung, der Andere mit einem Fenster u. s. w.
Keiner kommt ungeschoren davon. Daß der Karl-Verein sicher ist, die fehlende Snmme auch fo
zusammen zn bringen, daß beweist ja, daß er bereits Verträge abgeschlossenhat. Wenn Sie Nichts
bewilligen, werben die Mosaiken doch angeschafft werden, und ich möchte rathen, daß die Stadt
Aachen mit dem Thnrmban noch ein paar Jahre wartete, bis wir in Eöln fertig sind, sie könnte
dann auch die Bauhütte von Cöln übernehmen, die wir bis dahin sehr gern los werden. Nach
2 Jahren überlassen wir auch die Lotterie-Platten dem Aachener Domban, nnd sie könnten dahin
Aachen fchreiben, wo jetzt Eöln steht (Heiterkeit). Aachen hat eben »nr das Unglück gehabt, mit
Eöln in Konkurrenz treten zu wollen. Ich rathe also, mit diesemThnrmban, der jetzt Jahrhunderte
gewartet hat, uoch 2 Jahre zu warten, bis die Cölner Thürme fertig sind. Ich bin überzeugt,
die Lotterie für den Aachener Dom würde dann Erfolg haben. Die ganze fehlende Summe beträgt
72 000 M, uud wenu nun wirklich die Ausschmückung der Kirche und der Thurmbau so interessante
Bauten siud, fo müßte es doch nicht schwer fallen, diese Summe noch zusammen zu betteln. Ich
kann nicht verstehen, daß die Provinz dafür ein folches Interesse hat, daß wir eine solche Summe,
wie sie vorgeschlagen ist, bewilligen, bann würbe bald Jeder etwas von dem Provinzial-Landtag
haben wollen, Ich würde vorschlagen, die Summe höchstens auf l0 oder 15 000 M. zu bemessen.
50 000 M. zu geben ist zu viel, das Geld gehört der ganzeu Provinz an, und nicht der Stadt Aachen.

Abgeordneter Ientges: Der Herr Referent hat in seinem Vortrag bemerkt, er würde
sich kurz fassen; ich will seinem Beispiel folgen (Heiterkeit).

Meine Herren! Bei aller Shmpathie, die ich nicht weniger wie der Herr Referent einem
so hervorragenden Denkmal deutscher Kunst uud Geschichte zolle, befinde ich mich ebensowenig wie
der Herr Vorredner in der Lage, dem Vorschlag des Vcrwaltungsrathes und des IV. Ausschusses
beizustimmen. Um eiuc Summe vou 50 000 M. als Beihülfe für Kunstzwcckc zu gebe», muß
mau aus dein Vollen schöpfen können, uud ich glaube uicht, daß heute die Nhcinprovinz aus dem
Ucberflnß schöpfen kann. Wir befinden uus feit einer Reibe von Jahren mehr oder weniger in
einem Nothstande, und wenn es hier oft heißt von armen Gemeinden in der Eifel uud an der
Mosel, so glaube ich, daß sich viele unserer größeren Städte gegenwärtig in einem noch größeren
Nothstände befinden. Allen Anforderungen für Armenverwaltnng, Schulwesen :c. gegenüber befinden
Wir uns fast nicht mehr in der Lage, die Steuern aufzubringen, und wenn wir nun nach Hause
kommen und sagen: wir haben außer 40 000 M. für die Errichtung zweier Provinzial-Museen
«och 50 000 M. — für den Ausbau des Aachener Domes gegeben, ja meine Herren, fo wird
man sich da höchlichst verwundern und mit vollem Recht, namentlich Aachen gegenüber, welches
nicht mit Unrecht die reichste Stadt der Provinz genannt wird. Ich weiß nicht, ob alle Herren
mit den Aachener Verhältnissen bekannt sind. Ich habe vor ca. 1>/2 Jahren im Auftrage vou
2 Parteien ein großes Rittergut a« die Stadt Aacheu vertauft uud bei dieser Gelegenheit erfahren,
daß die Aachener Armen-Verwaltuug über ein Vermögen von 12—15 Millionen Mark verfügt,
24 große Ackergttter, mehrere Spitäler, ein Invaliden-Haus n. f. w, besitzt, tnrznm über ein
vermögen verfügt, das in unserer Provinz wenigstens als ein enorm hohes bezeichuet werden darf.
Und was ist solcher reichen Gemeinde gegenüber eine jährliche Beihülfe der Stadt vou 3 300 M.
und eine einmalige Hülfe von 12 000 M. ? Diese Beihülfe der Stadt Aachen kann gewiß als
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eine sehr geringe bezeichnet werden, und darum möchte auch ich Ihnen dringend empfehlen, dem
Antrage des Herrn Kaesen beizutrcten,daß wir statt 50 000 nur 15 000 M. bewilligen.

Referent Abgeordneter Pelzer: Es hat mich weniger frappirt Seitens des Herrn Abgeordneten
für Crefeld einem Widerspruch zu begegnen, als Seitens des Vertreters für Eöln, welche letztere
Stadt wabrlich bei aller Welt alle Hebel in Bewegung gefetzt hat, nm endlich ihren Dom dahin
zu bringen, wo er sich heute befindet. Ich glaube, die Eölner würdcu diesen Dom nicht gebaut
haben, wenn Cöln ans fich allein angewiesengewesen wäre, solche Antwort, wie ich eben dorther
gehört habe, darf deshalb billig Verwunderung erregen. Cöln hat Unterstützung gefnndcn aus den
Kassen der deutschen Fürsten, wie sie größer kaum gedacht werde« kaun. Die Mnnifi^cnz des
Königs von Bayern ist wahrhaft großartig gewesen, und eben das hat ganz besonderszu Wege
gebracht, größere Mittel in weiterem Kreise zusammenzu bringen. Die DombcnvLottcrichat große
Summen aufgebracht, wozu wir Alle beigesteuert habe»; der Dombau ist iu Folge dessen durch
gemeinsameHülfe auf das wirkfamste und iu ganz unerwarteter Weise gefördert worden. Der
Herr Abgeordnetefür Cölu macht Aachen den Vorwurf, cS l,abe ungeschicktoperirt, dennoch habe
ich bis dahin nicht gehört, worin die Ungeschicklichkeitbestandenhätte, und ich habe noch weniger
einen Rath gehört, wie zur Zeit geschickterverfahre» werden könnte.

Wenn Sie die Akten des Karls-Vereins durchsehen, so werden Sie finden, daß der Verfuch
gemacht worden ist, überall anzuzapfen, wo nur gehofft werden durfte, daß irgend Etwas zu
erreichenfein würde. Der Karls-Verein hat keine Mühe gefcheut, uud ich glaube, er ist wirklich
mit aller Geschicklichkeit voran gegangen.

Der Herr Abgeordnetefür Cöln verweist nun darauf, wir folltcn warten, bis der Cölner
Dom fertig fei, inzwischenunsere Bauhütte nach Hause gehen lassen und die Cölner Bauhütte
übernehmen. Das scheint mir wirklich kein Vorschlagzu sein, mit dem man im Ernst einein solchen
Werk wie diesem, helfen will.

Der Herr Vertreter für Cöln bemerkte, die Proviuz müßte ans den» Ueberfluß schöpfen,
um solche Mittel bewilligenzu köunen, wie sie hier beanspruchtwerdeu.

Meine Herren! Ich verkennegar nicht, daß sich die Provinz in einer fatalen Finanzlage
befindet; das wissen wir in Aachen gerade sehr gut zu würdige», wo wir von dieser fatalen
Finanzlage, glaube ich, ganz befondcrs hart betroffen find, und wo die Umlage ganz besonders
schwer lastet. Aber, meine Herren, ich glaube doch, daß es wünschcnswertbwäre, wenn der hohe
Landtag dafür Sorge trüge, daß man die Provinz nicht blos als eine neue Instanz für Steuern
ansehe; und dahin könnte es bald kommen, wcnu sie diese idealen Zwecke iu solcher Weise vou sich
ablehnen wollten, wie es die beiden Herren Vorredner gethan haben.

Nur noch eine Bemerkung in Bezug auf deu kolossalen Reichthum der Stadt Aachen.
Ja, es ist ganz richtig, aus alter Zeit bestehen eiue Reihe großer Stiftuugeu, die es uns möglich
machen, für das Armen-Budget eine Erleichterung zn finden; aber wie es mit dem Reichthum der
Stadt aussieht, dafür bitte ich Sie mir zn erlauben, bei Ihnen den letzten Vcrwaltuugsbericht
(Oho) hier zirkuliren zu lassen, Sie können fich daraus überzeugen,daß die Hälfte der Einwohner
stenerfrci ist, Sie können fich daraus überzeugen, daß unter 18 000 Steuerzahlcnden sich nahezu
10 000 mit einem Steuersatz von nur 3 Mark befinden, daß wir nur 1500 Einkommensteuer-
Pflichtige haben, so daß die Steuern in horrender Weise sich auf die einzelnen Steuerzahler
vertheileu; daß insbesondereaber anch das Armen'Bndget in continuirlichcrenormer Steigerung
begriffen ist.
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Abgeordneter Ientgcs: Der Herr Referent hat vorher eine Bemerkung gemacht,die
geeignet wäre, die Verhältnisse der Stadt Crefeld in unrichtigerWeise zu illustriren. Es sind noch
nicht 15 Jahre her, da hatte die große katholische Gemeinde in Crefeld, welche jetzt über 50 000
Seelen zählt, allerdings nur ein einziges Gotteshans und sie war kaum in der Lage, darin dem
religiösenBedürfniß der Gemeinde zu entsprechen. Damals haben meine katholischen Mitbürger
nur aus eigenen Mitteln, aber mitZusammcuraffung aller Kräfte es zu Wege gebracht, 2 neue
Kirchen auf einmal hcrznstellcu. Die eine hieraus entstandene Parochial-Gemeindevon ca. 15 000
Seelen entbehrt noch heute einen Thnnn ans der Kirche und wenn solche Gemeinden nnr mit
Aichvaudaller eigenen Kräfte sich die Befriedigung ihrer kirchlichen Bedürfnisse verschaffen, wenn
die nicht an den Landtag um Hülfe herantreten, dann ist das eine würdige Illustration Ercfcld'S
Aachen gegenüber,welches heute für seiucn Dom von der Provinz 50 000 Mark verlangt. Wollen
wir nach dieser Richtung hin thätig sein, dauu gebeu Sie der Gemeinde St. Stephan in Crefeld
Mittel, um einen Thurm für ihre Kirche zu banen; aber für Aachen eine Beihülfe von 50 000
Mark zu geben, glaube ich, tonnen wir nicht verantworten,

AbgeordneterFriederichs: Meine Herren! Ich bedauere den Ausfall des Herrn Re¬
ferenten gegen Crefeld, der etwa die Fassung zuläßt, als wenn Crefeld nur gäbe in der Voraus¬
setzung mehr wieder zu bekommen. Ich denke, wir verlassen diese Seite unserer Diskussion und
diese Verglcichnngen,nnd lassen uns lediglich in dieser Frage führen durch die Bedeutung, welche
der Aacheuer Bau für unsere Nation hat in historischer wie archilcctonischcrBeziehung. Ich habe
allerdings schon im Ausschuß der Befürchtung Ausdruck gegebeu, daß die Summe groß wäre im
Vergleich zn uuseren Mitteln, nnd ich möchte Sie deßhalb bitten, unsere Diöcussion zu beschränken
auf die Festsetzung der Höhe der Summe, wie sie dem Werke und gleichzeitig unseren Mitteln ent¬
spricht! Unter allen Umständenbitte ich Sie „zu gebeu." (Bravo).

AbgeordneterConze: Ich wollte mir zuuächst au den Herrn Referenten die Frage
erlauben, welchen Theil an der Aufbringung der Kosten die Domgcmeindc selbst geleistet hat, und
welche Kirchensteuer,oder ich weiß nicht, wie man das in Aachen nennt, sie für den Dom fort¬
während leistet?

Referent AbgeordneterPelz er: Eine Domgcmeinde besteht überhaupt gar nicht, es
handelt sich vielmehr um eine Stiftskirche, welche keiner bcfondercu Gemeinde zugetheilt ist.

AbgeordneterConze: Ich bin darüber beruhigt und wollte mir nur- erlauben, für das
Prinzip — nicht speziell für den Antrag auf Bewilligung von 50 000 Mark — Ihre Zustimmung
zu erbitten. Ich möchte doch glauben, daß wir das Gesuch des Carls-Vereins nicht ganz abweisen
tonnen. Es giebt gewisse Forderungen, die man, wenn sie an uns herantreten, als Privat-Person
"icht ablehnen kaun. Wenn an mich die Frage heranträte, ob ich Etwas beisteueruwolle für die
Herstellungdes Doms, fo würde ich dein Gesuch Folge leisten und glaube annehmen zn dürfen,
baß kein Mitglied des hohen Hauses dasselbe ablchueu würde. Die historischeBedeutung des
Domes ist fo zwingend,daß man es nicht ablehnen kann. Es ist eine ideale Sache, deren Unter¬
stützung sich unsere Provinz, resp, der Landtag nicht wird entziehen können. Ob die Summe so
hoch gegriffen werden mußte, will ich nicht untersuche»; möchte aber glaube», daß „ach den Aus¬
führungen, die der Herr Referent gegeben über die Bemühungen und die Erfolglosigkeitdieser
Bemühungen, von Seiten der Stadt Aachen als solcher nnd der Bürgerschaft Aachens, größere
Summe» zu erlaugeu, es im Hinblick auf das Verhalten der Stadt zu ihren Kuustdeukmälerneine
zweifelhafteEhre ist, AachenerBürger zu sein. Ich muß sehr bezweifeln,ob es im Interesse der
Stadt richtig war, dies Verhalten hier so stark zu prononciren. Aber notorischist der Verein in
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der ttage, die Mittel zur Herstellung des Doms nicht zu besitzen, und ich möchtebitten, daß wir,
weil das Gesuch um Beihülfe einmal an uns gerichtetist, demselbeu entsprechen in der Weise, daß
wir die Mittel der Provinz nicht zu stark iu Anspruchnehmen, aber unsere Theilnahme für das
Werk zeige», indem wir etwa 15 000 Mark bewilligen.

Abgeordnetervon Eyncru: Meine Herren! Auch ich verkenne keineswegsdie historische
Bedeutung des NachenerDoms, und ich bin bereit, aus den Mitteln der Provinzial-Hülfskasse
etwas zur Unterhaltung dieses Vanwerks zu bewillige,,, ich thue dieses um so lieber, als dadurch
zugleich die Mosaik-Iudnstric auf deutschen Boden verpflanzt wird; eine Verpflanzung, die ich für
sehr bedeutsam, für fchr wichtig für die Entwicklung unserer Kunst-Industrie erachte. Aber
50 000 Mark kann auch ich uicht bewillige«. Ich stelle mich gauz auf den Boden des Antrags
des Herrn Kaesen und werde nur 15 000 Mark bewilligen.— Ich habe übrigens den Eindruck
bekommen, als wenn der Karls-Verein auch mit diesen 15 000 Mark zufriedenwäre, ja, daß er
die sehr hohe Forderung von 50 000 Mark wohl in diplomatischerArt gestellt hat, um wenigstens
Etwas zu bekommen. (Heiterkeit.) Ich bin überzeugt, wenn der Herr Referent nach Schluß
dieser Debatte, die ihm, wie ich hoffe, 15 000 Mark zuerkennen wiro, an den Karls-Verein nach
Aachen telegraphirt: Ich habe nicht 50 000, aber 15 000 Mark bekommen, so wird unter den Mit¬
gliedern des Karls-Vereins großer Jubel herrsche«. (Heiterkeit.)

Nefercut AbgeorduetcrPelz er: Ich habe zunächst gcgeuüberder Korrektur, die mir ebeu
hier zu Theil gewordeu ist, zu bemerken, daß meine vorige Ausführung, Crefeld habe keine monu¬
mentale Bauten und es wäre wohl aus diesem Gründe von Seiten Erefelds Widersprucherhoben,
durchaus uicht iu dem Siune gemeint war, wie der Herr CollegeFriederichs meine Aeußerung
aufgefaßt hat. Ich habe gesagt, daß in Crefeld das Interesse für solche monumentaleBcmtcu ver¬
muthlich etwas schwächer wäre, und ich möchte auch glaube», daß die Bemerkungen des Herrn
Vertreters für Crefeld mir in Wirklichkeit eine Berechtiguug zu dieser Auschauuug gebeu. Wenn
das Bedürfniß einer neuen Kirche in Crefeld hier in Parallele gestellt wird mit einer Forderung,
wie sie heute von Seiten des Karls-Vercius an Sie gestellt ist, so bildet das ein charakteristisches
Zeichen dafür. Wir begehren hier nicht etwa ei» Almoseufür die nothwendigenBedürfnisse des
Gottesdienstes, sondern uuser Begehren gilt einen monumentalenBau, der nicht Aachen allein
gehört, fondcrn der zunächst auch der Provinz gehört, für einen Bau von solcher Größe und Bc-
deutuug, daß ihu eine eiuzelneStadt weder iu früheren Jahrhunderten, noch jetzt ausführeu oder
auch nnr dauernd erhalten könnte. Was die zweifelhafteEhre angeht, AachenerBürger zu fein,
von der der Herr College Conze gesprochen hat, so erwidere ich, es ist weuigsteus insoweit eine
bedenkliche Ehre, als die Einwohner von Aachen ganz besondersmit Steuern belastet sind.

Meine Herreu! Ich möchte Sie bitteu, nicht auf die Herabsetzungeinzugehen, wie sie
hier von verschiedene»Seite» vorgeschlagen ist, oder wenigstens nicht auf eine so bedeutende Herab¬
setzung, wie sie in Vorschlag gebracht worden ist. Der Karls-Vereiu hat zwar gar keiue bestimmte
Forderungen gestellt, wie irrthümlich eben bemerkt wurde. Die Bemessnngder Summe ist vom
Karls-Vcrein nicht ausgegangen, eiuc bestimmteSumme ist von ihm gar nicht genannt worden,
sondern der Provinzial-Verwaltuugsrath hat uach Prüfung der ganzen Sachlage, speciell aber auch
der Finanzlage der Provinz geglaubt, diese Summe in Vorschlagbringen zu dürfen, und ich möchte
glauben, daß diefer Vorschlagein angemesseuerist, weun Sie berücksichtigen, wie große Snmmen
bereits seit 30 Jahren Aachen aufgebracht hat. In jüngster Zeit sind 52 000 Mark zu diesem
Zweck speciell aufgebrachtwordeu. Ich bitte Sie zu berücksichtige«,daß iu Wirklichkeit das ganze
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Projett des Thurmbaues Schiffbrnch leiden tömite auf längere Zeit, wenn Sie so bedeutendden
Antrag des Provinzial-Vcrwaltnngsrathcs herabsetzen.

Marsch all: Es wünscht Niemand noch das Wort, so erkläre ich die Diskussion für
geschlossen und briuge zunächst den Antrag des Ausschussesuud Proviuzial - Verwaltuugsrathes,
50 000 Mark zu bewilligen,zur Abstimmung, Fällt dieser Antrag, so würde der Antrag des Herrn
Kacsen uud Genossen,15 000 Mark zu bewilligen,zur Abstimmungkommcu. Ich bitte Diejenigen,
welche für den Antrag des Ausschusses und Prouinzial-Verwaltnngsrathcs sind, sich zu erheben! —
Das ist die Minorität. Nunmehr bitte ich Diejenigen, welche für den Antrag des Abgeordneten
Kaeseu nnd Genossen stimme», sich zu erheben. — Das ist die Majorität, der Antrag ist
also genehmigt.

Ehe wir in der Tages »Ordnung weitergehe«, habe ich Ihnen eine geschäftliche Mitthei-
lnng zu machen. Es zirkulirt hier bei den Herren Abgeordneteneine Äste über die Theilnahme
bei dem Festeste«am Montag in der Tonhalle. Ich möchte duzn bemerkeu, daß es bei frühereu
gleiche» Anlässen jedem Mitglied freigestandenhat, einen oder zwei Gäste mitzubringen. Ich theile
das hier mit für die nenen Mitglieder des Landtages, die diesen Usus uoch nicht kennen. Ich
würde also die Herren bitten, hinter dein Namen zu inscriren, wieviel Gäste Sie mitbringen wollen,
und die Zahl der Couverts, welche gewünscht werden, bitte ich zu bemerken. Wir gehen nun-
mcyr über zu:

3. Bewilligung ciuer Beihülfe an die Genossenschaft für die Erft-Re-
gulirung.

Referent AbgeordneterGraf von Mirbach: Meine Herren! Mit der Erft-Negulirung ver-
hält es sich ähnlich, wie mit der Ncgulirungdes Alfbach-Thalcs,wie es der Herr Referent für diese An¬
gelegenheitmit beredetemWorten als ich es vermag, Ihnen geschildert hat. Es ist auch hier ein
Druck geübt worden, dem Niemand ans die Dauer widerstandenhat. Das Referat des IV. Aus¬
schusses lautet wie folgt (verliest):

„Nachdem der IV. Ausschuß über das Referat des Provinzial-Verwaltnngsraths, betreffend
die Bewilligung einer Beihülfe an die Genossenschaftfür die Melioration der Erftniederung,
(Nr. 60 der Drucksachen) berathen, beschloß derselbe einstimmigin Anbetrachtdes außerordentlichen
Nothstandes, in welchem sich gegeuwärtig gedachte Geuosseuschaft befindet, indem, amtlichen Nach,
weifen zufolge, pro 1879 der von den Grundbesitzernzu zahlende zehnfache Beitrag, inclusivc
sonstigerSteuern in einzelnenGcmciuden diese selbst bis zn 1'/» des Katastral-Reinertrages der
betr. Grundstückeim Beitrags-Gebiete, Private vielfach noch höher belasten würde, so daß mehrfach
voraussichtlichder ganze Iahrescrtrag, der häufig gar uicht ciumal wirklich meliorirtenWiesen und
Liindereieudurch Steuern und Lasten absorbirt wäre, daß ferner ein ?-8facher Beitrag auch noch
in den nächsten Iahreu voraussichtlich aufgebracht werden muß - dem hohen Landtagevorzuschlagen,
derselbe wolle dem Antrage des Provinzial-Verwaltnngsraths, dahin gehend:

Der höbe Landtag wolle beschließen, der Genossenschaft für die Melioration der Erft¬
niederung für die Jahre 1879, 1880 und 1881 eine Beihülfe von jährlich 15 000 Mark
aus dem Zinsgewinnc der Provinzial-Hülfskasfezu gewähren,"

die Genehmigung ertheilen."
Marschall: Ich eröffne die Diskussion.
AbgeordneterFreiherr von Wenge-Wulffen: Ich möchte zunächst konstatiren, daß diefe

Melioration in einer unserer reichsten Gegenden geschieht und von einem ungeheuern Nothstande
der Gemeinden gar nicht die Rede sein kann.
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AbgeordneterFreiherr Eugen von Loö: Ich habe mich auch aus dem eben Gehörten
nicht überzeugenkönnen, daß eine solche Bewilligung an die CrftMelioratious-Genossenschaftgerecht¬
fertigt wäre. Ich bin überzeugt, daß, als die Genossenschaft in's Leben getreten ist, eine genane
Zusammenstellnngder Kosten stattgefundenhat, und daß die damalige Uebersicht den Interessenten
nicht so drückend erschienen ist, wie sie jetzt geschildert wird.

Außerdemmöchte ich doch bringend hervorheben, daß ein Zuschuß aus deu Zinsen der
Provinzial-Hülfslasse vor allen Dingen doch unr für die Beseitigung eines Nothstandes, resp, die
Beseitigung eines Theils eines Nothstandes bestimmt ist. Ich für meine Persou bin nicht in der
sage, dem Autrage zuzustimmeu,wenn nicht ganz andere Motive angeführt werden, als was ich
bis jetzt gehört habe. -^ Dann möchte ich auch noch Anstunft in der Beziehunghaben, in welchem
Maße sowohl au den Kosten, die entstandensind, als auch an dem etwaigen Veitrag der aus den
Zinsen der Provinzial-Hülfslasse eutuounuen werden soll, partizipircu:

Erstens die Gemeinden,dann der kleine Grundbesitznud endlich der große Grundbesitz?
Referent AbgeordneterGraf von Mirbach: Was die letzte Frage des Freiherrn von Loö

betrifft, fo ergibt sich die Antwort, wie ich glanbc, schon aus dein Referate des Provinzial-Verwaltuugs-
raths. Der einfache Beitrag der im Melioratiousgcbietebelegeucu Gruudstücke war auf etwa 17 000
Mark festgesetzt, es müßte aber jetzt pro 1879 der zehnfache Beitrag erhoben werden, so daß die
Grundstücke der Gemeinden mit 41320, die der größeren Grundbesitzermit 38 300, alle übrigen
mit 92 050 Mark zu belasten wären.

Ich habe nun Erkundigungendarüber eingezogen, was in einzelnenGemeinden bisher an
Beiträgen für die Erftmelioration gezahlt worden und wie die so belasteten Grundstücke im
Kataster eingeschätzt sind. Die nur hierüber zugegangenen amtlichen Nachrichten erlaube ich mir
kurz zu verlesen.

Hieraus geht hervor, daß iu den geuauutcu Gcmeiuden, weun der zehnfache Beitrag
geleistet werden muß, Erftmelioratiou, Grund- uud Communalstcuerzusammen 1^/s vom Katastral-
Reinertragc der betreffenden, meist ja auch uoch auocrweitig belasteten Grundstücke in Anspruch
nehmen. Der Etat der Erft-Meliorations-Gcnosscnschaftpro 1879 beweist ferner, daß, wenn anch
der zehnfacheVeitrag für einmalige Ausgaben, namentlich den Erprathcr Mühlenproceß, nöthig
wird, doch auch iu den nächstenJahren noch der 7—8fache erforderlich sein dürfte. Wenn also
bei uus an der Erst in dieser Veziehnug kei» Nothstand vorhanden ist, dann weiß ich nicht, wo
ein solcher sein kaun. (Heiterkeit,)

AbgeordneterVreuer: Ich möchte mir erlauben zu konstatiren,daß ich hier eine amtliche
Bescheinigung in der Hand halte, wonach die Gemeinde Werhofen pro 1878 das 8fachc des
Betrages gezahlt hat. Von 596 Morgen zahlte diese Gemeinde1091 Mark im Jahre 1871 und
heute zahlt sie davou 5 239 Mark. Dies gebe ich dem hohen Hause zur Erwäguug anheiln mit
der Bitte, dem Antrag des Probinzial-Verwaltungsrathes beistimmenzu wollen.

AbgeordneterFreiherr Eugen von LoL: Ich kann dem Herrn Referenten nur erwidern,
daß es unmöglichist, fo schnell den Zahlen zu folgen, wie er sie hier ausgesprochen hat. Ich kann
mir daraus kein Bild von der Dringlichkeitder Sache machen. Ich bin nicht in der Lage, aus
dem Gehörten einen Nothstand erkennenzu köunen, und aus diesem Grunde kann ich dem Antrag
nicht statt geben.

AbgeordneterSeul: Die Vorlage hat auf mich deu Eindruck gemacht, daß die Erft-
Melioration sich allerdings in einer peinlichenLage befindet. Aber ich kann mich der Ansicht nicht
zuwenden,daß es sachgemäß sei, aus dem Zinsgewinn der Hülfskasse hierzu eine Subvention zu



geben. Die Provinz hat außer der Provinzial-Hülfskafse noch den Meliorations-Fonds und der
Meliorations-Fonds ist gerade dazn da, um derartige Boden-Verbesserungenzn unterstützen. Ich
möchte deshalb anheimgeben, den Autrag dein Proviuzial-Vcrwaltungsrath zu überweisen mit dem
Ersuchen eventuell zu prüfen, ob aus dem Meliorationsfouds selbst oder aus den Ziusüberschüsseu
desselben nicht zu diesem Zweck eine angemessene Summe überwiesenwerden kann.

Marschllll: Ich möchte dem Herrn Direktor Scnl erwidern, daß so viel ich mich aus
dem Gedächtniß erinnere, die jährlichen Einnahmen des Mcliorationsfonds 10 000 M. betragen.
Es ist also nicht möglich, daraus eine so große Unterstützung,zn geben. Dieser Betrag ist bisher
dazu verwendet worden, den ärmsten Gemeinden,iuderEifel, aus dem Hunsrückeuund dem Wcster-
Wald, Uuterstützuugeuvou 3, 4—500 M. zu gebe» für land- und forstwirthschaftlichc Meliorationen
und zwar an solche Gemeinden, die vollständig verarmt und verschuldet sind und durchaus keine
Prästations-Fähigkeit mehr habcu. Dcswcgc» möchte ich dem eben gemachten Vorschlagegegenüber
zu bedeuten geben, daß einmal die Summe des Meliorationsfouds eine so geringfügigeist, daß sie
solchen kolossalen Unternehmungen,wie die Melioration der Erft-Nicderungen,durchaus uicht helfeu
kann, auf der andern Seite aber würden Sie, wenn Sie durch einen Beschluß die ganze Summe
von 10 000 M. auf einige Iabre hinaus zum Voraus bewilligen wollten, dein Provinzial-Verwaltungs-
rathe die Mittel nehmen, den kleinen, armen und ärmsten Gemciudeu der Provinz mit kleinen
Summen, zu wirklich nützlichen Meliorationen, segensreich wirkende Uuterstützuugeugeben zn können.

Referent Abgeordneter Graf von Mirbach: Ich wollte mir konstatiren,daß das, was der
Herr Marschall gesagt hat, auch im Ausschuß zur Sprache gekommeu ist.

Direktor Scul: Ich ziehe meiue» Antrag zurück.
AbgeordneterVrener: Ich erlaube mir noch dem hoheu Landtag knrz anzuführen, daß

der Autrag im IV. Ausschußreiflich erwogen und dnrchbcrathenworden ist, und der Beschlußmit
Einstimmigkeitzn Stande gekommeu ist. , . .^ . ^ . .

Marsch all- Da sich Niemand weiter zum Wort meldet, so bringe ich den Antrag des
Ausschnsses und Verwaltungsrathes zunächst znr Abstimmuug, und bitte diejenigen, welche gegen
den Antrag sind, sich zn erheben. (Es erheben sich 12 Abgeordnete.) Der Antrag .st genehnngt.
Wir gehen weiter zum nächstenPunkt der Tagesordnuug. ^.. . ,.^ ^, .«

4. Vermiethung der Irrenanstalt zu Siegburg au die Ko.ngUche <^taats-

^'""Nefereut AbgeordneterFreiherr vou Fttrsteuberg-Gimboru (verliestdas Referat):
Der III Ausschußtrat deu iu dem Referat des Provuizial-VerwaltungsrathSangeführten

Gründen "vollständigbei nnd beantragt, der hohe Landtag wolle den Provinzial-Ver.valtnngsrath
ermächtigen, das Austalts-Gebäude zu Siegburg uebst Zubehör auf d:e Dauer vou 6 Iahreu
unter möglichstgünstigenBediuguugeu au die Königliche Staatsregwruug zum Zwecke der Uuter-
bringung von Staatsgefangenen zu vcrmiethcu."

«^,2 «?"««» —, ".. «-M. l, der «e.«.,..«« >^r 12 ««« «,
«Id»«, d!° »"« doch ftr 188« dch°w> »««„, >° «!>d d«« ,«.d<d d»„ d«, L.,p«msst., «>

P>°°ch, ^«r^,^^,^ «ch»,^^ ,„, ,,, .^, ,«„„ d«. S.ch. ,...„M,chwb

'w.« »'373, d« ««. Ad».« «« M. z»,««!"» '«' »7«« "' «» S.m,de. ,°
>°»>dn, I«8» iidml»«» d!° 12°»» M, «°l>!»«»' «>!» «!«' i" '"'""" >""^
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Marschall: Das würde sich wohl beim nächsten Landtag erledigen. Der jetzige Landtag
kann wohl darüber nicht befinden.

Da Niemand mehr das Wort wünscht, so bringe ich den Antrag zur Abstimmung und
bitte diejenigen Herren, welche dagegen sind, sich zu erheben, (Es erhebt sich Niemand.)

Der Antrag ist einstimmig angenommen.
Wir kommen zu:
5. Dechargirungen der Rechnungen über die Verwaltung der vormaligen

Staats- und Bczirksstraßen für das Jahr 187N.
Referent Abgeordneter Freiherr von Spies (verliest das Referat):
„Die Seitens der Königlichen Regiernngs - Hauptkasseu gelegten Rechnungen über die

Straßenverwaltnng pro 1876 und zwar:
1. Die Rechnungen über die vormaligen Staatsstraßen des Regierungsbezirks Aachen.
2. Die Rechnungen über die vormaligen Bczirksstraßen des Regierungsbezirks Aachen.
3. Die Rechnungen über die vormaligen Staatsstraßen des Regierungsbezirks Eoblcnz.
4. Die Rechnungen über die vormaligen Bezirksstraßcu des Regierungsbezirks Eoblcnz.
5. Die Rechnungen über die vormaligen Staatsstraßen des Regierungsbezirks Cöln.
6. Die Rechnungen über die vormaligen Nczirksstraßcn des Regierungsbezirks Cöln.
7. Die Ncchuuug über die vormaligen Staatsstraßen des Regierungsbezirks Düsseldorf.
8. Die Rechnung über die vormalige» westrheinischeu Bezirksstraßen des Regierungs¬

bezirks Düsseldorf.
9. Die Rechnung über die vormaligen ostrhcinischen Bezirksstraßcn des Regierungs¬

bezirks Düsseldorf.
10. Die Hauptrechuung über die Unterhaltung der vormaligen Staatsstraßen des Regierungs¬

bezirks Trier.
11. Die Special-Ncchnnng über die Aufsichtskosten derselben Straßen des Regierungs¬

bezirks Trier,
12. Die Special-Rechuung über den Umbau der Salmbach-Vrücke im Zuge der Trier-

Berucastel-Vüchcubeurcner-Straße.
13. Die Rechnung über die vormaligen Bczirksstraßen des Regierungsbezirks Trier;

wurden von den hierzu gewählten beiden Mitgliedern des V. Ausschusses Freiherrn von Spies-
Büllesheim und Bürgermeister Gymnich einer Durchsicht unterzogen, wobei sich nichts zu
erinnern gefunden hat.

Der V. Ausschuß schlägt daher vor:
„Der hohe Provinzial-Landtag wolle den vorliegenden 13 Rechnungen die Decharge
ertheilen."

Marschall: Es ist der Antrag auf Decharge gestellt, erfolgt dagegen Widerspruch? —
Ich konstatire, daß kein Widerspruch erfolgt und erkläre die Decharge für ertheilt.

Wir machen nunmehr eine Paufe vou 1/2 Stunde, und würde ich die Herren bitten, sich
während derselben über die nach Berlin zu sendende Deputation zu verständigen.

(Pause 1 Uhr.)
Die Sitzung wird eröffnet um 1^/2 Uhr.
Marfchall: Die Sitzuug ist wieder eröffnet.
Der nächste Punkt der Tagesordnung ist:
6. Referat des V. Ausschusses, betreffend die Anlage von Sekundär-Bahuen.
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Referent AbgeordneterGymnich: Meine Herren! Die Frage der Anlage von Sekundär^
Bahnen auf Bezirks- und Provinzialstraßen hat dem V. Ausschuß in dreifacher Weise vorgelegen.
Zuerst mußte die Frage prinzipiell entschiedenwerden, ob und iu wiesen, Provinzialstraßen zur
Aulasse von Sctuudär-Vahncn benutzt werden können. Die zweite Frage war die: wie ein Antrag
auf Erlaubniß zur Aulage eiuer Setundär-Aahn auf eiuer bcstiunuteuStraße zu behandelnsei.
Mit diesem Antrag war zugleich das Gesuch um Geldbewilligung zur Aulage eiuer solchen
Bahu verbunden.

Die 3. Frage, welche dem Ausschuß vorlag, war die, ob zu solchen Anlagen Gelb-
bewilliguugeustattfinden sollen.

Betreffs der ersten prinzipiellenFrage sind die Herren alle im Besitz des Referats des
Verwaltungsrathcs.

Der Ausschuß hat sich au der Hcmd diefes Referats mit dieser Frage eingehend befaßt
und möchte ich mich bechreu,das Referat des V. Ausschusses vorzutragen (verliest):

„Nachdemder V. Ausschuß die große Bedeutsamkeitder Sekundärbahnen für den Verkehr
im Allgemeinen anerkannt hatte, trat derselbe in die Berathung des von dem Proviuzial-Verwaltnngs-
rathe erstatteten Referates ä. ä. Düsseldorfden ?. April 1879 und unterzog die darin enthaltenen
Anschauungeneiner eingehenden Erörterung, die dahin führte, daß die in demselben enthaltenen
Normen und maßgcbeuden Momente als fachgemäß anerkannt wurden. Insbesondere wurde als
nothwendig erkannt, daß neben dem Eisenbahnzugenoch mindestens die in den MinisterialbestiiN'
nmngeu für den Bau der Kunststraßenvom 17. Mai 1871 vorgeschriebeneMinimalfahrbahnbreitc
von 4,5 Meter zur freien Benutzung für den Fuhrverkehr übrig bleibe, baß also ein in der
Man'malbreitc beladenes Fuhrwerk, dessen dem Schienengleisezugekehrtes Rad von dem gcgeuüber-
stehenden Rande der Steinbahn 4,5 Meter Abstand hat, neben dem EiscnbahnzugePlatz finde.
Hieraus ergab sich, auf welchen Provinzialstraßen sei es ohne, sei es mittelst Erbreiternng schmal-
oder normalspnrigc Eisenbahnenangelegt werden können. Die Erörterung der Frage, au welche
Bedingungen die Eouccssion zur Anlage von Sekundärbahueu auf den Provinzialstraßen zn knüpfen
sei, führte zur AufstelluugfolgenderHauptbediugungen:

1. Die Concessionwird auf Widerruf ertheilt, jedoch soll eiue Beseitigungder ganzen
Aulage oder einzelner Theile derselben, sowie die Wiederherstellung des frühern Zustandes,
nur dann gefordert werden, wenn die Bahn wegen Unreutabilität des Unternehmens oder aus
sonstigen Gründen über eine bestimmteZeit hinaus nicht fertig gestellt oder außer Betrieb
Nchellt ist, und wenn an der betreffenden Provinzialstraße im eigenen oder im öffentlichen Interesse
wefeutlicheVeränderungen vorgenommen werden, welche die Umlegung oder Beseitigung der
Bahu bediugeu.

2. Durch die Eiseubahnanlage darf die Entwässerung der Straße, sowie die Communi-
catiou zwischen der Straße und den anliegenden Grundstücken nicht aufgehoben oder erschwert werden.

3. Da durch die Vahuanlage das Materialienbanquct für die Straße verloren geht, so
hat Unternehmer an geeigneten Stellen Materialdepotplätzezu acquirircn und der Straßeubau-
Vrrwaltuug zur Verfügung zu stellen. Auch ist derselbe verpflichtet, das Straßcuuuterhaltungs-
Material bei dessen Vertheiluug ohne Entschädigung auf der Bahn zu transportireu inclusive
Auf- »ud Abladen.

4. Unternehmer hat den von der Bahn iu Anspruch genommenen Theil der Straße nebst
zugehörigenBöschungen, Gräben, Bauwerken «. auf eigene Kosten zu unterhalten.

2:;
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5. Unternehmer hat behufs Sicherung des Verkehrs auf der Straße überall da, wo es die
Straßeubauvcrwaltung als nothwendig erachtet, Geländer und foustigc Schntzwchren auf eigene
Kosten herzustellen uud zu unterhalten.

6. Für den Bahnbetrieb find nur solche Lokomotiven zu verwende», welche mit den besten
bekannten Vorrichtungen znr Vcrzehrung des Manches, zum Absperren des Dampfes, zur Verbcckuug
des Ncwegnngsmcchanismus und zur Erzielung eines möglichst geräuschlosen Arbcitens der Maschine
versehen sind.

?. Unternehmer verpflichtet sich,'auf Verlcmgcn der Straßcnadjaeenten an allen denjenigen
Stellen befestigte Ucbergänge in angemessener Breite herzustellen, wo auch die Straßenverwaltung
diese Uebergänge gestattet.

8. Unternehmer hat für allen Schaden aufzukommen, welcher der Straßeuverwaltnng oder
dritten Personen durch die Vahnanlage und den Betrieb derselben erwachsen sollte; auch verpflichtet
sich derselbe allen Anforderungen der Landespolizcibchördc, welche mit Rücksicht ans die Nahn nach-
träglich erhöbe« werden möchten, zu genügen.

9. Znr Sicherheit der übernommeueu Verbindlichkeiten hat Unternehmer in der Regel eine
Eautiou zu stelle,,, welche nach der Größe des Anlagekapitals zu bemessen sein wird.

Demnach stellt der V. Ausschuß den Antrag:

„Der hohe Landtag wolle beschließen:
1. die Anlage von Eisenbahnen niederer Ordnung mit Lotomotivbctrieb auf den Pro-

vinzialstraßen prinzipiell zu gestatten;
2. den Provinzial-Verwaltungsrath zu ermächtigen, unter Zugrundlegnng der vorstehende,:

Ausführungen uud generellen Minimalbedingungen die Concession zn derartigen Unter¬
nehmungen zu ertheilen, sowie die den obwaltenden Verbältnissen entsprechenden Special-
bedingungeu zu stellen."

Marschall: Ich denke, daß wir, ehe wir auf die eiuzelueu Bedingungen eingehen,
zunächst in eine General-Diskussion eintreten, einschließlich der generellen Bestimmung; daß. wir
danu diskntiren über die Bestimmung wegen des Raumes, der neben der Eisenbahn übrig bleiben
müßte und uns über die vorgeschlagene Breite von 4,5 Meter verständigen. Ich eröffne die
Gencral-Diskuffion.

Abgeordneter von Kesseler: Ich halte die Sekundär - Bahnen für den ganzen Verkehr
auf den Straßen für sehr störend, namentlich für Diejenigen, die mit jungen Pferden fahren, und
ich möchte deshalb bitten, den Vorschlag abzulehnen.

Abgeordneter Graf vou Nefsclrode: Ich muß doch dem Herrn Vorredner entschieden
entgegentreten. Ich bin ja selbst bei der Frage sehr betheiligt, umsomehr als jetzt Selnndär-Bahnen
ans den Straßen, die zu meinem Gut gehören, erbaut werdeu solle,,.

Wenn es sich darum haudelt, ob der allgemeine Verkehr gehoben werden soll, wo es sich
also um den Nutzen des Landes handelt, dann ist eben jenes Argument mit den juugcu Pferden
nicht durchschlagend. Wenn es nicht anders ist, muß man alte Pferde anschaffen. Ich bitte dem
Antrag Folge zn geben. (Bravo)

Abgeordneter Waldthausen: Wohl keine Gegend Deutschlands hat so viele Eisenbahnen
als der Umkreis von Essen. Bis jetzt ist nicht bekannt geworden, daß dadurch viele Uuglücksfälle
herbeigeführt worden sind. Die Thiere gewöhnen sich nach und nach an diesen Verkehr und scheuen
dann nicht mehr.
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Marschall: Ich frage zunächst, ob die generelle Bestimmungvom «andtag angenommen
wird, daß die Breite der Fahrbahn, die neben der Eisenbahn frei bleiben muß, 4,5 Meter betragen
müsse? Wünscht Niemand zu dieser Frage das Wort?

AbgeordneterGraf von Westerholt: Ich möchte mir doch die Frage an den Herrn
Referenten erlauben, da diese Fahrbahn fürwahr doch sehr knapp bemessenist, ob denn auch
gehörig Rücksicht genommen worden ist auf die Ausweichung und das wird sich wieder richten
darnach, wie das Geleise bei diesen Sekundär-Vahnen gelegt werden kann, ob das eventuellznr
Ausbiegnng benutzt werden kaun oder nicht. Weuu das statthaben kann, so würde von dem Ans-
biegcu an den Halteplätzen oder der größeren Erweiterung der Fahrbahn für Fuhrwerke Abstand
zu uehmcu seiu.

Refereut AbgeordneterOhmnich: Ich glaube, daß ich den Herrn Vorredner darüber
vollständigberuhigen taun, denn wenn die Bahn in der Weise angelegt wird, daß die im Referate
angegebene Breite von 4,5 Meter festgehaltenwirb, dann bleibt so viel Raum übrig, daß zwei
Fuhrwerke, die die breiteste nach deu BestimmungenzulässigeLadebrcite haben, gleichzeitig noch
neben dem Zuge aneinander vorbeifahren können.

Abgeordnetervom Hövel: Ich möchte nur bemerken, daß diese 4,5 Meter als schmalste
Fahrbahn für den Wagen bestimmtsind, baß dagegennebenbeiauf Fußwege nicht gerechnet ist.

Marschall: Da Niemand mehr das Wort wünscht, so erkläre ich die Generaldisknssion
für geschlossen.Ich bitte Diejenigen, welche gegen die prinzipielle Massigkeit von Sekundär-
Bahnen sind, aufzustehen. (Geschieht,) Das ist die Minorität. Der Landtag hat also hiermit die
PrinzipielleEntscheidunggetroffen,daß die Anlage von Sekundär-Aahnen auf den Provinzialstraßcn
zulässig ist. Wir gehen unu weiter zu der zweitenFrage über die Breite der Fahrbahn, welche
übrig bleiben muß neben der Eisenbahn. Der Ausschuß schlägt vor, die Minimal-Breite ans
4,5 Meter festzustellen. ^ ^

Wünscht hierzu Jemand Etwas zn bemerken?- Das ist nicht der Fall. Dann schreiten
wir zur Abstimmuug. . . , ^,

Ich bitte diejenigen Herren, welche dagegensind, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.)
Der Antrag des Ausschussesist also einstimmig genehmigt. Ich bitte uuu deu Herrn

Referenten, die einzelnenBcdinguugeu vorzutragen.
Referent AbgeordneterGymnich (verliest Nr. 1):
Die Eonccssion wird auf Widerruf ertheilt, jedoch soll eine Beseitigungder ganzenAnlage

oder einzelnerTheile derselben, so wie die Wiederherstellung des frühern Zustandes, nur
dann gefördert werden, wenn die Bahn wegeu Uureutabilität des Unternehmens oder aus sonstigen
Gründen über eine bestimmteZeit hinaus nicht fertig gestellt oder außer Betrieb gestellt ist,
"nd weuu an der betreffendenProvinzialstraße im eigenen oder im öffentlichen Interesse wesentliche
Veränderungen vorgenommenwerden, welche die Umlegung oder Beseitiguugder Bahu bediugen."

Marschall- Der Ausschuß schlägt Ihuen also vor, diese Bedingung m der Fassuug des
Proviuzial-Berwaltuugsrathes anzunehmenmit einer kleinen Abweichung.

Wünscht hierzn Jemand das Wort zu ergreifen? -- Da das nicht geschieht,so br.uge
ich die Bediuguug, wie sie der I. Ausschuß festgestellt hat, zur Abstimmung und bitte diejenigen
Herren, welche dagegen find, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.)

Die Bedingung ist also genehmigt.
Referent AbgeordneterGymnich (verliest die 2. Bedingung): ^ ^
„Durch die Eisenbahnanlagedarf die Entwässerungder Straße sowie die Eommumcat.on

zwischen der Straße und den anliegendenGrundstückennicht aufgehobenoder erschwert werden."
23*
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Marsch all: Wünscht hierzu Jemand das Wort? — Der Ausschuß schlägt Ihnen also
vor, diese Bedingung nach der Vorlage des Proviuzial-Verwaltuugsrathcs anzuuehmen.

Wir würden darüber also zur Abstimmung schreiten, und bitte ich diejenigen Herren, welche
dagegen sind sich zu erheben, (Es erhebt sich Niemand.)

Diese Bedingung ist also auch eiustimmiggenehmigt.
Referent AbgeordneterGymnich (verliest die 3. Bedingung):
„Da durch die Bahuanlage das Materialieubanquet für die Straße verloren geht, so hat

Unternehmer an geeigneten Stellen Materialdepotplätzczu acquiriren und der Straßenbanverwal-
lung zur Verfügung zu stellen. Auch ist derselbe verpflichtet, das StraßcuunterhaltungsMaterial
bei dessen Vertheilung ohne Entschädigung ans der Bahn zu transportiren, iuclusive Auf- und Abladen".

AbgeordneterFreiherr Eugen von Loö: Ich möchte zn Nr. 3 einen Zusatz gemacht
haben, der dahin geht, daß die jedesmalige Entfernung, in der sich die Materialdcpotplätzevon
einander befindenmüssen, festgefetzt würde, meinetwegen auf 1 Kilometer oder ^2. Ich glaube
doch, daß dafür eine generelleNormal-Bestimmung getroffen werden muß.

Referent AbgeordneterGymnich: Diefe Frage ist bei der Berathung erwogen worden
und mau war der Ansicht, daß das Sache der Spezial-Bcdinguugen sei, daß es dem Provinzial-
Verwaltungsrathe vorbehaltenwerden soll, nach Auschauuug des Sachverhalts gceiguete Acdingnngcu
speziell aufzustellen.

AbgeordneterFreiherr Eugen von Loö: Ich ziehe meinen Antrag zurück.
Marfchall: Da Niemand mehr das Wort wünscht, so schließe ich die Diskussion

uud bringe die Bediugnng zur Abstimmuug. Ich bitte Diejenigen, welche dagegen sind, sich erheben
zu wollen. (Niemand erhebt sich.)

Die Bedingung ist einstimmigangenommen.
Referent AbgeordneterGymnich (fährt fort iu der Verlesung mit Bedingung 4):
„Unternehmer hat den von der Bahn in Anspruch genommenenTheil der Straße nebst

zugehörigenBöschungen,Gräben, Bauwerken :c. auf eigene Kosten zn nuterhaltcn."
Marfchall: Wer gegen diefe Bedingung Etwas zu bemerken hat, den bitte ich, sich zu

melden. — Es meldet sich Niemand und schließe ich die Diskussion. Diejenigen, welche gegen
diesen Punkt sind, wollen sich erheben. (Es erhebt sich Niemand.)

Die Bedingung ist einstimmigangenommen.
Referent AbgeordneterGymnich (verliest Punkt 5 u. 6):
„Unternehmer hat behufs Sicherung des Verkehrs auf der Straße überall da, wo es die

Straßeubauverwaltung als nothwendig erachtet, Geländer und fonstige Schutzwebrcn auf eigene
Kosten herzustellenund zu unterhalten."

„Für den Bahnbetrieb sind nur solche Lokomotiven zu verwenden, welche mit den besten
bekanntenVorrichtungen zur Verzehrnng des Rauches, zum Absperrendes Dampfes, zur Verdecknng
des Bewegungsmechanismnsund zur Erzielung eines möglichst gercinschlosen Arbeiten« der Ma-
schine versehensind."

Marfchall: Ich eröffne die Diskussion.
AbgeordneterConze: Es scheint mir doch, daß hier die Machtvollkommenheitdes Pro-

viuzial-Verwaltungsrathes auf ein Gebiet übergreifen würde, das zu fehr fchwierigen Differenzen
führen müßte. Ich glaube, es liegt im Interesse einer Vahnverwaltung, felbst solche Vorsicht«'
maßregeln zu treffen, daß überhaupt der Betrieb möglich ist. Man kann es der Bahnverwaltung
überlassen,auch iu Bezug auf die Lokomotive» diejenigeEinrichtung zu treffen, die der Möglichkeit
des Verkehrs auf den Straßen entspricht,und möchte ich bitten, diesen Paragraphen auszuschließen.



151

AbgeordneterMund: Der Ausschuß hat sich bei Berathung dieses Paragraphen die
Schwierigkeitnicht verhehlt, die es in der Prags haben kaun, darüber zu entscheiden, welches denn
die bcstbekanntcu Einrichtungen sind zur Versperrung des Rauches :c. Trotzdemhat der Ausschnß
geglaubt, bei dieser Bestimmung stehen bleiben zu müssen und zwar einer Erfahrung gegenüber,die
ich aus meinen Beobachtungen bestätigen kaun, baß die Gesellschaftendie unlöbliche Gewohnheit
haben, auf solchen Sekundär-Bahnen altes, unbrauchbar gewordenes Material zu verwenden. (Sehr
wahr.) Das haben wir verhindern wollen, und ich glaube, daß das sehr richtig ist. Es wird ja
natürlich der Verwaltnugsrath nichts Unmögliches in der Ausführung des Paragraphen von den
Gesellschaften verlangen. Aber wir haben eben den Mißbrauch verhindern wollen. Deshalb bitte
ich, daß der Landtag den Paragraphen stehen ließe.

Abgeordnetervon Ehueru: Ich bin mit dieser Bestimmuug nicht einverstanden, denn
die Bahnverwaltungcn werden selbst in ihrem eigenen Interesse auf diesen Sekundär-Bahnen gute
Lokomotiven stellen. (Widerspruch.) Ich glaube, daß die Worte „den bestbckanntesten" am Besten
weggestrichen werden. Diese Bestimmnng würde iu der That leicht Aulaß zu schikanöserBehand¬
lung der Bahnverwaltnngcn geben tonnen. (Widerspruch.) Ich stelle also deu Antrag, die Worte
„den bestbekanntesten" zu streichen.

Abgeordnetervon Kesseler: Die Vahnverwaltungen haben Interesse, auf deu Sekundär-
Bahnen die ältesten, schlechtesten, wohlfeilstenMaterialien zu gebrauchen. Deshalb halte ich eine
solche Bestimmung für durchaus uöthig.

Marschall: Ich würde zunächst den Antrag des Ausschussesals den weitgehendste»,
-— weil er die Worte enthält „mit den besten bekannten Vorrichtungen" — zur Abstimmung
bringen, und wenn dieser fällt, würde der Antrag von Ehueru, welcher nicht fo schwierig zu
"'füllen ist, zur Abstimmungkommen. Ich bitte Diejenigen, welche gegen den Antrag des Aus¬
schusses sind, sich zn erheben. (Es erheben sich 3 Abgeordnete.) Der Antrag des Ausschussesist
gegen 3 Stiinmcn genehmigt und der Antrag von Eynern ist damit gefallen, die Worte „mit den
besten,bekanntenVorrichtuugcu" bleiben alfo stehen.

Referent AbgeordneterGymuich (verliest den folgenden7. Paragraphen):
„Unternehmer verpflichtet sich, auf Verlaugeu der Straßeuabjaceuten au allen denjenigen

Stelleu befestigte Uebergängein angemessener Breite herzustcllcu, wo auch die Straßcnverwaltnng
diese Uebergängegestattet."

Marschall: Ich frage, ob hierzu Jemand das Wort wünscht? — Das ist nicht der
Fall, dann schreiten wir zur Abstimmung. Ich bitte Diejenigen, die gegen diese Bedingung sind,
sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.) Die Bedingnng ist einstimmiggenehmigt.

Referent AbgeordneterGymnich (verliest Paragraph 8 u. 9):
„Unternehmer hat für allen Schaben aufzukommen,welcher der Straßcnverwaltnng oder

dritten Personen durch die Vahnanlage und den Betrieb derselben erwachsen sollte; auch verpflichtet
sich derselbe alleu Anforderungender Landespolizcibehörde, welche mit Rücksicht auf die Bahn nach¬
träglich erhoben werden möchten, zu genügen."

„Zur Sicherheit der übernommenenVerbindlichkeitenhat Unternehmerin der Regel eine
Kaution zu stellen, welche nach der Größe des Aulagekapitals zu bemessen sein wird."

Marschall: Es ist hier ein kleiner Unterschied gegen die Vorlage des Verwaltungsralhes.
Nr. 9 heißt nach der Vorlage des Verwaltnngsrathcs etwas anders. Der Ausschußschlägt Ihueu
dagegen vor zu sagen, wie Sie eben gehört haben.

Ich eröffne hierüber die Diskussion.
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Abgeordneter von Eynern: Ich möchte den Antrag des Ausschusses sehr unterstützen.
Bei unsern gut fuudirten Eisenbahn-Gesellschaften werden Kautionenin der Negel nicht erforderlich sein.

AbgeordneterFreiherr von Frentz: Ich konstatire, daß dieses das Motiv gewesen ist,
dieses Wort einzuschalten, welches der Herr von Eynern erwähnt hat.

Marsch all: Es wünschtNiemand mehr das Wort. Ich schließedie Diskussionuud
bringe die Bedingung, wie sie der Ausschuß vorschlägt, zur Abstimmuug. Ich bitte Diejenige»,
welche gegen die Fassung der Bedingung des Ausschusses siud, sich zu erheben, (Es erheben sich
2 Abgeordnete.) Die Bedingung ist gegen 2 Stimmen augeuommen.

Hiermit wäre auch Nr. 1 und 2 der Vorlage des Verwaltungsrathes bis auf die letzte
Schlnßbestimmunggenehmigt.

AbgeordneterFreiherr von Solcmacher: Ich möchte den Zusatz auch erwähnen, daß
außer den vorstehenden Hanptbedingungcnnoch Spczial-Bedingungen siud.

Marschall: Das gehört eigcutlich zu Nummer 3.
Referent AbgeordneterGymnich: Das ist materiell genan dasselbe, als was der Vcr-

waltuugsrath vorschlägt.
AbgeordueterFreiherr von Solcmacher: Ich biu beruhigt.
Marschall: Ist dagegen Etwas zu eriunern, daß der Proviuzial-Verwaltuugsrath für

die einzelnenFälle die Spezial-Aediugungcunach den obwalteudeuVerhältnissen regeln soll?
AbgeordneterFreiherr Eugen von Loü: Ich erlaube mir vorzuschlagen, in Nr. 2 zum

Schluß eiuzuschalten die Worte: „Nach Anhörung der Lokal-Behörden," also die speziellen
Bedingungen nach den Verhältnissen nach Anhörung der Lokal-Behördenzn stellen.

AbgeordneterFreiherr von Erde: Diese Angabe hat nach meiner Ansicht nur eine Bedeu¬
tung, wenn es sich um Durchführung vou Bahueu durch die Dörfer bandelt. Wegeu der Straßen
haben wir ja Einzel-Vestimmuugengctroffeu, welche für die Sicherheit des Verkehres ausreichend
sind. Es ist aber eine andere Sache, ob eine Eisenbahn dnrch einen Ort gelegt wird; und da
iu Bezug auf die örtliche« Verhältnisse keine Vestiuuuuugcn erlassen sind, fo möchte allenfalls zn
empfehlensein, daß der Autrag von Loö dahin reduzirt würde, daß insofern Eisenbahnendnrch
einen Ort führen, auch die Lokal-Behörde vorher zu hören feiu würde und ihre Bedingungen
zn stellen haben.

Abgeordnetervon Heister: Meine Herren! Es kauu sich blos darum handeln, die Orts-
behörden zu höreu, wenn ganz besondersdazu geeignete Fälle vorliegen, nnd ich bin überzeugt,
baß der Verwaltungsrath uuter solchen Umständen auch immer die Lokal-Vehördenbefragen wird;
aber das prinzipiell hier hineinznfetzen, scheint mir nicht am Platze zu sein.

AbgeordneterEonze: Es ist nach meiner Meinung uicht thnulich, das hineiuzusetzeu. Ergibt
sich bei Durchführung einer Bahn durch einen Ort die Nothwendigkeit,bestimmteVoraussetzungen
zu erfülleu, so wird sich die Behörde schon von selbst melden. Das braucht nicht stipnlirt zu werden.

Abgeordnetervon Ehuern: Ich habe gegen den Zusatz Nichts eiuzuwendeu, aber ich
halte ihn nicht für erforderlich,deun die Lokal-Behördehat ja das landespolizeiliche Obcraufsichts-
recht, und es ist natürlich, daß keine verkehrtenEinrichtungen getroffen werden können, wo das
landespolizeiliche Aufsichtsrccht gewahrt nnd ausgeübt wird.

Freiherr vou Solemach er: Da der Ausfchuß-Antrag iu etwa anders lantet, als die
uns gedruckt vorliegendeVorlage des Verwaltungsraths, so würde ich bitten, den Ausschuß-Nutrag
uoch einmal verlese»zu wollen, indem ich einen ganz besonderenWerth darauf lege, daß es aus¬
drücklich lonstatirt wird, daß der Provinzial-Verwaltnugsrath diese Ermächtigung nur uuter der
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feststehenden Bestimmnng erhält, daß dies Minimal-Bcdingnngen sind, welche er zwar verschärfen,
in keinem Falle aber unter dieselben herabgehcn darf.

Referent Abgeordneter Gymnich'(verliest den Antrag nochmals).
Marschall: Es wünscht Niemand mehr das Wort. So würden wir zur Abstimmung

schreiten, und bringe ich den Antrag des Herrn von «oö zuerst zur Abstimmung, der dahin geht,
baß eingeschaltet werden soll: „Nach Anhörung der Local-Vehöroen." Diejenigen, die für diesen
Antrag sind, bitte ich sich zu erheben.

Das ist die Minorität. Die Einschaltung ist abgelehnt. Nnn bitte ich Diejenigen, welche
gegeu die Fassung des Ausschusses sind, sich zn erheben. (Es erhebt sich Niemand.)

Derselbe ist einstimmig angenommen. Hiermit ist die erste Vorlage über die Bahn erledigt.
Die zweite betrifft das Referat des V. Ausschusses:

„Betreffend deu Autrag der Firma Philippi H Eetto um Gcstattnug der Benutzung der
Straße von Nheinböllerhnttc nach Windeshcim zur Aulage ciuer Scknndär-Bahn nnd nm Bewilli¬
gung eines Zuschusses zu deu Anlagekosten von 220 000 Mark."

Referent Abgeordneter Ghmnich: Es handelt sich hier um einen bestimmten Fall, wo
eine bestimmte Straße vorliegt, und zwar ist hier noch der Zusatz, daß außeroem für die Anlage
der Sekundär-Bahn eine Summe von 220 000 Mark zugeschossen werden möge. Der Ausschuß
referirt darüber in folgender Weise:

Den iu der heutige« Sitzung näher erörterte» Anträgen der Firma Philippi ^ Eetto
zn Stromberg, Kreis Kreuzuach eiuestheils um die Gestaltung der Anlage einer Sekundär-Äahu
auf der Straße vou Nheinböllcrhütte nach Windeöheim, andernthcils um eine Beihülfe zur Aulage
dieser Bahn von 220 000 Mark glcmbt der V. Ausschuß nicht ^tatt geben zu töunen.

Anlangend das erste Petitnm wurde erwogen, daß dnrch den am 2«. c. gefaßten Beschluß
über die Frage ob und nntcr welchen Aedingnngeu die Aulage vou Sekundär-Bahnen auf Pro-
viuzialsiraßeu zulässig sei, dem Proviuzial-Vcrwaltungsrathe die geeignete Directive uud Vollmacht
zur Entscheiduug über dasselbe gegeben sei. In Bezug auf deu Zuschuß vou 220 000 Mark zum
Zwecke des Baues der fraglichen Bahn glaubt der Ausschuß darau festhalten zu müsseu, daß es
unzulässig sei, aus deu Provinzialstraßcnbaufonds Geldmittel zum Zwecke der Anlage von Sekundär-
Aahue/zu eutuehmen und daß auch kein ausreichender Gruud vorliege, auderweite Mittel dafür
in Anspruch zu nehmen.

Demgemäß beantragt der V. Ausschuß:
„Der hohe Landtag wolle beschließen:

1 den Antrag auf Gestaltung der Bcuutznng der Straße cinaWtimri,« znr Anlage einer
' Sekundär-Bahn an den Provinzial-Verwaltuugsrath zur Vehaudluug im Sinne des

Beschlusses vom 28. c. zu überweisen;
2. den Antrag auf Gewähruug einer Beihülfe von 220 000 Mark abzulehuen."
Marschall: Ich eröffne die Diskussion.
Abgeordneter Sahler: Ich bin weit entfernt, hier äußern zu wollen, daß der Provmzml-

Landtag aus' lanfenden Mitteln eine solche Snnune, wie verlaugt, als Veitrag geben könnte, aber
immerhin möchte ich Ihre Aufmerksamkeit darauf hinlenken, daß wenn auf dem Wege der Gesetz¬
gebung der Staat selbst die Fürsorge für die Sclundär-Bahncn iu die Hand nähme und die ein¬
zelnen Provinzen dadurch geuöthigt sein sollte», alsdann für den Bau von Seknndär-Vahnen in der
ganzen Monarchie pro r-rw einzutreten, daß es in diesem Falle gerade für uusere Provinz sehr vor¬
theilhaft wäre, nicht partieiPiren zn müssen Die anderen Provinzen würden jedenfalls den <l-taat
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in weit höberein Maße in Ansprnck, nehmen, weil in der Rheinprovinz in der That da? ganze Bahn'
Netz ja schon ein weit vollkommeneres ist, als in den übrigen Provinzen.

Ich kann mich ganz knrz fassen. Ich sehe ein, daß wir bei den Etats, wie wir sie haben,
nicht improvisirendeinen Beschlußfassen können, der gewissermaßen die Bedeutunghaben würde, das
ganze Vndget über den Haufen zu werfen und jedenfalls würde ein Zuschuß,wie er für Sctnndär-
Bcchnenbewilligt werden müßte, nicht aus dem laufenden Etat genommenwerden könne», fondcrn
wir müßten weitere Beträge herausnehmen, um auf dem Wege der Immobilar-Auleihe eiuen folchen
Zuschußauf eine größere Reihe von Jahren zu vertheilen. Ich bin aber der Meinung, daß wenn
solche Vorbedingungenvorhanden wären, daß die nöthigen Fonds durch Anleihe bereits geschaffen
sein würden, wir in diesem Falle uicht davor zurückznschreckeubrauchten, für den Bau vou Setnndär-
Bahnen in unserer Provinz Beihülfen von Belaug zu gewähre«, weil vorauszusetzen ist, daß die
Setundär-Bahnen für die Zukunft eine weit größere Bedeutung haben, als es in diesem Augeu-
blicke uoch deu Anschein hat.

Marschall: Ich möchte Herrn Sahler darauf antworten, daß, soviel ich mich erinnere,
der vorige Landtag prinzipiell den Beschluß gefaßt hat, nur insofern eine Bewilligung für die
Seknndär-Vahnen eintreten zn lassen, cits aus der Dotatious-Nente Mittel vorhanden sind.
Da nun dieses nicht der Fall ist, fo müßte der Landtag, um solche Bewilligungen au Sekuudär-
Bahucu gebeu zu könneu, erst den prinzipielle« Beschlußdes vorigen Landtags anfbebcn.

AbgeordneterSahler: Meines Wissens ging der Beschlußdes vorigen Landtages dahin,
daß es sich nur um eine Begutachtung handelte und daß er fich darüber auszusprecheuhatte, ob
er, wenu auf dem Wege der Gesetzgebuug eiue Ueberweisuugeventuell an ihn kommen würde, die
Fürsorge für die Sekuudär-Bahueu zu übernehmen,einem folchen Gesetze zustimmenwürde und da
hat der Landtag damals in der Weise geantwortet, daß er die Belastung der Provinz, die mit der
Nebcrwcisung der Fürsorge für die Sekundär-Äahueu verbunden fei, so lange ablehnen müsse, als
nicht Uebcrschüsse da seien. Also die definitive Entscheidungsteht noch ans.

AbgeordneterMarcus: Ich möchte doch bemerke«, daß es uicht gauz richtig ist, wenn
Herr Sahler gesagt hat, daß an den vorigen Landtag von der Staats-Regierung das Ersuchen
gegangensei, den Bau vou Sekundär - Bahnen zn betreiben nnd daß dieser sich darüber prinzipiell
entschieden habe. — Der Beschlußdes hohen Landtags wurde vielmehr dahin gefaßt, uicht eher
in die Frage des Baues von Sekundär-Bahnen aus deu Mitteln des Dotationsfonds einzutreten,
als bis sich aus der Dotatious-Nente, nach Erfüllung der der Proviuz nach dem Gesetze vom
8. Juli 1875 obliegende» VerpflichtungenUeberschüsse ergeben. (Sehr richtig.)

Marsch all: Es wird hier eben noch eine Frage angeregt: In dem Referat steht, in
Bezug auf den Zuschuß von 220 000 Mark zum Zweck des Baues der fragliche» Bahnen, daß
der Ausschußglaubt, darau festhalten zu müssen,daß es gesetzlich unzulässig fei, aus dem Proviuzial-
Dotatious-Fonds Geldmittel zum Zweck der Anlage von Sekundcir-Bahnen zu eutuehmeuuud
auch kein ausreichenderGrund vorhanden fei, andere Geldmittel dafür in Anspruch zu nehmen,
z. B. solche Fonds, die ganz speziellen Zwecken dienen. Insofern ist es wohl gesetzlich unzulässig,
wenn etwas anders unter dieser Bezeichnung vom Ausschüssegemeint war, als Provinzial-Straßensonds.

AbgeordneterFreiherr Raitz von Freutz: So weit meine Erinnerung geht, war be¬
schlossen wordeu, zu fageu: „Unzulässigfei." Es wurde dabei namentlich hervorgehoben,was die
Herren Abgeordnetenfür Kreuznachund Bonn vorher erwähnt haben, daß der Beschlußdes vorigen
Proviuzial-Laudtags maßgrbeudsein müsse.
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Abgeordnetervon Heister: Ich glaube, trotzdem würde man es sagen können, und zwar
auf Grund des Reglements.

AbgeordneterGraf Stolbcrg: Ich wollte eben nur bemerken, daß ich auch glaube, daß
es »„zulässigist, beispielsweise ans der Straßen-Rente zu geben, denn sie soll eben zur Unterhal¬
tung von Straßen nnd nicht von Sekundär »Bahnen dienen.

AbgeordneterFreiherr von Erde: Der Straßen-Fonds hat allerdings den Zweck, zur
Beförderung des Banes von Straßen zu dienen; aber es ist doch auch ein Straßenbau, wenn eine
Eisenbahn auf denselben augebracht wird. Es ist dies zwar eine andere Art Ausbau, aber immer
doch eine bessere Verwendung der Straße und so würde dazu auch eventuell der Straßen-Fonds
gebrauchtwerden können,

AbgeordneterMarcus: Ich glaube, die Sache würde einfach dadurchzu korrigireu sein,
daß wir sagen: statt „gesetzlich" „uach dem Beschlußdes vorigen Landtags".

Marsch all: Sind Sie damit einverstaudcn,wenn gesagt wird, „daß es unzulässig sei"?
(Rufe: „Ja".) Also der erste Autrag geht dahiu, den Antrag auf die Gestattung der Benntzuug
vou Straßen zur Anlage von Sekundär-Vahncn dem Provinzial-Vcrwaltungsrath zur Behandlung
im Sinne des Beschlussesvom 28. April zu überweisen, das heißt: den Beschluß des V. Aus¬
schusses vom 28. April, der jetzt also vom Landtag zu dem seinigeugemachtwird; „vom heutige»
Tage" muß es dann also heißen. Ist gegen diesen Autrag etwas zu eriuneru? — Dem» bringe
ich denselben zur Abstimmungund bitte Diejenigen, welche dagegensind, sich zu erheben. (Es erhebt
sich Niemand.) Der Antrag ist also einstimmigangenommen. Zweitens den Antrag auf Gewäh¬
rung einer Beihülfe von 220 000 Mark abzulehnen. Wer dagegenist, bitte ich, sich zu erheben.
(Es erhebt sich Niemand.) Der Antrag des Ausschusses, das Gesuch abzulehnen,ist also einstimmig
clngeuommeu. Hiermit ist dieser Punkt der Tagesordnung erledigt. Der nächste Punkt 6 ist
Referat des V. Ausschusses (verliest):

Betreffend den Antrag des Kreises Berncastel auf Bewilligung einer Beihülfe
vou 100000 Mark zu den Baukostcu einer Zweigbahn von Bahnhof Wittlich nach
Berncastel.

Referent AbgeordneterGymnich: Dieser Antrag unterscheidet sich dadurch von dem vor¬
hergehenden, daß es sich nicht um die Anlage einer Bahn ans einer bestimmtenStraße, sondern
blos um Gewährung einer Summe von 100 000 Mark handelt. Das Referat lautet folgendermaßen:

„Der in der Sitzuug des V. Ausschusses heute beratheue Antrag ans Gewährung eines
Zuschusses vou mindestens 100 000 Mark aus proviuziellenFonds zu den Baukosten einer Zweig¬
bahn von Bahnhof Wittlich (Weugerohr) nach Berncastel konnte die Zustimmung desselbenum
dcßwilleunicht finden, weil die Provinzial-Verwaltung nicht berechtigterscheint, Provinzialstraßcn-
baufonds zu Sckundär-Bcchnenzu verwenden, wie dieses bei dem letzten Provinzial-Landtage durch
Beschluß festgestellt worden ist.

Auch der zur Begründung des Antrages angeführte Umstand, daß durch die Anlage der
fraglichen Sekundär-Bahn die bereits beschlosseneErhöhung der der Inundation cmsgcsetztenPro-
vinzialstraße von Lieser nach Cues in Wegfall komme und die hierfür bestimmten Geldmittel dispo¬
nibel würden, konnte auch deßhalb nicht als maßgebendangesehen werden, weil diese Erhöhung
nach den jetzt vorliegendenErmittlungcu iu keinem Falle — mag die Bahn zu Stande kommen
oder nicht — als nothwendig zu betrachten sei, und diese Geldmittel als zu Straßenzweckeube¬
stimmt, für Sekuudär-Bahnen nicht verwendet werden dürften.

Da indessen die aus den VerhandlungenhervortretendenVerhältnissenicht verkennen lassen,
daß der Kreis Aerucastel gäuzlichvon der Moselbahu abgeschnitten ist uud sich iu Bezug auf Ver-
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kehrömittel in einer betlageüswerth ungünstigen Lage befindet, so glanbt der Ausschuß, daß ein
Antrag bei der Staatsregierung auf Ausbau der fraglichen Sekundär-Bahn aus Staatsmittelu völlig
gerechtfertigterscheine.

Dementsprechendbeantragt der V. Ausschuß:
„Der hohe Landtag wolle beschließen:

1. Den Antrag des Kreises Verncastel um Bewilligung ciuer Beihülfe von 100000 Mark
abzulehnen;

2. den Provinzial-Verwaltungsrath zu beauftragen, die KöniglicheStaatsrcgiernng zu
ersuchen, gedachte Sekundär-Bahn, deren Wichtigkeit für den von der Mosel-Bahn
abgeschnittenen Kreis Berncastel anerkauut werden muß, mit den vom Kreise Bcrncastel
bewilligten Zuschüssen aus Staatsmittelu auszubauen."

Marsch all: Ich eröffue die Diskussion.
AbgeordneterKaesen: Ich bin für den Antrag des Ausschusses,aber gegen die Moti-

virnng. Sie ist mir zu lang gehalten und zu breit getreten. Ich möchtewünschen, daß einem
solchen Antrag gegenüberdie Motiviruug etwas kürzer gefaßt würde.

Marsch all: Weun Niemand mehr das Wort wünscht, bringe ich den Antrag des Aus¬
schusses zur Abstimmung. Der Antrag geht dahin: (verliest).

Ich bitte Diejenigen, welche dagegen sind, sich zu erbeben. (Es erhebt sich Niemand.)
Der Antrag ist einstimmigangenommen.

Zweitens (verliest). Wer hiergegen ist, bitte ich sich zu erheben.
(Es erheben sich 7 Abgeordnete).
Der Antrag des Ausschussesist genehmigt. Hiermit wäre dieser Punkt der Tagest

ordnnng erledigt.
Wir kommen zu:
?. Referat des IV. Ausschusses, betreffend die Petition um Bewilligung

eines Beitrages für die Rheinisch-Westfälische Anstalt für Epileptische zu Bielefeld.
Refereut AbgeordneterLautz: Das Referat lautet wie folgt (verliest):
„Der Vorstand der Rheinisch-Westfälischen Anstalt für Epileptische in Vethel bei Bielefeld

richtet an den Provinzial-Landtag zu Händen des Herrn Landtags-Marschalls unter dem 7. April
d. I. das Gesuch, ihm aus Mitteln der Provinz eine einmalige Gabe von 9 000 M. für ein
Asyl für blöde, epileptische Knaben und eine jährliche Zuwendung von 3 000 M. für die Anstalt
überhaupt zu gewähren; dagegen will sich der Vorstand verpflichten,ebenso wie er es für die Provinz
Westfalen thut, die laudarmen Epileptischender Rhcinprovinz zu eiuem Pflcgesatze von 50 Pfg.
täglich, aufznnehmcn.

Die Anstalt ist seit 10 Jahren gegründet mit dem ausdrücklichen Uebercinkommen, daß
sämmtlicheRheinische Epileptische, soweit der vorhandene Raum ausreicht, der in Westphalen
liegendenAnstalt überwiesenwerden können, gleich wie die WestfälischenBlöden in der Anstalt
„Hcphata" bei M.-Gladbach Aufnahme finden. Hephata weist aber jetzt alle blöden Kinder, die
zugleich epileptifch sind, zurück. Die Anstalt Bethet ist vornehmlich Heilanstalt für noch vollsinnige
Epileptische und Erziehuugs-Anstalt für epileptische Kinder, die in Folge ihres Gebrechens von der
Schule ausgeschlossen sind uud — sowie die Verhältnisse in unseren Irren-Anstalten geordnet
sind, — in diesen keine Anfuahme finden können.

In diesen Schulen zu Bethcl sind 70 epileptische Kinder in 5 Classen nach Alter, Ge¬
schlecht und geistigerBefähigung gesondertuntergebracht.
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Alle epileptischenSchullinder, die noch bildungsfähig waren, sind ohne jede Ausnahme
aufgenommenworden. Mit der Hülfeleistnugan diese Kinder darf nicht gewartet werden, bis der
Blödsinn eintritt, welcher erfahrungsmäßig fast stets im Gefolge der Epilepsieist, falls nicht recht¬
zeitig Sorge getroffen wird.

Die Befestigung für die Erwachsenenbesteht in Stuhlflechterei; dauu ist eine Schneider-,
Schuster- und Buchbinder-Werkstatterrichtet. In der Schriften-Niederlage und dem Eomptoir
finden Beamte, Kaufleute, Lehrer, Vefchäftignug. Auch ein Kunstgärtner ist zum Unterricht in der
feineren Garten-Kunst berufen.

In der Anstalt wurden im Jahre 1878 überhaupt verpflegt 304 Kraule, wovon ? geheilt
und 27 wesentlichgebessert entlassen wurde»; 9 Kranke starben. Ende 1878 war der Bestand
au Kranlm 252. Ungefähr die Hälfte der Aufuahmefuchendenmußte wegen Mangel an Raum
abgewiesen werden; ungefähr ^ sind erwachsene Kranke. Aus der Rhcinprovinz waren im April
1878 64 Kranke vorhanden.

Seit dem Bestehen der Anstalt sind überhaupt 175 epileptische Kranke aus Rheinland in
der Anstalt verpflegt worden, wovon 21 als geheilt, 36 aber so wesentlich gebessert entlassen
wurden, daß sie wieder in das bürgerlicheLeben zurücktreten konnten.

Da ein Asyl für blödsinnige epileptische Knaben für etwa 36 Betten im Bau begriffen
ist, so wird, nach Fertigstellungdesselben,die Zahl der Rheinischen Kranken auf ca. 75 Kranke
wachsen. Zu der Unterhaltung dieser Zahl reichen aber die Ergebnisse der Collecten, welche
alljährlich in unserer Provinz zu diesem Zwecke abgehalten werden, bei weitem nicht aus. Bei
der Aufnahme der Kranken wird, nach den in Bethet herrschenden Grundsätzen, weder auf die
Eoufessiou noch auf die Zahlungsfähigkeitder Kranken Rücksicht genommenund namentlich in den
Fällen, wo ein Armen-Verband einzutreten nicht verpflichtet ist, sind auch Kranke ganz umsonst
aufgenommenund dauernd verpflegt worden.

In Folge dieser Liberalität bringt jeder Kranke im Durchschnitteca. 295 M., wahrend
die Kosten der Anstalt sehr bedeutende sind, so zwar, daß jeder Kranke durchschnittlich 530 M.
pro Jahr kostet Die Ernährung der Krankenmuß eine sehr kräftige sein (täglich Fleisch nnd reichlich
Milch). Auf je 4 Kraule mnß ein Wärter fein, um die Kranken bei Eintreten der Anfälle
möglichst vor Schaden zu hüten.

Zwei Aerzte mit 3 000 M. Gehalt find in der Anstalt beschäftigt; für Medicamente
werden jährlich ca. 6 000 M. ausgegeben. Schulden hat die Anstalt 80 000 M.

Der Bestand an Kranken aus anderen Provinzen als aus Rheinland uud Westfalen
war April 1878:

Aus Hannover ......... 4?
„ Hefsen-Nassau ........ 15
„ Sachsen .......... "

Westfalen welches 8 Landarme zu dem, auch für die Nheinlande angeboteneuSatze
v°n 50 Pf pro Tag und Kopf in Bethel uutergebrachthat, gibt pro Jahr einen Zuschuß von
3W0 M an die Anstalt aus proviuzialständischen Fonds, und hat ein Mal 9 000 M. für den
Bau der Asvle für blöde epileptische Mädcheu gegeben. Der Landes-Ansschuß von Hannover hat
vor 2 Jahren 500 M pro Jahr bewilligt, hatte damals aber nur 18-19 Kranke in der
Anstalt. Ein Gesnch, den Betrag jetzt auf 3 000 M. zu erhöhen ist auf dem letzten Landtage
dem Landes-Ausfchußzur Berücksichtigungempfohlen worden und soll - nach erhaltener M.t-
theilung - der Veitrag auf die angegebene Summe uormirt werden.

24"
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Der Provinzial-Lundtag von Lasse! hat für die nächsten2 Jahre je 500 M. bewilligt.
Der Ausschußvon Nassau hat 400 M. beantragt und Sachsen hat die gleiche Summe gezahlt.

Es mag noch bemerktwerden, daß in unserer Provinz auf je 1 000 Einwohner 3—4
Epileptische kommen, so daß die ganze Zahl derselben sich auf 10—15 000 beläuft.

In der Anstalt selbst kamen im Jahre 1877 30 768 epileptische Anfälle vor.
Der IV. Ausschuß,dem die Petition zur Berathung vorlag, erkannte es für die Provinz

als Ehren-Pflicht an, zur Linderung der Noth dieser Catcgorie unglücklicher Mitbrüdcr helfend
einzutreten und war gleichzeitigder Meiuuug, daß es eine, in nicht ferner Zeit zu erfüllende
segensreiche Aufgabe für die Provinzial-Verwaltung bleibe, gleich wie sie für die Irren und Blinden
und jetzt auch, durch die neuerdings gefaßten Beschlüsse, für die Taubstummen gesorgt habe, uuu
auch in ausreichenderWeise Vorsorge für diejenigenBewohner der Provinz zu treffen, die an der
furchtbaren Krankheit der Epilepsie leiden, daß aber, so lange dies nicht geschehen, es sich gezieme,
diejenigen Anstalten, welche sich der Fürsorge für den Epileptischenunterziehen, durch Zuwendung
von Geldmitteln zn unterstützen.

Der IV. Ausschuß hat aus diese« Erwäguugeu eiustimmigbeschlossen: dem hohen Land¬
tage vorzuschlagen:

„Hoher Landtag wolle der Rheinisch-WestfälischenAnstalt für Epileptischezu Bethet
bei Bielefeld, für die Dauer der Etats-Periode eine jährliche Beihülfe von 3 000 M.
aus den angefnmmeltenUeberfchüsfeu der Proviuzial-Hülfskassebewilligen."

Was den ferneren Antrag auf eine einmalige Gabe von 9 000 M. für den Bau des
Asyls für blöde epileptischeKnaben anbelangt, so glaubte der Ausschuß demselben nicht bei¬
stimmen zu sollen, da, nach gewordenerMittheilung, der Bau ohne die verlangte ZuHülfe gesichert
erscheiut.

Marschall: Ich eröffne die Diskussion.
AbgeordneterKaesen: Im III. Ausschußist die Rede davou gewesen, daß die Epilep¬

tischen in Znknnft in, Landarmenhaus zu Trier Aufnahme finden würden. Ich möchte deshalb
fragen, bis zn welchem Zeitpunkt dieses der Fall sein kann?

Marsch all: Im Landarmenhans sind jetzt schon einige Epileptische,die nicht zugleich
irrsinnig sind, untergebracht. Wir können aber noch uichtö Bestimmtes vorschlagen, da Unter¬
suchungenin dieser Beziehung noch nicht gemacht sind. Der Vorschlag des Ausschussesgilt ja
aber nur für die uächste Etats-Periode. Dem nächste» Landtag würde dann eine entsprechende
Vorlage zu machen sein.

AbgeordneterDietze: Der Antrag des Ausschusses ist hier nicht ganz genau verstanden
worden. Wem, ich recht gehört, so handelt es sich um eine einmaligeSubvention von 3 000 Mark
und nicht um eine jährliche.

Referent Abgeordneter Lautz: Der Autrag des Verwaltungsrathes ist ein doppelter.
Erstens eine einmalige Bewilligung von 9 000 Mark als Zuschuß zu den Baukosten eines Hauses
für epileptische Knaben, und zweitens eine Subvention von jährlich 3 000 Mark zn den allgemeinen
Ausgaben. Der IV. Ausschuß schlägt dem hohen Landtagevor, jährlich für die nächste Etats-Periode
3 000 Mark zu zahle», während er das fernere Gesuch um Bewilliguug eines einmaligen Zuschusses
vou 9 000 Mark glaubt ablehnen zn sollen, weil nach den erhalteneu Mittheiluugeu der Bau auch
ohne diese Beihülfe bereits gesichert erscheint.

Marschall: Es ist also beantragt, für die nächste Etats-Periode jährlich 3 000 Mark
zu bewilligen,das wären im Ganzen 6 000 Mark.



189

Abgeordneter Eonze: Ich möchte mir zu Gunsten der einmaligen Bewilligung voii.
9 «00 Mark noch ei» Wort erlauben. Der Bau erscheint allerdiugs gesichert, er wird gerade so
gewiß ausgeführt werdeu, wie die Haupt-AnstaltBethet ausgeführt worden ist. Sie haben aber aus
deu Mittheilungen des Referenten gehört, daß auf der Anstalt noch eine Bauschnld lastet von
80 000 Mark. Diese Schuld wird ohne Zweifel durch deu Neubau größer werden, wenn nicht die
Muuifizenz der Provinz, Rheinlands oder Westfalens, den Neuban bezahlt. Die wohlthätige
Wirkung dieser Austalt ist vom Referenten trefflich hervorgehobenworden, und wird, wie ich hoffe,
die Versammlungbestimmen,die jährliche Unterstützungvon 3 000 Mark zn bewilligen. Ich möchte
aber bitten, nun auch etwas Weiteres zu thuu, und die Schuldenlast, welche durch den Ban ent¬
stehen wird, in dem Maße zn vermiuderu, wie hier erbeten wurde, nud 9 000 Mark zur Herstellung
des Gebäudes bewilligenzu Wolleu.

Für die Proviuz ist es eine geringe Summe, für die Austalt, welche dauernd die Ziuseu
der Vauschuld zu tragen hat, ein Betrag vou Bedeutung. Es handelt sich um sehr arme und
bedürftigeKranke, denen ja auch diese Unterstützungwieder zu gute kommen würde.

Refcreut AbgeordneterLautz: Was Herr AbgeordneterEonze gesagt hat, kann ich nur
bestätigen. Wenn von mir geäußert ist, daß der Bau gesichert erscheint,so soll damit doch nicht
siesagt sein, daß das baare Geld im Besitze der Anstalt vorhanden sei, sondern nur, daß sie die
nöthige,, Mittel zum Ausbau jedenfalls leihweise erhalten wird.

Marschall: Herr Eonze, Sie stellen also den Antrag auf eiumaligeBewilligung von
9 000 Mark. Ich bringe zunächst deu ersteu Autrag zur Abstimmung, für die Etats-Periode
eine jährliche Subvention von 3 000 Mark zu bewilligen. Wer dagegen ist, bitte ich sich zn erheben.
(Es erheben sich 4 Abgeordnete.)

Der Antrag des Ausschuffes ist also zum Beschlußerhoben. Ich bitte nuumehr diejeuigeu
Herren, welche für den Antrag Eonze, auf Gewährung einer einmaligen Beihülfe von 9 000 Mark
siud, sich zu erheben. (Es erheben sich 6 Abgeordnete.)

Das ist die Minorität. Der Antrag Conze ist also abgelehnt uud der Antrag des
Ausschusses augcuommeuuud damit dieser Puukt der Tagesorduuug erledigt.

Wir kommen zn:
8. Bewilligung eines Zuschusses zur Errichtung uud Uuterhaltuug einer

Fachschule für die Klcin-Eisen und Stahl-Industrie in Remscheid.

Referent Abgeordneter Friederichs: Meine Herren! Namens des IV. Ausschusseshabe ich
Ihre Nufmcrkfamkeit zu erbitten für eine Frage, die mit gehört in jene große soziale Aufgabe, die so
gewaltig ernst an uns Herautritt m den letzten Jahren, sowohl an den Gesammt-Staat wie au
jeden einzelnenStaatsBürger, welcher die Stände und die Klassen mir in ihrer Zusammen¬
gehörigkeit begreift. In diesem speziellen Falle handelt es sich, soweit intellectuellüberhaupt zu
^lfen ist, um den kleinen Gewerbetreibendenzn helfen in seinem verzweifelten Kampfe gegen das
Kapital und die Maschine; dem seßhaften Bürger zn helfen gegen den Verfall in den besitzlosen
Tagelohn, dem Familienvater zu helfen, daß er bei seiner Familie in eigener Werkstatt arbeiten
kann, anstatt früh Morgens der Glocke des Fabrikherrn für den ganzen Tag zu folgen! Das
Ucbrige, meine Herren, belieben Sie ans dem Referat zu entnehmenund weun dasselbe der großen
Sache gegenüber etwas knapp abgefaßt ist, so bitte ich, deshalb die Sache selbst nicht in Ihrer
Auffassung Schaden leiden zu lassen.
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Das Referat des Ausschusses laulel:
„Der KöniglicheLaudtags-EommissariusOberpräsidcnt der NheiuprovinzHerr von Bar-

beleben Excellenz hat an unsern LandtagsMarschall Se. DurchlauchtFürsten zu Wied folgendes
Schreiben gerichtet:

„Düsseldorf, den 16. April 1879.

Euer Durchlauchtbeehre ich mich deu nebst Anlagen beigefügten Bericht der Ko'nigl,
Regierung zu Düsseldorf vom 25. Februar d. I. in welchen« dieselbe den Antrag stellt:

„baß der Stadt Neinscheid Behufs Errichtung und Unterhaltung einer Fachschule
für die Klcin-Eisen-und Stahl-Industrie daselbst vom 1. April 1880 ab auf die
Dauer von 5 Jahren eine Beihülfe von 5 000 Mark zährlich aus provinzial-
ständischen Fonds bewilligt werden möge",

unter dem ganz ergebenstenErsuchenzu übersenden, über diesen Antrag die Beschluß¬
fassung des Provinzial-Landtags gefälligst herbeizuführen und von dem Resultate mich
demnächst in Kenntniß setzen zu wollen.

Der Königl. Landtags-Eommissarius,Oberpräsident der Rheinprovinz:
gez. von Bardelebeu."

An
den Provinzial-Laubtags-Marschall

Herrn Fürsten zu Wied
Durchlaucht,

hier.

Die Eingangs dieses Schreibens genannten Anlagen zu dem Berichte der Königlichen
Rcgiernng zu Düsseldorf vom 25. Februar d. I. bestehen aus:

1. dem Bericht der Letzter» vom 3. Juli 1878 an den Königlichen Staats- uud Miuister
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, Herrn Maybach, Excellenz, nebst Ent¬
würfen für Kostenberechnung und Organisationsplan der Fachschule;

2. dem Erlaß des Herru Haudclsministcrs vom 12. Oktober 1878 au die Königliche
Regierung zu Düsseldorf.

In summarischer Zusammenfafsung ergibt sich aus diesen Schriftstückenihren eigenen
Worten nach:

a. auf Grund der mit großer Gründlichkeit vollzogenen Prüfung uud Borberathung die
amtliche einstimmige Anerkennung des absoluten Bedürfnisses der projectirteu
Fachschule;

d. daß die Stadt Remscheidthatsächlich bei den fast unerschwinglichgewordeneuCom-
munallasten zu höhern Leistungen für die Schulen als die von ihr zugesagten,
unvermögendist;

«. daß somit bei einer Beihülfe von der Provinz von 5 000 Mark pro Jahr und einem
vorausgefetztcn Schulgelde von jährlich 6 000 Mark vorläufig durch den Staat
zu decken bleiben:

ca. 17 000 Mark einmalige Ausgabe für die Organifation
und ca. 8 000 bis 10 000 Mark jährliche Ausgaben.
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Nach eingehenderallseitiger Besprechungder Vorlagen ist der IV. Ausschuß zu dem ein¬
stimmigen Beschluß gekommeu:

In Erwägung, daß das Bedürfniß und die baldmöglichsteAnsfiihrnng der in Rede
stehenden Fachschule amtlich festgestellt ist;

in Erwägung, daß die Steuerkraft der betreffende» Interessenten in höchstemMaße
angespannt ist und nicht weiter herangezogenwerden kann, als nur zu thcilweisem
Beitrage für diese Fachschule;

iu Erwägung, daß diese Schule außer ihrer speziell gcwerblichcuAufgabe in hohem
Maße von sozialsittlichcrwie sozialpolitischer Bedeutung ist und somit hoffentlich die
entsprechende ganze Aufmerksamkeit von staatlicher Seite habe» wird;

in Erwägung, daß das Prinzip, welches den hohen Landtag die Unterstützungin erster
Reihe zur Kräftigung und Hebung der kleinen Landwirthschaftbewilligenläßt, auch
nach Möglichkeitauf das Handwerk und auf das Kleingewerbein seiner Anwendung
auszudehnen ist behufs Erhaltung des leistungsfähigenMittelstandes;

in Erwäguug feruer, daß die Orgauisation dieser Fachschulebehufs Verhütung vor¬
eiliger, sich nicht bewährenderAusgaben und Benutzung der practischenErfahrungen
thcilwcise nur im Laufe der ersten Jahre zu einem ersten Abschlüssekommen kann und
diese erste Entwickelung für wenigstens5 Jahre finanziell gesichert werden muß;

zu beantragen: Hoher Landtag möge beschließen:
„daß der Stadt Remscheid Behufs Errichtung und Unterhaltung einer Fachschule
für die Klein-Eiscn-und Stahl-Indnstrie daselbst vom 1. April 1880 ab auf
die Dauer von 5 Jahren eine Beihülfe vou 5 000 Mark jährlich aus den
angesammelten Zinsübcrschüsfcnder Provinzial-Hülfstasfebewilligt werden möge."

Meine Herren! Ich bin nun bereit, über die einzelnen Punkte Rede und Antwort zn
stehen, wie sie die amtlichenUntcrsuchuugeu uud Ausfagcu iu diesen Documeuten festgestellt haben.

Marsch all: Ich eröffne die Diskussion.
Es wünscht Niemand das Wort, dann schließeich dieselbeund bringe den Antrag des

Ausschusses zur Abstimmung. Ich bitte Diejenigen, welche dagegen sind, sich zn erheben. (Es
erheben sich 6 Abgeordnete.) Der Antrag ist angenommen.

Wir kommen zum nächsten Punkt:
9. Begutachtung des Gesetzentwurfs, betreffend die Bestreitung der Kosten

für die Bedürfnisse der Kirchengemeinden in den Landtheilen des linken Nheinufers.
Referent AbgeordneterEourth: Meine Herren! Eine historische Skizze der einschlägigen

Gesetzgebung ist iu den Motiven des Gesetzentwurfsgegeben, der sich in Ihren Händen befindet.
Es wird daher nicht nöthig sein, den früheren Gang der Gesetzgebung hier zu rckapituliren, weuu
Sie es nicht wünschen sollten. (Rnfe: Nein.) Das neueste Gesetz auf diesem Gebiet war dasjenige
vom 24. März 1845 Der betreffendeGesetzentwurf war dem Provinzial-Landtag von 1843 vor¬
gelegt worden Die Staats - Negierung verfolgte damals schon dasselbeStreben wie heute; sie
wollte die ordeutlicheuuud außerordentlichen Kosten für die Kirchen-Bedürfnisse,welche damals auf
den Etats der Gemeinden standen, bestehen lassen, im Uebrigen aber sollten alle Kosten für kirch¬
liche Bedürfnisse von den Confessionsgenossen selbst aufgebracht werden. Der damalige Landtag,
der die Sache einer eingehendenBerathung uuterzog, hielt es aber nur für billig, daß, weun eine
GemeindeVermögen habe, dieselbe anch für die außerordentlichenLasten eintrete.
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Wesentlich aus der Berathung des Rheinischen Landtages ist dann das Gesetz vom 14. Mär;
1845 hervorgegangen. Wenn ich sagte, daß der hohe Landtag einen wesentlichen Antheil daran
habe, so ist damit nicht gesagt, daß das Gesetz ein besonders gelungenes gewesen ist, namentlich
was seine Redaktion anbelangt. Es ist daraus ein Heer von Streitigkeiten entstanden, nnd wenn
die Hauptfragen jetzt zum Theil durch die Iudikatur festgestellt sind, so läßt das doch noch Raum
für viele Differenzen. Es hat nunmehr die Staatsregierung sich veranlaßt gesehen, den Ihnen
heute vorliegcudeu Gesetzentwurf einzubringen. Dem vorigenLandtag, in der Session vor 2 Jahren,
lag ein Entwurf vor, der annäherndso war, wie der gegenwärtige.Der Gesetzentwurf verfolgt den Zweck,
unter möglichster Schonung der bestehenden Verhältnissedie Eivil-Gemciudcuvon deu Pfarrgemeinden
in vermögensrechtlichcr Beziehung loszulösen, nnd nm das vollständig zn erreichen, ist auch uoch die Ab¬
lösung der gegenwärtigauf dem Gemeinde-Etat stehendenKosten für kirchliche Bedürfnisse vorge¬
sehen. Der VI. Ausschuß, dem die Sache überwiesenworden war, vermißte zwar in den Motiven
eine so eingehende Motivirung der Bcdürfnißfrage, wie sie wohl der Gegenstand erfordert hätte.
Aber nichtsdestowenigerwar er mit allen Stimmen gegen 1, — 9 gegen 1 — der Ansicht, daß
das Bedürfniß vorhanden sei, feste Zustände zu schaffen. Der Ausschuß war auch der Meiuuug,
daß das Prinzip des Gesetzes ein richtiges sei, indem es eigentlich in der Natur der Sache liege
nnd jede innere Berechtigung für sich habe, daß die Eonfessious-Oemciudenselbst für ihr Bedürf¬
niß sorgten, daß aber auch dasjcuigc fortgewährt wcrdcu muffe, was gegenwärtig fchon als fester
Posten sich in den Etats der Civil-Gcmeindcnbefinde, indem die confessioncllcn Gemeinden sonst nicht
in der Lage sein würden, den Pflichten gerecht zu wcrdeu, die ihnen obliegen.

Der Ausschuß hat die einzelnen Punkte für das Bedürfniß hervorgehoben,die ihm am
präguautesten erschienen; sie sind in dem Referat niedergelegt, soweit es den allgcmeiucuTheil
anlangt, und ich will mir gestatten, diesen ersten Theil des Referates zu verlesen(verliest):

„Der Ausschußvermißte zwar in der Vorlage eine eingehende Motivirung der Nothwendig¬
keit des Gesetzes; namentlich glaubte derselbe gegen die von der Rheinischen Proviuzialshnooc
übernommene Begründung: die bestehendeGesetzgebung habe die Nhcinprovinz in solchem Grade
zum Tummelplatzdes religiösenUnfriedens gemacht,wie dies in keiner anderenpreußischen Provinz
der Fall sei, >ausdrücklich Widersprucherheben zu müssen. Dennoch erkannte der Ausschußmit allen
Stimmen gegen eine als ein Bedürfniß an, daß die bestehende Gesetzgebung einer Aenderung
unterzogen werde. Das neueste Gesetz vcm 14. März 1845 sei nicht bloß in seiner Fassung in
hohem Grade unklar, sondern enthalte auch offenbare Härten. Wenngleichdie Hauptstreitfragen
durch die Iudikatur gelöst erschienen, insbesonderedie viel ventilirte Frage, ob die Civilgemciuden
noch i,rinciplüiw,r die Perpflichtuug für die Beschaffungeiuer Pfarrwohuuug obliege, so gehöre
doch eine Umkehrder Rechtssprechnngbei der sehr zweifelhaftenNatur einzelner Fragen nicht zur
Unmöglichkeit. Es seien aber auch gegenwärtigdie Fälle, wenn mehrere Civilgemciuden oder Theile
verschiedener Civilgemeindeneinen Pfarrbezirk bildeten, eine Quelle fortwährenderDifferenzenunter
diefen Gemeinden.

Namentlich der in Städten vorkommende Fall, wenn mehrere Pfarrgemcinden der männ¬
lichen Confessionzn einer und derselben Eivilgemeindegehörten, könni zu großen Unbilligkcitcn
führen, indem nach dem Wortlaute des Gesetzes, wenn das verwendbare Gemeindevermögcufür
eine Pfarre erschöpft fei, die außerordentlichenBedürfnisse der anderen Pfarre durch die Einwohner
und Grundbesitzerdieser Pfarre allein getragen werden müßten, welcherMißstand besondersscharf
hervortrete, weil in Städten der Güter- und Wohnuugswechselbäufig fei, so daß zu dessen Ausgleich
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einige Städte Lokalstatuteerlassen hätten, von welchen es zweifelhaftsei, ob sie mit dem Gesetze
vereinbar seien.

Der Ausschuß hielt die Abänderung des bestehenden Zustandes um so gebotener,als auch
die übrigen Gesetze, insoweit dieselben in Kraft gebliebensind, bei der Mischuug der Confessionen,
wie solche sich in der Rheinprovinz vorfinde, außerordentliche Härten mit sich bringen können. Es
soll hier nur darauf hingewiesen werden, daß in Gemäßhcit des Gesetzes vom 5. Mai 1,806 eine
Civilgeineindemit ihrer ganzen Stcuerkraft zu den Kosten der Wohnung eines protestautischcn
Pfarrers herangezogenwerden kann, wenn nur ein Protestant darin seinen Wohnsitz hat."

Letzterer Fall tau» häufig vorkomme», da die meisten evangelischen Pfarrgemcinden ans
dein Lande aus mehreren bürgerlichenGemeindenbestehen, uud also, wenn nuu in einer bürger¬
lichen Gemeinde auch nur eiu Protestant wohnt, diese bürgerlicheGemeinde mit ihrer ganzen
Stcuerkraft eintrete» muß für die Erbauung einer Pfarrwohuung des evangelischenPfarrers.
(Verliest weiter):

„Der Ausschuß erkannte demnach auch mit allen gegen eine Stimme das Princip des
vorgelegtenGesetzentwurfesals richtig au, welcher unter Zugrundelegungder faktisch bestehende»
Verpflichtungender Civilgemcinden die weiter uöthig werdenden Cultuskosteu den betreffenden Religions-
genosscuschafteu selbst zuweise und also zu einem gesetzlichenZustande zurückzukehren suche, wie er
allein die innere Berechtigung habe und vor der französischen Gesetzgebung in den meistenTheilen
der Rheinprovinz gewesen sei. Die vorgesehene Ablösung der vorhandenen Lasten der Civilgemeinden
sei noch ein besonderer Vorzug des Entwurfes, indem hierdurcheine vollständigeTrennung der
bürgerlichen Gemeinden von den Pfarrgemeindeu in vermögensrechtlicherBeziehung ermöglicht
werde. Auch fchueibeder Eutwurf durch die ausdrücklicheUebertragung des Eigenthums der
kirchlichen Zwecken gewidmetenGebäude auf die betreffendenKirchengemeindeneine Frage ab,
welche nach der bestehenden Gesetzgebung noch einmal zu einer brennenden werden könnte, indem
nach dem Wortlaute des Gesetzes vom 18 ^«rininul X, welches das Concordat pnblizirte, die
kirchlichen Gebäude zur Verfügung der Bischöfegestellt worden sind, ohne über das Eigenthum zu
befinden (uoront reini»«» ü, In, äi^osition äe» üvL^nes)."

Was den letzten Pnnkt anlangt, so wurde das Concordat von dem ersten Consul mit dem
Papst geschlossen,und durch das Gesetz vom 18. ßerminal X publizirt. Als damals für die
Kirche in Frankreich feste Zustände geschaffen wurden, da war der linksrheinische Theil unserer
Provinz vollständig in Frankreich incorporirt und mußte seiner Gesetzgebungfolgen. Damals
wurden vom Staat blos die Gehälter übernommen, es wurden die Pfarrwohnungen zurückgegeben
und was die Kirchengebäude anlaugt, so war in dem Gesetze gesagt, sie sollten ü, In, äi8pn8iti<m
ÜS8 6vL<^no8 gestellt sein. Es wäre hiernach leicht möglich, daß auch noch einmal ein großer
Streit darüber entbrennte, wem eigentlich das Eigenthum der kirchlichen Gebäude zustehe. — Der
Ausschuß war also der Ansicht, sowohl daß das Gesetz ein Bedürfniß, als auch daß das Prinzip
ein richtiges sei.

Die Minorität des Ausschusses war der Ansicht, daß kein Bedürfnißvorliege, die bestehenden
Nechtszustände zn verändern, und motivirt dies, wie folgt (verliest):

„Die Minorität des Ausschusses war der Ansicht, daß kein Bedürfnißvorliege, den bestehenden
Rechtsznstand,in welchen sich die Bevölkerung eingelebthabe, zu verändern. Dieselbe befürchtete
namentlich, daß beim Fortfalle der Controlle der Gemeindebehörden die Confefsionsgenossen mit zu
hohen Kirchensteuernbelastet werden möchten."
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Die Majorität machte hiergegengeltend, daß das Ausschreiben von Kirchensteuerin zu
hohem Maße seinen Regulator iu sich selbst haben würde, denn die Angehörigen der Gemeinden
würden dafür sorgen, daß nur solche Mitglieder gewählt würden, die verständig sind uud uicht
leichtsinnige Ausgaben machen,

Marsch all: Ich eröffne die General-Diskussion.
Vice-MarschallFreiherr von Geyr-Schweppenburg: Ich erlaube, mir einen Vorschlag.

Der vorliegendeGesetzentwurfist von einer aus den kompetentestenMitgliedern des Landtages
zusammengesetzten Eommissiou gründlich durchberathen worden. Ich glaube nun kaum, daß das
Interesse der Sache es erfordert, daß wir die ganze Diskussionvon Neuem vornehmen und schlage
Ihnen daher vor, das Referat, wie es erstattet ist, «n I)I<>« anzuuehmcu. (Bravo.)

Marsch all: Es ist der Antrag auf <n> dloc-Auncchmcgestellt. Zunächstwerden wir die
Paragraphen zusammenverlesenmüssenund dann möchte ich noch einmal fragen, ob die «n Kloo
Auuahme beliebt würde.

AbgeordneterFreiherr Nudolph von Gehr: Ich glanbe, daß die Vorlage überhaupt
ruhen muß. Die geistliche Behörde, mit der eigentlich verhandelt werden muß, ist nicht da, also
ein Theil, womit paktirt werden muß, fehlt ganz, ich bin deshalb der Meinung, daß die Vorlage
gar nicht berathen werden kann.

AbgeordneterIentgcs: Wenn ich mich recht eutsiuue beim Nachlesen deö Referats, so
glaube ich, ist eine Minorität und eiue Majorität vorhanden gewesen. Die ciii K1»u-Anuahme ist
deshalb nicht zulässig.

Marsch all: Ich möchte vorschlagen, zunächst-das Ganze vorzunehmenund dann noch
einmal über die «n Kluc-Anncchmc zu sprechen, damit wir scbcn, in welcherArt die Negieruugs-
Vorlage durch deu Ausschußverändert ist. Ich würde bitten, das Gesetz zur Hand zu uehmcu,
uud bitte den Herrn Refcreuteu, die ciuzelueuPunkte hinter einander vorzulesen. Erfolgt gegen
diese geschäftliche Behaudluug Widerspruch? (Es meldet sich Niemand.)

Referent AbgeordneterEonrth (verliest 8- 1)-
„Die bürgerlichenGemeindensind, soweit dieses Gesetz nicht ein Anderes bestimmt, zur

Aufbriuguug vou Kosten für die Bedürfnisse der Kirchengemeinden,insbesondere zur Beschaffung
und Unterhaltung der Pfarrhäuser, uicht ferner verpflichtet.

Die bezüglichen, zur Zeit bestehcuden Verpflichtungen der bürgerlichen Gemeinden gehen
ans die Kirchengemeinden über.

Zuwendungen für die Bedürfnisse der Kirchengemeindensind den bürgerlichen Gemeinden
nur mit Genehmigung der Äezirksrcgieruug gestattet. Unberührt von den Bestimmungen dieses
Gesetzes bleiben die aus privatrechtlicheuTiteln cutspriugendenVerpflichtungen der bürgerlichen
Gemeinden."

Die Commissionschlägt vor, Absatz 2 dieses § als überflüssig zu streiche». Ebeuso ist
beautragt, den ersten Satz von ^Unoa 3: „Zuwendungen— bis —, gestattet", als nicht in den
Rahmen des gegenwärtigenGesetzes gehörendzu streichen, welches nur Verpflichtuugcn zu regeln hat.

AbgeordneterDietze: (Zur Gcschäfts-Orduuug.) Ich möchte glauben, daß wir über die
Novelle beschließen können, auch ohne die einzelneuParagraphe» verlesen gehört zu habe,,. Die
einzelne»Paragraphen müßten so zur Diskussiongestelltwerdeu, ob wir uns hier dem Majoritäts«
oder Minoritäts Volum auschließeu wolle». Es scheint nur viel praktischerzu sein, wcun wir daö
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Ganze, wie es aus der Berathung dc« Ausschusses hervorgegangen, als schätzbares Material der
Negierung eiuseudeteu. (Sehr richtig!)

AbgeordneterBremig: Das würde nach meiner Auffassung nichts anderes sein, als
eine motivirte Tages-Ordnung.

AbgeordneterFreiherr von Wenge-Wulffeu: Der Ausdruck, den eben Herr Dietze
gebraucht,scheint mir vollständig zutreffend zu sein. Eiue genaue Priifuug ist überhaupt nicht
möglichin einer Versammlung vou 80 Personen. Es giebt da verschiedene Anschauuugswciseu, die
überhaupt zur Sprache kommenkönnen. Diejenigen der Majorität und Minorität sind in dem
Gutachten niedergelegt. Kein Mcusch wird eine Präjudizirung darin erblicken. Wir sagen eben:
das sind unsere Ansichten,die wir Ench, gesetzgebendenFaktoren, als schätzbares Material geben.
Etwas Weiteres ist nicht damit gesagt. Einen Uebergang zur Tagesordnung wird Niemand darin
erblicken können, wenn wir das Gesetz «n Klo« anuehmeu, nicht in dem Sinne, daß der Landtag
die Anschauungen der Majorität und Minorität aceeptirt, sondern einfach als ein Gutachten, welches
wir erstatten.

AbgeordneterBreinig: Der Ausführung kann ich mich anschließen; das ist aber nicht
das, was der Herr Dietze nnter 6n bloo-Annahme versteht. Herr Dietze müßte seineu Antrag
dahin abäudcru, daß er ihn etwa in die Form einer Nesolntion dahingehendbringt, der Landtag
wolle erklären, daß er in dein Bericht des Ausschussesein ausreichend motivirtcs Gutachten nach
beiden Seiten erkennt und sich dem anschließt. (Sehr richtig.)

Marsch all: Dann würbe ich den Herrn Referenten bitten, diese Nesolntionzu formn-
lireu, und nachdemwir einige Punkte der Tagesordnung erledigt haben, würden wir nns über die
Nesolntionschlüssig machen. Sind Sie damit einverstanden? (Rufe: Ja Wohl.)

AbgeordneterMarcus: Ich möchte noch ein Wort zu diesem Beschlußfageu. Es muß
uns doch mitgetheilt werden, was der Ausschuß in Bezug auf die eiuzelneu Paragraphen des Gesetz¬
entwurfs in Borschlagbringt. Oder wenn diese Mittheilung hier in der Versammlungnicht beliebt
wird, so würde ich den Antrag stellen, daß das Betreffeude noch in der Zeit, während der Landtag
hier versammeltist, gedruckt werde, damit man weiß, was über die einzelnen Paragraphen im Anö-
schuß verhandelt und beschlossenworden ist.

Marschall: Ich muß Herru Marcus erwidern, daß das ganze Neferat eine Neihe
von Tagen hindurch hier im Nebenzimmeroffen gelegen hat zur Einsicht für alle Mitglieder, und
ich bedaure, daß Herr Marcus dieses Referat nicht gelesen hat.

AbgeordneterBremig: Der Ausschuß-Bericht muß ganz verlesen werden. Wenn der
Landtag ein Gutachten abgeben soll, so muß der Bericht gauz verlesenwerden; das ist bis jetzt
nicht geschehen.

War schall: Ich kann Herrn Bremig darüber beruhigen. Ich habe den Herrn
Referenten gebeten, die Nesolutiou abzufassen, und nachher würden wir über die geschäftlicheWeiter-
behanblung noch einmal sprechen.

Wir gehen also jetzt zum folgende»Punkt der Tagesordnuug uud werde», gleich auf dcu
eben behandeltenzurückkommen.

10. Dechargirung der Landarmen-Nechnuugen pro 1876/??.
Referent AbgeordneterConze (verliest das Neferat):
Die vorbcnanntenRechnungensind von dem Herrn Laudes-Dircctorund den Commissareu

des Provinzial-Verwaltuugsraths geprüft und sind die erhobenenMonita erledigt worden. Der
II. Ausschußhat diese Rechnungenin Einnahme und Ausgabe geprüft.
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Die Rechnung Pro 1870 beginnt mit einem Borschuß in Ausgabe von 25 850 Mark
54 Pfg. uud schließt in Eiuuahme und Ausgabe balancirend mit einem Ueberschußvon 81 392 Mark
00 Pfg. Die Zuschüsse für die Arbeitshäuser und Landarmen'Anstalten zu Brauweilcr und Trier
sind in Einnahme und Ausgabe uur durchlaufend und in der Gesammtsummevon 473 525 Mark
42 Pfg. enthalten.

Der im Etat pro 1876 für das Landarmenhaus zu Trier vorgeseheneZuschuß vou
00 862 Mark 50 Pfg. ist nicht zur Auszahlung gelangt, weil diese Anstalt im Jahre 1876 ältere
Bestände aufgezehrt hat, die als Betricbsfond erst im Jahre 1878 aus der Centralcasse ersetzt
sind; in diesem Umstände liegt die Ursache des großen Ueberschusses von 84 392 Mark 66 Pfg.,
welcher nebst Einnahmerestenim Betrage von 906 Mark in die Rechnung pro 1877 richtig über¬
nommen ist. Dieselbe schließt mit 55? 107 Mark 86 Pfg. in Einnahme und Ausgabe balaucireud
mit einem Uebcrschuß von 93 800 Mark 2 Pfg. und Eiunahmeresten von 900 Mark ab, welche
in die Rechnungpro 1878 zu übernehmensind.

Der II. Ausschußfaud weiter nichts zu erinnern.
Marsch all: Es ist der Antrag auf Decharge-Ertheiluuggestellt. Ich frage, ob sich

hiergegeuWidersprucherhebt. — Ich koustatire, daß kein Widerspruch erfolgt und erkläre die
Decharge für ertheilt.

Wir kommen zn:
11. Referat des VI. Ausschusses, betreffend Begutachtung des Entwurfs

einer neuen Hengstkör-Ordnung für die Nheiuprovinz.
Referent AbgeordneterWolters (verliest das Referat):
Der VI. Ausschußist der Ansicht, daß die Körordunug vom 20. December 1832 schon

längst nicht mehr zweckentsprechendsei und erachtet den vorgelegten Entwurf im Wesentlichen geeignet,
die Pferdezuchtzu erhalten und zu heben.

Da die Herren Minister der landwirtschaftlichen Angelegeuheitenund des Inneru es,
entgegenden Vorschlägendes landwirthschaftlichenVereins, abgelehnt haben, daß die Regierung die
Kasse über die Körangelegenheitcnführe und etwaige Deficits decke, fondern dies dein Provinzial-
Vcrwaltungsrathe überweisen wollen, so erachtet es der VI. Ausschußals billig, daß die Regierung
von der in ß. 3 »ud 3 vorgezeichnetenErnennung der beiden von den Kreisstäudeuvorzuschlagenden
Delegirten und Stellvertreter ebenso absehe, als von der Festsetzungder vom Verwaltungsrathe
vorzuschlagenden Höhe der Körungs-Gebühren.

Der VI. Ausschußbeautragt daher, der hohe Landtag wolle:
1. dem zur Begutachtung vorgeschlagenenEntwürfe einer Körorduuug für die Privat-

Beschäler der Rheinprovinz unter der Bedingung seine Zustimmung ertheilen, daß:
«,. das Drittens des ß. 3 laute:

„zwei Delegirten ober deren Stellvertreter, welche von den Kreisstäudeu der betreffenden
Körbezirke gewählt werden;"

d. der §. 8 laute:
„für jedeu einer Körungskommissiouvorgeführten Hengst uud von jedem augclorten
Hengste werden an den Kafsirer der Körtommissionbei Gelegenheit der Körung Ge¬
bühren bezahlt, welche der Provinziell - Verwaltuugsrath für den Zeitraum vou je drei
Jahren festsetzt und öffentlich bekannt macht. Die Körgelder :c. «." bis zum Schlüsse;

c im letzten «lino«, des §. 3 hinter dein Worte: „Amtsblatte" die Worte: „und in den
Localblättern" zu setzen.
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Außerdem beantragt der VI. Ausschuß:
„Der hohe Landtag wolle der Staatsregicrung den Wuusch aussprecheu, daß dieselbe
den baldmöglichstcu Erlaß einer Körorbnuug für Stiere in der Nhciuproviuzveranlasse,
welche, wenn nicht wichtiger,doch jedenfallsebenso wichtig,wie die vorliegende, erscheine."

Marsch all: Ich eröffne die Diskussion.
Der Ausschuß hat verschiedene Aenderungenau dem vorgelegtenEntwurf der Negieruug

vorgenommen. Ich frage, ob die Kör-Ordnuug vorgelesen werden soll? (Rufe: Nein.) Der Aus-
schuß hat dieselbe genau geprüft und stelle ich dieselbe mit dcu vorgenommene»Aenderungenzur
Diskussion. Ist hierzu etwas zu bemerken?— Das ist nicht der Fall, Dann stelle ich den Antrag
des Ausschusses zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen Herren, welche dagegen sind, sich zu erhebe»,
(Es erhebt sich Niemand.)

Der Antrag ist einstimmigangenommen.
Zweitens ß. 8 lautet:
Referent AbgeordneterWolters (verliest):
„Wir jeden einer Körcommissionvorgeführten Hengst und von jedem angetörten Hengst

werden an den Kassirer der Körcommission bei Gelegenheit der Körnug Gebühren gezahlt, deren
Höhe die unterzeichnete Negiernng nach Anhörung des Provinzial-Verwaltuugsraths für den Zeit¬
raum von je 3 Jahren festsetzt und durch das Negieruugs-Amtsblattznr öffentlichen Kenntnißbringt.

Diese Körgelder dienen zunächst zur Deckung der Kosten der Körcommissioneu, Die
Verwendung etwaiger Ueberschüsse oder Deckung etwaiger Ausfälle erfolgt dem Beschlussedes
Proviuzml-Laudtags vom .... entsprechend durch die Proviuzial-Verwaltnng."

Der Ausschußschlägt vor, daß der Verwaltungsrath die Gebühr festzustellen habe uub
nicht die Königl. Negierung nach Anhörung des Verwaltuugsrathes, und dann schlägt der Nusschnß
die Aendernng vor: hinter „Amtsblatt", einzuschalten: „und Lokalblätter",das ist die ganze Aenderung.

Marsch all: Sind Sie mit der Aenderung einverstanden, daß der Verwaltnngsrath die
Gebühr festzustellenhat uud uicht die Negieruug nach Anhörung des Verwaltungsrathes; uub
endlich, daß sie nicht nur im Amtsblatt veröffentlichtwerden, sondern anch in den Lokalblättern?—

Es wünschthierzu Niemand das Wort und würden wir also zur Abstimmung schreiten,
Ich bitte Diejenigen, welche gegen die Vorschlägedes Ansschnsses sind, sich zu erheben, (Es erhebt
s>ch Niemand.) Dieselbensind also ciustiuuniggenehmigt.

Außerdembeautragt der VI. Ausschuß:
„Der hohe Laudtag wolle der Staatsrcgierung den Wunsch aussprecheu, daß dieselbe
den baldmöglichstenErlaß eiuer Körorduuug für Stiere in der Nheinprovinz ver¬
anlasse, welche, wenn nicht wichtiger, doch jedenfalls ebenso wichtig, wie die vor-
liegende,erscheine."

Ich stelle diesen Antrag zur Diskussion.— Es wünscht Niemand das Wort; so schließe
ich die Diskussionund stelle den Antrag znr Abstimmung. Ich bitte Diejcuigcn, welche gegen den
Antrag sind, sich zu erhebe,:. (Es erhebt fich Niemand.)

Also ist der Antrag einstimmig genehmigt. Hiermit wäre die Vorlage genehmigt und
kommen wir zu:

12. Uebcruahme der Prämien-Straße Speicher-Ginborf unter die Provinzial-
Straßen.

AbgeordneterBremig: Der Herr v. Boenninghausen hat mich gebeten, ihn zu ent»
schuldigen, er ist krank.
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Marschall: Dann möchte ich bitten, einen der Herreu, der bei der Berathung des V.
Ausschusses zugegengewesen ist, die Verlesung des Referats zu übernehmen. Wir kommen gleich
darauf zurück und gehen über zu:

13. Referat des V. Ausschusses, betreffend Uebernahme der Straßen von
Recht nach der Belgischen Grenze bei Brüchen und weiter nach der Malmedy-St.
Vith'er Provinzialstraße.

Referent AbgeordneterFreiherr von Erde (verliest das Referat):
Die GemeindeRecht hatte sich bereits im Jahre 1876 an die Proviuzialverwaltnng um

Uebernahmeder von ihr ausgebauten von Recht nach der belgischen Grenze bei Brüchen und von
dort nach der Malmedy-St. Vith'er Provinzialstraße in einer Länge von 6 099 Meter führenden
Prämieustraße gewandt, und war dieses Gesuch von der Königlichen Regierung zu Aacheu unter
Hervorhebungder Wichtigkeit dieser Wegestrecke für den Verkehr mit Belgien, indem sie die Ver¬
bindung des westlichen Theiles des Kreises Malmedy mit Starcbot, einer Station der von Pepinster
über Spa nach Lurembnrg führenden Eisenbahn vermittelt, sowie mit Rücksichtanf die geringe
Leistungsfähigkeit der Gemeinde Recht befürwortet worden.

Als nun die Provinzial-Verwaltung dem Gefuche näher trat, erklärte aber die Königliche
Regierung zu Aachen, daß sie die angeregte Uebernahme nicht eher wünschen könne, bis andere
Straßen, bezüglich deren Uebernahmeauf Proviuzialfonds sie ein Verzeichnis; nach der Reihenfolge
der Dringlichkeit aufgestellt habe, übernommen worden seien. — Bei dieser Ansicht verblieb sie
auch bei einer nochmaligen Erörterung der Angelegenheit, indem sie bemerkte, daß die Gründe,
welche die Gemeinde Recht für die sofortigeUeberucchme ihrer Straße gelteud mache, alle andere
Gemeindenmehr oder weniger mit gleichem Rechte für sich cmführeukönnten.

Mit Rücksicht hierauf uud weil die beregte Straße erst die 12. in dem Verzeichnisseder
Regierung zu Aachen, erklärte sich der Provinzial-Vcrwaltungsrath außer Stande, die Uebernahme
zu befürworten uud gab der Gemeinde Recht anheim, eine Beihülfe zur Unterhaltung der Straße
aus dem Wegebau-Unterstützungsfondszu beantragen.

Ein darauf im Jahre 1878 nochmals vorgebrachtes Gesuch unterlag denselben Ab-
lchnungsgründen. —

Bei Berathung des nunmehr an den Proviuzial-Landtag gerichteten gleichen Gesuches
touute der Ausschuß dasselbe mit Rücksicht auf die unzweifelhafte Wichtigkeit der Wegestrccke für den
Verkehr und die geringe Prästatiousfähigteit der Gemeinde Recht nur als ein solches anerkenne»,
welches an uud für sich volle Berücksichtiguug auf sofortigeGewährung verdicue,und es nicht für
zutreffend erachten, dasselbe allein aus den von der KöniglichenRegierungzu Aachen geltend gemachten
Gründen ablehnen zn sollen. Er verkannte hierbei nicht, daß diesen Gründen eine gewisse Berechli-
guug zur Seite stehn, mußte sich aber sagen, daß sie zu generell seien, um lediglich nach ihneu
zu verfahren, sowie daß namentlich Umstände vorliegen könnten, unter denen die eine oder andere
Gemeinde mit ihrem desfallsigenAntrage vorzüglichund anßer der Reihe des vorerwähnten Ver¬
zeichnisses der Regierung zu Aachen berücksichtigt werden müsse.

Indem er demgemäßprinzipiell für Willfahrung des Gesuches der Gemeinde Recht sich
entschied,glaubte er dennoch sich dahin aussprechenzu müssen, daß hierdurch andere berechtigtere
Ansprüche auf Uebernahme von Straßen des Aachener Regierungsbezirks nicht verletzt werden
dürften, daher die faktifche Uebernahme der in Rede stehenden Straße nur dann erfolgen dürfe,
wenn dergleichen Ansprüche nicht vorliegen. Diese Frage konnte der Ausschuß Mangels des nöthigen
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Materials selbst nicht behandeln, hielt es daher, für zweckmäßig,das Desfallsige dem Provinzial-
Verwaltuugsrath zu überlassen.

Hiernach geht der Antrag des Ausschusses dahin:
„Hoher Provinzial-Landtagwolle sich prinzipiell für die Aufnahme der Präiuienstraße
von Recht nach der belgischen Grenze bei Brüchen uud von dort bis zur Malmedy-
St. Vith'er Provinzialstraßc unter die Provinzialstraßen nach deren provinzialstraßen
mäßigem Ausbau aussprechen, indeß den Provinzial-Vcrwaltungsrath beauftragen, die
faktische Uebernahme innerhalb der nächsten Etatsperiode nnr dann vorzunehmen,
respective der Gemeinde Recht zuzusichern,wenn derselbe die Ueberzeugunggewinnt,
daß im RegierungsbezirkeAachen keine berechtigterer Ansprüche auf Ueberuahme
von Straßen vorliegen, uud hierüber dem nächstenProuinzial-Landtage zu berichten."

Marschall: Ich eröffne die Diskussion. — Da sich Niemand zum Wort meldet, so
schließe ich dieselbe und bringe den Antrag des V. Ausschusses zur Abstimmung. Diejenigen, die
dagegen sind, bitte ich sich zu erheben. (Niemand erhebt sich.)

Der Antrag ist einstimmig angenommen. Es sind dann noch 2 Straßen, welche iu
einem Referat zusammengefaßtfind.

Referent AbgeordneterFreiherr von Erde (verliest weiter):
Referat des V. Ausschusses, betreffend die Aufnahme: 1. der St. Vith^

Rodt-Poteaux'er Prämienstraße; 2. der Prämienstraße von Schirm über Malbingen
bis zur belgischen Grenze in der Richtung auf Beho unter die Provinzialstraßen.

Dem Antrage der betr. Gemeinden auf Aufnahme der bezeichneten Straßen uuter die
Provinzialstraßen konnte der Ausschuß Mangels der erforderlichenUnterlagen leine Folge geben,
beschloß vielmehr, daß der Proviuzial-Vcrwaltuugörath mit Austelluugder nothwendigen Erhebuugcu
behufs deren Vorlage au den nächsten Proviuzial-Landtag zu beauftragen sei.

Der Ausschuß beantragt somit, hoher Landtag wolle diesen Beschluß zu dem seinigeu machen:
Marsch all: Ich eröffne darüber die Diskussion.— Es meldet sich Niemand zum Wort. —

Ich schließedie Diskussion und bringe den Antrag des V. Ausschusses zur Abstimmuug. Ich
bitte Diejenigen, die dagegen sind, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.)

Der Antrag ist einstimmig angeuommcu.Wir gehen uun zurück auf den eben abgesetztenPunkt.
9. Betreffend Begutachtung des Gesetzentwurfs, betreffeud die Bestreitung

der Kosten für die Bedürfnisse der Kirchengemeinden in den Landcölheilcn des liuteu
Rheiuufers.

Bice-Marschall Freiherr vou Gcyr-Schweppenbnrg: Meine Herreu! Nach näherer
Einsicht des Gesetzes vom 27. März l824 nnd speziell des ß. 46 dieses Gesetzes scheint eS mir,
daß die «n KIou-Annahme eines Referats über ein von der Staats^Regicrung uus zur Berathung
überwieseneuGesetzes mit den Bestimmungendieses §. 4U nicht übereinstimmt. Ich ziehe deshalb
nieinen Autrag auf sn dluoAuuahme wieder zurück.

Marschall: Daun treten wir also in die Behandlung der Paragraphen ein, und ich
stelle zunächstdie allgemeineFrage zur Diskussion.

AbgeordneterBreinig: Meine Herren! Sie haben eben aus dem Referat vernommen,
daß eine Minorität, bestehend ans einer Stimme, bestandenhat, die den Erlaß eines neue» Gesetzes
in dieser Angelegenheitnicht für angezeigt hielt. Diese Stimme gehört mir au, meiue Herren,
und Sie haben aus dem Referat die Gründe gehört, die ich geltend gemacht habe, wobei ich
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bemerke, daß die beide» Ober-Beamten, die Herren Landcsräthe und Justitiare Fritzen und Klein,
auf meiner Seite standen. Ich habe nämlich ans den Motiven zu dem Gesetzentwurf die zwingende
Nothwendigkeit für die Abänderung der bestehenden Gesetze nicht entnehmen tonnen. Der Ausschuß
ist sogar so weit gegangen, selbst Protest einzulegen gegen das Motiv, welches aus dem Beschluß
der General-Synode in die Motive des Gesetzentwurfs aufgeuommcn worden ist. Ich erkenne an,
meine Herren, daß das Prinzip, welches in dem Gesetzentwurf ausgesprochen ist, wohl kaum als
richtig zu bezweifeln ist, aber, meine Herren, ich befürchte und mit mir thun das auch Verwaltungs-
Beamte, daß wenn der Gesetz-Entwurf Gcfetz wird, fortan in jeder Gemeinde, wo verschiedeneCon-
sessioneubestehen und also verschiedeneConfessious-Gemeindcn sich bilden, die Insassen der politischen
Gemeinden mit einer viel höheren Steuer belastet werden, als das bis jetzt der Fall gewesen ist.
Man hat sich jetzt in die bestehendeGesetzgebung eingelebt. Die politische Gemeinde hat überall da,
wo sie augerufeu wurde, zum Beitrag für Cultuskosteu, für die Erhaltung der Kirchen, für die
Pfarrwohnungen und dergleichen ein Recht gehabt, die Äcdürfuißfrage zu prüfen nnd nach Anlegung
des Maßstabes, den das Gesetz ausgesprochen hat, entweder zu bewilligen oder abzulehnen.

Diese Controlle der politischenGemeinde fällt, wenn der Gesetzentwurf Gesetzeskraft erlangt,
für die Zukunft weg; und es treten nebeu die politischen Gememdcu noch zwei andere Gemeinden
hinzu, die das Nccht der Steuerumlagc erhalten und wcuu bis jetzt die Kirchengemeinde angesichts
der Rechte der politischen Gemeinden in ihren Anforderungen bescheiden gewesen sind, wie ich das
aus meiner Vaterstadt konstatiren kann, wo man sich, um der Kirchcusteuer zu cutgehen, mit dem
äußerst Nothwendigen begnügt hat, so bin ich für die Zukunft der Ueberzeugung, daß dieses auf¬
hören wird, und daß man, wenn auch nicht zu Ausschreitungen, dann doch zu Auforderuugeu cm
den Säckel der Kirchen-Gemeinden in ganz außerordentlicher Weise herantreten wird. Das, meine
Herren, sind meine Befürchtungen, uud deshalb bin ich der Meinung, daß man, nachdem man sich
in die bestehende Gesetzgebung eingelebt hat, sich nicht dazu herbeilassen soll, eine Aenderung herbei¬
zuführen. Und das umsoweniger als die Motive zu dem Gesetzentwurf selbst andeuten, daß dnrch
dieses neue Gesetz nicht alle Streitigkeiten ein für alle Mal aufhören werden. Wenn wir also
auch ferneren Streitigkeiten entgegengehen, dann ist Nichts gewonnen, als daß man uns eine höhere
Steuerlast aufladet. Das, meine Herren, sind die Gründe gewesen, weshalb ich geglaubt habe, es
aussprecheu zu sollen, daß eine zwingende Nothwendigkeit, neue Gesetze ciuzuführcu, uicht vorhanden
fei. Es ist das im Ausschußbcricht vollständig niedergelegt, und kann ich mich damit begnügen.
Bei der Strömung aber, die im Allgemeinen sich für den Gesetzentwurf tuud gegcbeu hat, genügt
mir, das Vorausgeführtc hier ausgesprochcu zu haben.

Abgeordneter Pclzcr: Meine Herreu! Ich kann die Befürchtungen, die der Herr Vor¬
redner hier ausgesprochen hat, nicht theilen; die Vorzüge des Gesetzes gegenüber dem gegenwärtigen
Znstand sind meines Erachtcns unverkennbar. Das Gesetz macht zunächst eiuer wahren Unnatur
ein Ende; denn es liegt an uud für sich gar kein innerer Grund vor, weshalb die Civilgemeinden
für die Kosten der Confessionsgemeinden aufkommen folleu, es läßt sich das in Wirklichkeit nur
erklären dnrch den historischen Hergang, wie er bei uns stattgefunden hat. — Nachdem der Staat
die großen kirchlichenGüter eingesteckthatte, fühlte er zunächst, als geordnete kirchlicheVerhältuisse
in Frankreich wieder hergestellt waren, sich verpflichtet, selbst für die Bedürfnisse der kirchlichen
Gemeinden cinigermaßeu einzutreten. Er hat dann aber diese Last, die nach der Natur der Sache
den Confessionsgemeinden felbst obliegen mußte, auf die Civilgemciudeu mehr oder weniger abzu¬
wälzen gesucht; hierin liegt die Unnatur, aus welcher die Gesetzgebung entstanden ist, wie sie noch
bis heute hier ans dem linken Rheinnfer besteht.
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Mehr oder weniger liegt auch in dieser Unnatur der Grund, daß die Gesetzgebung so
durch und durch unklar ist, und daß dieses ungeheuere Maß von Streitfragen daraus hervor«
gegaugeu ist,

Ich sehe ab von der Frage, ob überhaupt bezüglich der Haupt-Streitfragen die augen¬
blickliche Iudicatur feststeht; jedenfalls bleibt eine ganze Reihe von Fragen übrig, bei denen gar
nichts feststeht, die tagtäglich die Quelle neuer Prozessebilden.

Alle diese Uebelständcscheinen mir mit dem vorliegenden Gesetzentwurf mehr oder weniger
abgeschnitten zu sein und namentlichwenn einmal die in diesem Entwurf vorgeseheneuAblösuugeu
erfolgt fein werben, wird der natürliche und wünschenswertheZustand vollständigerAuseinander¬
setzung zwischen den Civilgeineiudcuund Confcssiousgemeinden eintreten.

Es soll eben meines Erachtens jeder aus seiner eigenenTasche leben uud das mag auch
dir Eoufcssionsgemeiude thuu. (Bravo!)

Wenu nun Herr Brenng ein Bedenken gegen den Gesetzentwurf darin sieht, daß in
Zukunft die Steuer viel höher sein würde, so mnß ich gestehen, es ist mir das nicht vollständig
begreiflich;weshalb soll die Steuer höher werden?

Die Vertreter der Confessionsgcmcindeu waren bis dahin in der Lage, sich in einer
Reihe von Fällen an die Civilgemcindezu wenden, und weuigstens den Versuch zu mache»,
aus fremder Leute Leder Nicmeu zu schneiden. Sie sollen in Zukunft aber die Riemen aus
ihrem eigenen Leder schneiden,sie sind dafür angewiesen auf den engeren Kreis von Confessions«
genossen, sie werden sich desto mehr in Acht zu nehmen haben, die Steuer allzu hoch zu schrauben.
In deu Coufcssiousgcmeiuden, die mir bekannt sind, muß ich wenigstenssagen, hatte man stets die
größten Bedeuten dagegen,Umlagen auf die Pfarrgemeinde zu erheben. Dann aber könneu auch
nach dem Vermögeusvcrwaltungsgesctzin keiner Weise diese Organe der Confessiousgemeiude so
gauz ins Blaue hiuciu Umlage erheben, sie haben vielmehr sogar einen sehr schwerfälligen Aufsicht«
Apparat in dieser Hiusicht über sich. Sie habcu zunächst in ihren geistlichen Behörden, eine
Anfsichts-Instanz,die augenblicklich ja durch den Königl. Commissar verwaltet wird. Sie haben
aber auch in den Regierungen ciue Aufsichtsbehörde, die wahrlich auch nicht so bei der Hand ist,
ohne Weiteres die Erhebung von Umlagen zu bewilligen, ohne deren Genehmigung aber die
Kirchengemeindenkein Recht haben, die Steuern umzulegen. Ich möchte also glauben, daß die
Bedenken,die der Herr Vorredner ausgesprochenhat, jedenfalls nicht so schwer in's Gewicht fallen
können, daß die großen Vorzüge des Gesetzentwurfes, deu die Staatsregierung uns vorgelegt hat,
dadurch aufgehobenwürden. (Bravo.)

Marschall: Wünscht noch Jemand das Wort zur General-Diskussion?
(Rufe: Schluß.)

Dauu schließe ich dieselbe und bitte deu Referenten, die einzelnen Paragraphen vorzunehmen.
Referent AbgeordneterCourth: Ich habe vorher schon im Namen des Ausschussesvor-

sseschlageu den Absatz 2 des ß. 1 zu streiche».Mau war der Ausicht, das verstände sich von selbst. Ebenso
den ersten Satz von nlinL^ 3: „Zuwendungen — bis — gestattet", zu streichen. Man war der
Ansicht, daß es sich hier blos um die Festsetzungvon Verpflichtungenhandele nnd daß ciue
Bestimmung, iu wie weit eine bürgerlicheGemeinde aus freien Stücken gehen könne, nicht in den
Nahmen des gegcuwärtigenGesetzes passe.

Marsch all: Ich eröffne die Disknfsion.
AbgeordneterB reinig: Mit der Streichung des zweiten ^linon des 8- 1 habe ich mich

einverstanden erklärt, und halte auch dafür, daß er nnr wiederholt,was in dem ersten ^liueu.
2U
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schon ausreichend enthalten ist. Ich bin auch einverstanden mit der Streichung des ersten Satzes
in H,Iinc!ll 3. Ich hatte mir aber im Ausschußerlaubt, zu beantragen, eine Bestimmung hier
wieber einzuführen, die in dem vorigen Entwurf, der nns vor 2 Iahreu vorgelegenhat, enthalten
war, und zwar dahingehend: „für die Bedürfnisse der Kirchengemeindendürfen weder Comunal^
Steuern umgelegt, noch die Erträge oder Zinsen des Comnnal-Vcrmögensverwandt werden."

Diefe Bestimmung, dieses Verbot, meine Herren, war in den früheren Motiven sehr
knapp und sehr präzise motivirt.

Ich habe diese Gründe für so zutreffenderachtet, daß ich glanbte beantragen zu muffen,
das frühere Verbot „das Comnnal-Vcrmögc»für die Kirchengemeindenzu verwenden" wieder in's
Gesetz anfgcnommenzu sehen, und ich beantrage mich heute dicseu Passus in dein tz. 1 des früheren
Entwurfs iu den jetzigen wieder aufzunehmen.

AbgeordneterFreiherr von Erde: Meine Herren! Ich wollte nur kurz mit einigen
Worten auf die Eonscqucnzeines solchen Verbots aufmerksammachen. Dann dürften wir beispiels¬
weise Aachen Nichts für feinen Dom und auch Cobleuz Nichts für eine eventuelleVerschönerungder
Kastorkirche geben :c,:c Wir würden weiter überall von den Bestimmungen der Königlichen Ncgiernng
abhängen uub in der That die Gemeinden in ihrer Disposition«-Fähigkeit sehr beschränkt werden.

Referent AbgeordneterEourth: Der Ausschußwar iu seiucr Majorität der Ansicht, den
Antrag Vr einig nicht aufzunehmen. Mau sah dafür die Nothwendigkeitnicht ein, wie ich fchou
hervorgehobenhabe. Wenn eine bürgerliche Gemeinde reich sei, fo fehle es an einem Grnnde,
derselbenzu verbieten, von ihren reichen Mitteln einer bedürftigen Kirchen-GemeindeEtwas zuzu¬
wenden. Daß das nicht übermäßig geschehe,dafür ist außerdem gesorgt,zumal jede Schenkungder
Bestätigung der Königlichen Regierung unterliegt nnd namentlich auch der Etat, weuu es sich um
Erhöhung der Steuer handelt.

AbgeordneterPelz er: Ich kann anch nur im Wesentlichen darauf aufmerksammacheu,
daß nach dem Bescheid, welchen heute der Karls-Vcrein in Aachen von Ihnen bekommen hat, Sie
unmöglichderartige Beschränkungeneintreten lassen können.

Marschall: Es wünschtNiemand mehr das Wort, ich schließe die General-Diskussion
und bringe Paragraph 1 in den einzelnenAlinea's zur Abstimmung. ^lino-,, 1 soll stehen bleiben.
Ich bitte Diejenigen, welche dagegen sind, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.)

^,1inok 1 ist einstimmig angenommen. Bei ^Un«l 2 ist eine Streichung beantragt.
Wer gegen den Antrag des Ausschusses ist, bitte ich sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.)

^.Unon, 2 ist mit der Veränderungdes Ausschusses einstimmig angenommen. Bei ^Unoa, 3
ist beantragt, den ersten Satz zu streiche». Wer dagegen ist, bitte ich, sich zu erhebe». (Es
erhebt sich Niemand)

Die Streichung nach dein Antrag des Ausschussesist einstimmig angenommen. Der
AbgeordneteBremig hat beantragt, au dieser Stelle einzufügen: „Für die Bedürfnisse der Kirchen¬
gemeindendürfen weder Communalsteucrn umgelegt, noch der Ertrag oder Zins des Commnnal-
vcrmögens verwendet werden." Wer für Einsetzungdieses Satzes ist, bitte ich sich zn erheben-
(Es erheben sich 2 Abgeordnete) Der Znsatz ist also abgelehnt. Den letzten Satz von lüinoa 3
schlägt Ihnen der Ausschuß vor, so stehen zn lassen, wie er vorliegt, und bringe ich anch diesen
Satz zur Abstimmung. Ich bitte Diejenigen, die dagegen sind, sich zn erheben. (Es erhebt sich
Niemand.) Der Satz ist einstimmigangenommen.

Wir gehen nun zu §. 2.
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Referent AbgeordneterEourth (verliestParagraph 2):
„In das Eigenthum der betreffenden Kirchengemeinden gehen über:
^. alle bei Vertüuduug dieses Gesetzes den bürgerlichen Gemeindengehörenden,ausschließ¬

lich als Pfarrwohnung dienendenGcbände nebst den dazu gehörenden Hofränmen und
Hausgärten;

d. alle bei Vertünbnng dieses Gesetzes den bürgerliche«Gemeinden gehörenden, kirchlichen
Zwecken gewidmetenGebäude, zu deren Beschaffungoder Unterhaltung zur Zeit nach
gesetzlicherVorschrift in Ermangelung ausreichendenKirchenvermögensdie bürgerlichen
Gemeinden Beiträge ans ihrem Vermögen zu leisten verpflichtetsind."

Der Ausschußbeantragt hier eine redaktionelleAenderung,er schlägt Ihnen nämlich vor,
llä !l folgendermaßenzu fassen (verliest):

„alle bei Verkündungdieses Gesetzes den bürgerlichenGemeiudeu gehörenden, ausschlicß-
lich als Pfarrwohnung dienenden Gebäude nebst Unterlage nnd denjenigen Hofränmen nnd
Hansgärten, welche als Zubehör zu betrachten sind".

Es ist also einmal beantragt der Zusatz, daß zu den Gebändcu anch die Untergründe
gehören. Es mag das etwas spitzfindig erscheinen, aber vom juristischen Standpunkt ans ist es
doch richtig, keinem Zweifel darüber Raum zu lassen, wein die Baustelle gehört. Ferner ist bean¬
tragt, den Ansdruck: „nebst dcu dazu gehörenden Hofräumen" präciser dahin zu fasseu: „nebst den¬
jenigen Hofränmen, welche als Zubehör zu bctrachtcusind."

Marschall: Ich eröffne über diesen Paragraphen die Diskussion.
AbgeordneterFreiherr von Erde: Ich habe gegen diesen Paragraphen ein ganz ent¬

schiedenes rechtliches Bedenken. Der Paragraph entzieht vollständig Eigentumsrechte, ohne irgendwie
den bisherigen Eigenthümer zn fragen. Die Pfarrwohnnng gehörte bis jetzt den Gemeinden und
hier trifft er einfach die Bestimmung: Das Eigenthum der Gemeinden geht auf die Kirchen-
Gemeindenüber. Meine Herren! Damit kann ich mich nicht einverstandenerklären. Ich kann
keinem Menschensein Eigenthum wegnehmen, ohne ihn zu entschädigen, respektive ohne ihn wenig¬
stens vorher zn befragen, ob er es hergebenwill. Die Pfarrhäuser in der Rheiuprovinz bestehen
l>»n aus verschiedenenKategorien, einmal aus solcheu, welche schon vor der frauzösischcuRevolution
bestandenhaben, Kirchen-Eigenthumwarm, und in Folge derselben in den Besitz der Gemeiudeu
übergegangensind; das andere Mal aus solchen, welche nach der französischen Revolution von den
Gemeindenselbst erbant sind. Erstere kann ich durch das in Rede stehende Gesetz den kirchlichen
Gemeindenwohl wiedergeben, indem letztere dann mir das wiederbekommen,was ihnen früher
widerrechtlich entzogen worden. Bezüglichder zweiten Kategorie, der nach der französischen Revo¬
lution auf Kostender Civil^Oemeindenerbauten Pfarrhäuser, hätte ich den Vorschlag zu machen,
daß wegen deren Ucbertraguug au die kirchliche,: Gemeinden diese sich mit den Eivil-Gemeinden
benehmenmögeu. Ich bin überzeugt,daß jede Civil-Gcmeiudesehr gern ihr Pfarrhaus der Kirchen
Gemeindefreiwillig übergebenwird; fie wird dadurch nur von einer Last befreit werden. Dazu
aber, daß ihr diefes Eigenthum per Dekret ciufach entzogen werden soll, meine Zustimmung zn
«eben, dazu kann ich mich schlecht entschließen.

Referent AbgeordneterCourth: Von dem Bedenkendes Herrn von Erde ist in dem
Referat Erwähnung gethan, aber wie Herr von Erde selbst sagt, ist es blos eine Last, welche den
Cioil-Gemeindenabgenommenwerden soll und so kann von einer Expropriation ohne Entschädigung
"icht die Rede sein.

26»
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Marsch all: Wünscht noch Jemand das Wort? — Das ist nicht der Fall, dann schließe
ich die Diskussionund wir gehen zur Abstimmungüber. Zunächst bringe ich den Absatz ^ in der
Fassung des Ausschusseszur Abstimmung. Die dagegen sind, bitte ich, sich zu erheben. (Es erheben
sich 2 Abgeordnete.) Der Absatz ist angenommen. Ich bringe nun auch den Absatz d in der
Fassung des Ausschusses zur Abstimmung. Die dagegen sind, bitte ich, sich zn erheben. (Es erhebt
sich Niemand.) Der Paragraph ist ciustimmigangenommen. Wir kommen nun zu Paragraph 3.

Referent AbgeordneterCourth (verliest den Paragraphen 3):
„Unberührt von den Bestimmungendieses Gesetzes bleiben die Rechtsverhältnissein Betreff

der die Kirchcngcbäude umgebendenfreien Plätze und der Begräbuißplätze."
Zu diesem Paragraphen hat der Ausschuß keine Bemerkung zu machen uud beantragt

dessen Annahme.
Marschall: Ich eröffne die Diskussion.-- Es wünschtNiemand das Wort, so schließe

ich dieselbe und bringe den Paragraphen in der Fassung, wie er vorliegt, zur Abstimmung. Die
dagegen sind, bitte ich, sich zur erheben. (Es erhebt sich Niemand.) Der Paragraph ist ein¬
stimmig angenommen.

Referent AbgeordneterEourth (verliest Paragraph 4):
„Den bürgerlichenGemeindebehördensteht die Bcuutzuug der Kirchenglockenbei feierlichen

oder festlichen Gelegenheiten,bei Unglücksfällenoder ähnlichenVeranlassungenzu.
Zur Sicherstellung uud Regelung dieser Vefngniß kann die Kommunal-Aufsichtsbehörde

die erforderlichenAnordnuugen treffen."
Diesen Paragraphen zn streichen,beantragt der Ausschußin seiner Majorität mit 0 gegen

4 Stimmen. Die Majorität erachtet solchen Eingriff in das Eigenthum für unstatthaft uud
befürchtet unter UmständenAergerniß und Unfrieden in der Bevölkerung, wenn in ungeeigneten
Fällen die Kirchenglockenvon bürgerlichen Gemeinden in Anspruch genommenwürden, (Verliest das
Referat darüber.) Die Minorität war dagegen anderer Ansicht. (Verliest das Referat hierüber.)

Marschall: Ich eröffne die Diskussion.
AbgeordneterDietze: Ich schließe mich dem Antrag des Ausschusses auf Streichung an,

aber aus einem ganz andern Motiv und zwar deshalb, weil es hier in diesem speziellen Gesetz
sich um Kircheuhandelt, die in Bezug auf die Glocken sich in einer gleichen Lage befinden, wie
alle übrigen im Lande. Wenn also von eventuelleinZwang zum Glockeulautendie Rede sciu soll,
so bin ich gar nicht der Meinung, daß das in dieses Spezial-Gesetz gehört. Wenn darüber von
Regierungs-Seite Anordnungen getroffen werden follcn, so möge das iu ciuem allgemeinenLaudes-
Gesetz, aber nicht in einem Spczial-GesctzAufnahme fiuben. (Sehr richtig,)

AbgeordneterBremig: Meine Herren! Ich gehöre der Ausschuß-Minorität an, ein
Schicksal, welchesich heute ziemlich oft habe (Heiterkeit), aber ich halte meine Ansicht aufrecht und
zwar um gleich Herrn Dietze auf sein Bedenkenzu antworten, aus dem Grunde, weil, wenn es
richtig ist, daß das Eigenthum der Kirche aus den Händen der politischen Gemeinden in die Hände
und das Eigenthum der kirchlichen Gemeindenübergeht, doch Derjenige, der nun das Eigenthum
überträgt, auch das Recht hat, sich Vorbehalte zu machenund zwar den Vorbehalt der Benutzung
des Theiles der Kirche, der eigentlich gar nicht zn dem inneren Cultus gehört. (Oho.) Meine
Herren! Sagen Sie mir nicht Oho, was katholischerCultus ist, verstehe ich mindestens ebenso gut
wie Sie, ich habe vielleichtlänger in dem innern Cultus der Kirche gearbeitet, wie einer von
Ihnen. (Heiterkeit,) Ja, meine Herren, ich beantrage dennochParagraph 4 wieder herzustellen
und zwar mit der ciuzigeuModifikation, daß in aliuoa, 2 statt des Wortes „kann" „hat" gesetzt
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Wird, so daß also die Regelung erfolgen muß unmittelbar nach dem Erlaß des Gesetzes. Meine
Herren! Die Staats-Rcgiernug hat sich in den Motiven bezüglich dieses Paragraphen sehr knapp
ausgedrückt. Sie sagt nichts^— und in gewissenBeziehungenhat das seine Berechtigung—, als:
(verliestdie Motive).

Ich hätte lieber gesehen, wenn sie eine recht eindringliche Vegründuug dieses Paragraphen
in den Motiven gegeben hätte. Aber das kann hier noch geschehen Ich halte nämlich dafür,
daß diese Frage,, gerade iu dieser Vorlage, welche Gesetz werden soll, ihre Negeluug finden muß,
um unerquicklichen uud uuaugeuehmenStreitigkeiten, die sich in letzter Zeit auf diesem Gebiet
herausgestellthaben, zn begegnen, und ich glaube, daß es zum Friede« der Coufessioueu uud zur
Freude Aller, die zur politischen Gemeiudegehöre», führen wird, wenn dieser Paragraph 4 intaet,
wie er vorgeschlagen ist, wieder aufgenommenwird. (Bravo. — Widerspruch.)

AbgeordneterPelz er: Meine Herren! Der geehrte Herr Vorredner hat eben einen
eigenthümlichen juristischen Grund für diesen Paragraphen angeführt; nämlich er stellt ganz nackt
deu Satz hin: „Vermöge dieses Gesetzes gehe das Eigenthum an den gottesdieustlichen Gebänden
aus den Händen der politischen Gemeinde wieder in die der Kirchengemeinde über." Im Eigen¬
thum der politischeu Gemeinde haben die Kirchengebändc,meine Herren, sich nie befunden; waren
sie Eigenthum des Staates, so kann sich die Frage nur so stellen, ob der Ausdruck: i-onän» 5. 1^
<li«pn5>it,ionclo» «vQ^,«» eine Rückübcrtragnng des Eigenthums oder lediglich die Einränmnug
der vollen und ausschließlichen Benutzung an die Bischöfe darstellt; iu jedem Falle kamen die
Kirchcugebäude aber in deu uugcschmälcrten Besitz derjenigenzurück, denen sie stets gehört hatten,
uud wir sind nicht in der Lage, solchen Vorbehalt zn macheu, wie der Herr Vorredner ihn in
diesem Paragraphen findet. Herr College Vremig hat soeben selbst aufmerksamgemachtauf die
schöne Motiviruug, die iu dein Gesetz enthalte!, ist. Sie steht in beiden Gesetzentwürfen,in dein
vor zwei Jahren eingebrachtenund in dem heutigen (verliest Motive des Entwurfs nä §. 1). Nnn,
meine Herrcu, das ist wirtlich frappant, daß das gar keiner besonderenRechtfcrtiguug bedarf,
wenn ich Jemand den Schlüssel zu eiuem fremde» Haus gebe, um dariu mit allcu Glockeu zu
läuteu, das, meine ich, hätte wohl einer besondern Rechtfertigung bedurft. Nuu sucht es Herr
Aremig zn rechtfertigenmit den uenereu Vorkommnissen, die zwischen den bürgerliche,,und geist¬
lichen Behörden Eonflicte hervorriefe» und die gewiß recht bedauerlichsiud, aber eiu Gesetz wird
doch „icht für solche Tagesbedürfnissegemacht, soudcrn es wird auf lauge Jahre und für fehr
wechselnde Bedürfnisse gemacht. Wir haben sammt und sonders iu deu letzten 31 Iahreu sehr
wechselnde Verhältnissekennen gelernt und ich glaube, Jeder von uus würde es beklagen, wenn iu
diesem Wechsel bei jeder Gelegcuheitdie Kirchenglockenhätten gezogen werden tonnen, je nach den
wechselnden Anschauungender Kommuual-Aufsichtsbehördeu.(Sehr richtig.) Was das Läuten bei
einer allgemeinenFeier oder bei foustigen festlichen Gelegenheitenbetrifft, nnn, meine Herren, fo
geschiehtdas entweder im vollständigenEinverständuiß aller Betheiligten und dafür bedarf es
keiner gesetzlichen Bestimmungen,oder ein solches Einverständnis;läßt sich nicht herbeiführenzwischen
dem jeweiligenBürgermeister und Pastor, so würde in dieser Beziehung sicher Jeder von Beiden
seinen Anhang haben und die Glocken, die nuu vou Gesetzes wegeu geläutet würden, sie würden
zwar zum Verguügeu des einen Theils der Bevölkernng,aber znm Skandal für den andern Theil
und znn, Unfrieden der gesammtcn Bevölkerungläntcn, jedenfalls aber znm Aerger gerade desjenigen
Theiles des Volkes, für den eben die Kirchengebaut siud und für deu die Glocken gegossen sind
und der dieselben ans seiner eigenen Tasche bezahlt hat. Da möchte ich doch glauben, der Spruch
wäre auf die Glockeu anwendbar: daß Reden oft Silber, uud Schweigen Gold ist. Je höher die
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Stimme desjenigen ist, der reden will, umfomehr ist es zu prüfen, ob nicht Schweigen besser ist,
und je lauter dieser eherne Mund der Glocke schallt, um so gewissenhaftersollte mau diese Frage
im ciuzelueuFalle prüfen. Nach meiner Ueberzeugungwird, wo ^>as Läuten erzwungenwerden
soll, es stets znm Unfrieden und zum Aergerniß desjenigen Theils der Bevölkerung läuten, der eben
nicht freiwillig den Schlüssel herausgeben will, (Bravo!) Was aber Unglücksfälle angeht, fo
verfügt in solchen Fällen die Polizei, welche bei uns ja überhaupt sehr unbeschränkt ist, und sie
wird wohl keinen Anstand nehmen, sich »öthigensalls auch ohne Spccialgesetzmit Gewalt den
Eintritt zu erzwinge«,wie sie das in solchem Falle jedem Privaten gegenüber thun und mit vollein
Recht thun würde; wenn ein renitenter querköpfigerPastor in solchen Fällen die Glocke nicht
hergeben wollte, so wird der Bürgermeister von seinemvolleu polizeiliche«Recht Gebrauch mache»
und da glaube ich, wird es einer besonderngesetzlichen Regelung nicht bedürfe». Ich bitte deshalb
deu Landtag, daß er dem Antrag der Majorität des Ausschusseszustimmeu möge. Nach meiner
Ueberzeugungwirb es zu dem Friede« gereicheu, deu eben die Majorität damit beabsichtigt uud
»ach meiner Ueberzeugungwürbe aus der Aufrechterhaltungdieses Paragraphen ein Unfriede nicht
blos für die gegenwärtige», fondern auch für viele tommeudcuVerhältnisse erwachsen,der meines
Crachtens den Werth des ganzeu übrigeu Gesetzentwurfs, deu ich gewiß nicht gering anschlage,
illusorisch machenkönute, (Bravo!)

AbgeordneterFreiherr Felix von Loü: Nach dem eben Gehörten hätte ich eigentlich
Nichts mehr zu sagen, denn ich schließe mich den Ausführungen des Vorredners vollständig an.
Ich bitte mir, meine Herreu, lehneu Sie deu Paragraphen ab, wie es der Ausschuß bereits gethau
hat. Wir stehen ja ciufach vor der Frage: Legen wir eineu größere«Werth darauf, daß vielleicht
in einem Fall die Glocke» für Zwecke zn unserem Vergnügen laute» oder legeu wir einen größereu
Werth darauf, daß der Friede im Lande, iu den Gemeinden erhalten bleibe? So liegt die Frage
ganz einfach und ich glaube, Jeder von uns wiro die Frage dahin beantworten, daß er sagt: „Der
Friede ist wichtiger." Ich würde mir aber mich ein Gewissen darans machen, wenn ich es erzwinge»
wollte, daß die Glocken läuten, wo die Kirchengemeinde sie nicht läutcu lassen will. Meines Wissenssind
aber auch über das Geläute bei UuglücksfälleuStreitigkeiten nie vorgekomme». Gehe» Sie de»
Rhei» hina»f nnd herunter, da sind die Kirchenglockc» immer zu ähnlichen Zwecken benutzt worden,
uud es ist uie ein Widerspruch dagegen erhoben worden. Fassen wir aber die Ausnahme in's
Ange, wo vielleichtein Widerspruchdes Pfarrers stattfinden könnte, dann müßten wir ebensowohl
die Möglichkeiteines Uebergriffeseines Bürgermeisters zugeben. (Heiterkeit.) Ja, meine Herren,
das könnte auch vorkommen. Aber wo es im allgemeinenInteresse war, haben da die Kirchen-
glocken nicht immer geläutet? Ich bitte Sie daher, meiue Hcrreu, erwägeu Sie die Frage wohl,
ob der Friede höher steht, oder ein cmmaligcSGeläute. Warum will mau i» dieses Gesetz noch
eineu Teudenz-Paragraphen hineinbringen? Die Regelung dieses Gegeustaudes müßte auderswo
herbeigeführtwerden und nicht iu einem Special-Gesetz, indem es sich nur »in die Nebertragung
des Eigenthums von der Civilgemeinde an die Kirchengemeindehandelt; darin stimme ich dem
Herr» College» Dietze vollständigbei. Ich bitte Sie, lehnen Sie den Paragraphen einstimmig ab.

Referent AbgeordneterCourth: Meine Herre»! Ich gehöre a»ch z» der Mmorität, die
der A»sicht war, es würde gerade de» Friede» befördern, wenn die Angelegenheitgesetzlich geregelt
würde. (Bravo!) Deshalb waren wir der Meinuug, daß die Bezirks - Regierung auch diejenige
Behörde sei, die das Reglement zu erlassen habe. Wenn das gegenwärtigeGesetz zn Stande
kommt, so geschieht dies unter Konkurrenz sämmtlichergesetzgebenderFaktoren, also auch der Staats-
Regieruug, welche zum Theil als Träger der kirchlichen Gebäude augesehcuwerden muß uud eiu
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eminent staatliches Interesse daran hat, daß ihr das Necht auf Benutzung der kirchlichen Glocken
gesichert bleibe und zwar nicht nur bei Unglücken. Die Minorität fand es auch in der Ordnung,
daß bei allgemeinen Landesfcstcn niemals die Töne der Kirchenglockenfehlen dürften, (Rufe: Schluß.)

Marschall: Da Niemand mehr das Wort wünscht, so schließe ich die Diskussion.
Abgeordneter Schlick: Ich beantrage namentliche Abstimmung über deu Paragrapheu.
Abgeordneter Lautz (zur Geschäftsordnung): Nach Paragraph 1« der Geschäftsordnung

ist ein Drittel der Anwesenden erforderlich, um eine namentliche Abstimmung herbeizuführen, im
andern Falle kann es unr auf Anordnung des Marschalls selbst geschehen.

Marschall: Ich beantrage die namentliche Abstimmung über den Paragraphen nicht.
Ich bitte Diejenigen, die für die nameutliche Abstimmung sind, sich zu erheben. — Das ist mehr
als ein Drittel. Die namentliche Abstimmung ist also beschlossen. Wir schreiten nunmehr zur
Abstimmung und bemerke ich dazu, daß Herr Vremig den Antrag gestellt hat, das Wort „kann"
durch „hat" zu ersetze». Der Ausschuß hat iu seiner Majorität beantragt, den Paragraphen ^l zu
streichen. Ich bitte Diejenigen, welche für Streichung sind, mit „Ja" und Diejenigen, welche gegen
die Streichung sind, mit „Nein" zn antworten.

(Die namentliche Abstimmnng erfolgt.)
Marschall: Ich schließe das Skrutinum. Es sind 3? Stimmen „Ja" und 32 Stimmen

„Nein" abgegeben.
Es haben gestimmt

mit Ja die Herren:
F. Vönnigcr
Freiherr von Vourscheidt
Vrencr
Eonzc
Dietzc
Freiherr von Erde
Freiherr von Eynatten
Friederichs
Freiherr von Fürslenberg-Gimborn
Gereckc
Freiherr Nnd. von Geyr
Horster
Iansen
von Kessclcr
Freiherr Clemens von L<x;
Freiherr Eugen von Lo<'>
Freiherr Felix von ?oü
Graf von Mirbach
von Monschaw
Freiherr von Negri
Graf von Nesselrodc-Chreshofen
Pclzer
Freiherr Naitz von Frentz-Garrath
Freiherr von Schirp

mit New die Herren:
Vremig
Eonrth
Eroou
von Eynern
Theod. von Geyr<Schwevpenburg
Härtung
Hermauu
vom Ho'vcl
Horst
Ieutges
Kaeseu
Kockcrols
Lautz
Maas
Marcus
Mattonet
Merzbach
Muud

Nauteustrauch
Neiuhard
Neusch
Noechliug
Fürst zu Salm-Neifferscheidt'Dyk
Sahler
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mit Ja die Herren: mit Nein die Herren:
Schlick Fürst von Solms-Braunfels: Vertreter: Herber;
Senl Strunck

Freiherr von Solemachcr-Autweiler Trapp
Graf von Spee Waldthausm
Freiherr von Spies-Vüllesheim von Werner
Freiherr von Steffens Fürst zu Wied
Graf zu Stolberg-Weruigerode Wolters
Troost Wunderlich,
Freiherr von la Valette-St. George
Weidt

Freiherr von Weugc-Wulffeu
Graf zu Westerholt-Gysenbcrg
Beckmauu.

Abgeordneter Lautz (zur Geschäfts«Orduuug): Ich mache darauf aufmerksam, daß der¬
artige Beschlüsse eine Mehrheit von ^/» erfordern. Die Streichung ist also nicht zu Staude gekommen.

Marschall: Es müssen mit dein Gutachten, welches wir abzugeben haben, beide Meinungen
uebcueiuandcr mit der Stimmzahl augeführt werden. Im Ucbrigcn muß ich das bestätigen, es ist
kein Beschluß zu Stande gekommen.

Abgeordneter Pelzer: Ich glaube, daß ebensogut wie ^ Majorität für die Streichung
erforderlich siud, auch ^/« Majorität dafür uöthig find, den Paragraphen überhaupt für zweckmäßigzu
erklären. Es wird lediglich auf die Schluß-Bemerkung ankommen, wo es heißt, daß, wenn die
erforderliche Majorität nicht vorhanden ist, die Verschiedenheit der Meinungen zu bemerken ist.

Marschall: Ich kann Sie darüber vollständig beruhigeu. Es ist durchaus keiu Beschluß
gefaßt über Streichung oder Nicht-Streichuug. Es kann nur "/» Majorität als gültiger Beschluß
anerkannt werden.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Nach meiner Auffassung ist gar kein Beschluß
von uns verlaugt worden, sondern nur ein Gutachten.

Marschall: Damit ist das Ameudement Bremig gefalleu, da es, nach meiner Ansicht,
erst behandelt werden konnte, wenn sich eine 2/» Majorität für Beibehalten des ganzen Paragraphen
ausgesprochen hätte, wir gehen nuumehr über zn Paragraphen 5.

Referent Abgeordneter Eourth (verliest Paragraphen 5):
„Die bürgerlichen Gemeinden sind zur Fortleistuug derjenigen, bei Verkündung dieses

Gesetzes auf ihrem Haushaltsetat stehenden Beträge verpflichtet, welche den Kirchengemeinden bisher
behnfs eigener Beschaffung und Unterhaltung ciuer Pfarrwohuung gewährt worden sind.

Bürgerliche Gemeinden, welche- die Pfarrwohnnng bisher unmittelbar, aber nicht durch
Hergabe eiues ihucu gehörigen und diesem Zwecke ausschließlich dieueude» Gebäudes gewährt habeu,
bleiben zur Fortgewähruug einer gleichartigen Pfarrwohuuug verpflichtet."

Zu diesen! Paragraphen hat der Ausschuß keine Bemerkung zn machen nnd beantragt dessen
Annahme.

Marsch all: Ich stelle den Paragraphen zur Diskussion.
Abgeordneter Marcus: Ich hatte zu dem vorigen Paragraphen noch eine Bemerkung

zn machen.
Marschall: Der ist abgethan.
Abgeordneter Marcus: Ich bin aber nicht zum Wort gernfeu worden.
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Marschall: Ich habe nicht gesehen, daß Sie sich zum Wort gemeldet hatten und bedaure
es sehr, aber jetzt ist es mir unmöglich,Ihnen das Wort zu geben.

AbgeordneterMarcus: Es handelt sich um das AmendemcntVremig.
Marsch all: Ich kann Ihnen das Wort nicht geben, das ist erledigt. Ich bitte den

Herrn Referenten §. 5 nochmals zu verlesen.
Referent AbgeordneterCourth (verliest).
Marschall: Wünscht dazu Jemand das Wort? — Es meldet sich Niemand.— Ich schließe

die Diskussion. Der Ausschußbeantragt die Annahme des §. wie er gedruckt vorliegt. Ich briuge
denselben zur Abstimmunguud bitte Diejenigen, welche dagegen sind, sich zu erbeben.

(Niemand erhebt sich).
Der Paragraph ist einstimmiggenehmigt,wir kommen zu §. 6, ? und 8.
Referent AbgeordneterCourth (verliest):
„Es bewendet bei den Bestimmungen im ß. 1 des Gesetzes vom 14. März 1845.

(Ges.-S. S. 163.) Deu Kirchengemeinden verbleiben alle nach den Bestimmungen im ß. 5 des
Gesetzes vom 14. März 1845 ihnen zustehendenund bei Verkündungdes gegenwärtigenGesetze«
bereits festgestellten Ansprüche."

„Die bürgerlichen Gemeinden sind befugt, nach vorhergegangener sechsmonatlicher Kündigung:
1. die im ß. 5 dieses Gesetzes erwähnten Leistungen,
2. die im §. 1 des Gesetzes vom 14. März 1845 erwähnten Leistungen, soweit sie in

Zuschüssen zu den Kosten für ordentliche (jährlich wiederkehrende)kirchliche Bedürfnisse
der Kirchengemeiudcn bestehen,

durch Baarzahlung zum 25fachen Betrage des jährlichen Geldwerthes der Leistung abzulösen,"
„Die Kirchengemeinden sind befugt, nach vorhergegangenersechsmonatlicher Kündigung die

Ablösung der im § 5 dieses Gesetzes erwähntenLeistungen zu verlangen. Die Ablösungerfolgt in
diesen, Falle durch'Baarzahluug zum 222/»fache„ Betrage des jährlichenGeldwerthes der Leistung."

Zu diesen Paragraphen schlägt Ihnen der Ausschuß vor (verliest):
„Der Ausschuß' erachtet die Festsetzuugdes Ablösungscapitels zu dem 25fachw resp,

^-/»fachen Betrage des jährlichen Geldwerthes der Leistuug für zu hoch und schlägt statt dessen
den 22'/-fachen resp. Machen Betrag vor.

Der in. Entwnrfe angenommene Satz ist aus den. Gesetze vom 27. Apnl 1872, betreffend
die Ablösungder deu geistlichen uud Schul-Instituten :c. zustehende.. Nealberechtiguugenentuommen.
E« ist aber zn berücksichtigen, daß nach diesem Gesetze die Abfindung durch Vermittlung der
Nenteubante» erfolgt; der Berechtigte erhält den berechneten Betrag ... Rentenbr.efen ober, wen»
die Verwaltuug es vorziebt, in baarem Gelde; der Pflichtige hat wahrend e.ner T.gungsper.ode
v°n 56'/^ Jahren an die Rentenbant eine Jahresrate zu entrichten, welche4'/-°/° der Abf...-
du..g betraat"

Marschall: Ich stelle die Paragraphen zur Diskussion Es wünschtNiemand das Wort
und bringe ich d e Paragraphen mit der vom Ansschnß gemachtenVer«n eruug statt 25 fachen,
22 Aachen Betrag zu setzen, zur Abstimmuug.Diejenigen,welche dagegen sind, b.tte .ch, s.ch zu erheben.

(Niemand erhebt sich).
Der Antrag ist einstimmigangenommen. «<,->>.. c ^ ... . .....
Der s 8 st schon verlesen,ist dagegen etwas zu bemerken? Zu d.esem ß. „t beantragt,

swtt 22-/«fach, 20fach «setzen. Ich bringe den Antrag in dieser Fassung zur Abstimmuugund
bitte Diejenigen, welche dagegen sind, sich zu erheben. (N.emand erhebt s.ch).

Der z. ist einstimmigangenommen. Wir kommen zn h. ^. ^
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Nefcrcnt AbgeordneterCourth (verliest):
„Der jährliche Geldwerth (88- 7—8) ist erforderlichenFalls nach sachverständigem Er¬

messen festzustellen."
Der Ausschußfindet gegen diesen Paragraphen Nichts zu bemerken.
Marsch all: Ist zu diesem ß. Etwas zu bemerken?— Das ist nicht der Fall, dann

bitte ich Diejenigen, welche dagegen sind, sich zn erheben. (Niemand erhebt sich).
Der Paragraph ist einstimmigangenommen. Wir gehen weiter zn 8. 10.
Referent AbgeordneterCourth (verliest):
„Die bürgerlichenGemeinden sind befugt, das Ablösuugskapital (88- 7 bis 9) in vier

unmittelbar anfeiuaudcrfolgcnden einjährigen Terminen zu gleiche« Theile« abzutragen. Die
berechtigte Kirchengemeinde ist gleichwohl nur solche Thcilzahluugen auzuuehmeuvcrbnudcu, welche
miudestens300 Mark betrage«. Der jedesmaligeRückstandist mit 4 Prozent jährlich zu verzinsen"

Auch gegen diesen ß. hat der Ausschuß nichts einzuwenden.
Marsch all: Ich eröffne die Diskussion.— Es wünscht Niemand das Wort, so schließe

ich dieselbe uud bringe den Antrag zur Abstimmung. Die dagegen sind, bitte ich, sich zu erheben.
(Es erhebt sich Niemand).

Der Z. ist einstimmigangenommen. Wir gehen weiter zu ß. 11.
Referent AbgeordneterCourth (verliest):
„Geht der Antrag auf Ablösung von der Kirchengemeindeaus, so sind die bürgerlichen

Gemeinden befugt, foweit ihre Haushaltsverhältnisse es erforderlichmachen, eine Verlängerung der
im 8- 16 bestimmten Zahluugsterminc, svwie eine Herabsetzung der von den Kirchengemeinden
anznuebmcudcnMindestbeträge zu verlangen.

Der Paragraph wird vom Ausschußauch nicht beanstandet.
Marsch all: Hat im Plenum Jemand Etwas dazn zn bemerken? Sonst würde ich zur

Abstimmungschreiten. — Die dagegen sind, bitte ich, sich zu erheben. (Niemcmderhebt sich).
Der Paragraph ist einstimmigangenommen. Wir gehen weiter zu 8- 12.
Referent AbgeordneterCourth (verliest):
„Streitigkeiten
1. über die in 88- 7 bis 11 dieses Gesetzes geregeltenRechte und Pflichten,
2. über die Frage, ob einer der im 8- 1 des Gesetzes vem 14. März 1845 erwähnten

Zuschüsse durch veränderte Umstände entbehrlich gewordensei,
sind, soweit nicht in den Fällen unter Ziffer 1 über die Leistungöpflichtüberhaupt gestritten wird,
im Verwaltungsstrcitverfahrcn zum Austrage zu briugeu.

Maßgebend für das Verfahre» sind die Vorschriften des Gesetzes vom 3. Juli 1875
(Ges.-Samml. S. 375).

Zuständig in erster Instanz ist das Bezirksverwaltungögericht.Bis zur Eiusetzung von Vczirts-
vcrwaltungsgerichtenin der Rheinprovinz sind die Verrichtungenderselbe» von der Rheinischen Depu¬
tation für das Heimathwefenunter der Bezeichnung „Rheinisches Verwaltungsgericht"wahrzunehmen."

Ebenso gegen diesen 8- hat der Ausschußkeine Ausstellungenzu machen.
Marsch all: Ich eröffne über diesen Punkt die Diskussion.— Da Niemand das Wort

wünscht, so schließe ich dieselbe und bringe den 8- in der vorliegendenFassung zur Abstimmung.
Die dagegen sind, bitte ich, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand).

Der Paragraph ist einstimmigangenommen.
8, 13 ist als selbstverständlich zu erachte». Der Ausschußbeantragt noch eine Resolution

und ich bitte den Referenten dieselbe z» verlesen.
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Referent AbgeordneterCourth (verliest):
„Der hohe Landtag wolle sich mit dein vorgelegtenGesetzentwürfe nuter den oben cnige-

gebenenModifikationeneinverstandenerklären und zugleich aussprechen, daß gesetzliche Bestimmung
dahin getroffen werden möge, wonach die auswärtigen Grundbesitzer(Foreuscn) mit der fingirtc»
Einkommensteuer (Forenscnstcuer)gar nicht und durch Umlagen auf die Grundsteuernur zur Deckung
außerordentlicherKirchcubedürfuissc herangezogen werden dürfen."

Marsch all: Ich eröffne darüber die Diskussion.— Es wünschtNiemand das Wort,
Ich schließe dieselbe und bringe die vom Ausschuß eiustimmig beantragte Resolution zur Abstimmuug.
Die dagegen sind, bitte ich sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.)

Die Resolution ist einstimmigaugeuommcn. Damit ist uusere Aufgabe, dieses Gesetz zu
begutachten,erledigt, und wir kommen zu:

14. Referat des V. Ausschusses, betreffend Uebernahme der Prämien-Straße
von Münster am Stein nach Nieberhausen.

Referent Abgeordnetervon Monschaw: Ich habe die Ehre, Ihnen das Referat des V.
Ausschusses vorzutragen (verliest):

Die Bürgermeisterei Rüdcsheim, Kreis Creuznach,hat, gestützt auf die Auszahlung einer
Prämie beim Ausbau der Straßcustreckevou Müuster a. St. nach Nicdcrhansen,den Antrag beim
Proviuzial-Verwaltuugsrath auf Befürwortung zur Uebernahmedieser Straße unter die Provinzial-
straßen gestellt, ist aber unterm 25, Januar er. ablehnendbcschieden worden, weil qu. Straße
sich nicht einem durchgeheubcu Straßenzug auschließt, vielmehr mir lokale Bedeutung habe.

In der vorliegendenPetition wendet sich nuu die erwähnteBürgermeisterei au den hohen
Landtag um Genehmigungihres Antrages.

Der V. Ausschuß schließt sich der Ansicht des Provinzial-Verwaltnngsrathes an uud
beautragt die Ablehuung.

(Der Vice-MarschallHerr Freiherr von Gcyr-Schweppcnburg übernimmt den Vorsitz.)
Vice-Marschall: Wir würden über den Antrag zur Diskussionschreiten uud bitte ich

Diejenigen, welche das Wort wüuscheu, sich zu melden. — Es wünschtNiemand das Wort. Die
Diskussion ist geschlossen.Ich bitte Diejenigen, welche gegen den Autrag siud, sich erhebe» zu
Wolleu. (Niemand erhebt sich.)

Der Antrag ist einstimmigangenommen. Wir gehen zurück zu:
12. unserer TagcsordnPig: Referat, betr. Uebernahme der Prämieustraße Speicher-

Giuborf. Herr AbgeordueterMund hat das Referat übernommen.
Referent Abgeordneter Muud: Ich habe die Ehre Ihnen das Referat des V. Aus-

schusses Namens des Herrn von Böuuing Hausen vorzulesen:
Das Landraths°Amt zu Bitbnrg hat beim Proviuzial-Landtage den Antrag auf Ueber¬

nahme der Kreisprämienstraßc Spcicher-Gindorf unter die Provinzialstraßcn eingebracht.
In der begleitendenDenkschrift wird in führ eingehender Weise auf die Bedeutung dieser

Straßeustrecke hingewiesen, welche einen Theil des im Kreise auszubauendenStraßennetzes aus¬
mache. Es wurde laut Kreistags-Beschlusscsvom 8. April 1872 ganz besonders hervorgehoben,
daß nur unter der Bedingung, daß dieselbe als Prämienstraße ausgebaut, eine Banprämie von
^ Thlr. pro Ruthe gewährt und nach erfolgten: bezirksstraßeumäßigeuAnsbau auf deu Bezirks-
straßenfouds überuommenwerden würde, das beschlosseneProjekt zur Ausführung gelange« könne.

Nach Erledigung dieser Vorbedingungen, soweit sie überhaupt von den Staatsbehörden
"füllt werden konnten und nach fertig gestelltem Ausbau wird nun Seitens der Königlichen

27"
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Regierung zu Trier uuter dem 25. Februar d. I. bei der Proviuzial-Verwaltung um Mittheilung
der Bedingungen gebeten, welche zur Uebernahmedieser Straße event, noch zu erfüllen sind.

Dem V. Ausschuß, dem diese Angelegenheitzur Vorprüfung vorgelegt wurde, trctcu für
die Empfehlung zur sofortigen Uebernahme hauptsächlich2 große prinzipielle Bedenkenentgegen,
deren augeublickliche Erledigung für die Session des Landtags dem Ausschüsse unmöglich erscheint.

Das erste Bedenken zur Uebernahme lag in der geringeren Breite der Steinbahn von
l,5 Meter, da nach dem Provinzialstraßenregulativ vom 17. Januar 1876 eine Befestigungsdecke
von 5 Meter vorgeschrieben ist.

Sodann würde dnrch die Uebernahme der Straße Speichcr-Gindorfeine Parallclstraßezur Trier-
Bonn'er Provinzialstraße im Kreise Wittlich gcschaffeu,was früheren Landtagsbeschlüssen entgegensteht.

Demnach beehrt sich der V. Ausschuß dem hohen Landtage vorzuschlagen:
Vorliegenden Antrag des Laudraths-Amtszu Bitburg betreffend Uebernahme der Prämicnstraße

Speicher-Gindorf nach provinzialstraßenmäßigemAusbau unter die Provinzialstraße« der Provinzial-
Verwaltung zur näheren Instruktion und event. Vorlage an den nächsten Landtag zu überweisen.

Vice-Marfchall: Ich stelle den verlesenen Antrag zur Diökussiou uud bitte Diejenigen,
welche das Wort wünschen, sich zu melden. — Es wünschtNiemand das Wort. Ich schließe die
Diskussion.Diejenigen, welche gegen den Autrag sind, bitte ich sich zu erheben. (Niemand erhebt sich.)

Der Antrag ist einstimmigangenommenund wir kämen nunmehr zu:
15. Belastung des Fuhrwerks auf der Vrohlstraße über die bestehenden

Normal-Vorschriften.
Referent Abgeordnetervom Hövel (verliest):
In einer Eingabe vom 20. d. M. wird von 56 Einwohnern von Brohl und Umgegend

darüber Beschwerdegeführt, daß seit dem 15. März d. I. Lasten über 20 Ctr. auf der Vrohl¬
straße nur noch mit breiten Radfelgen gefahren werden dürften, und die Bitte ausgesprochen, daß
der hohe Landtag dafür wirken möge, daß es gestattet werde bis zu 30 Ctr. auf schmalen Rädern
auf dieser Straße fahren zu diirfeu.

Begründet wird diese Bitte durch die Behauptung, daß es ein Ding der Unmöglichkeit
sei, mit schweren Wagen, wie sie die breiten Felgen bedingen, die Nebenthäler uud Schluchten,
denen die Materialien Troß uud Steiuc entnommenwerden, zn befahren, daß aber ein Transport
derselbenauf schmalen Rädern bis zur Vrohlstraße uud deren Umladung auf Geschirrenmit breiten
Rädern gänzlich uutbuulich sei, weil erstens eine Umladuug diEer Rohmaterialien den Preis
derselben zn sehr verthcucrt, also ein Geschäftsbetriebin Folge dessen unmöglichwürde; zweitens
es aber an der Straße auch an Lagerplätzenfehle, um ciue Umladung bewerkstelligen zu können,
da die Berge fast alle an die Landstraßeheran reichen.

Der V. Ausschuß hat diese Petition seiner Berathung unterzogenund beschließt sich den
gegen dieselbe geltend gemachtenGründen, nämlich:

1. daß es vom allgemeinen Standpunkte aus durchaus im Interesse der Provinz sowie
der Erhaltung einer fahrbaren Straße für die übrige» Interessenten nnd Adjacenten erforderlich
sei, im Falle sich ein außergewöhnlicherVerschleiß der Straßen dnrch Ucberladen der Fuhrwerte
herausstelle, die besteheuden gesetzlichenBestimmungenüber die Radfclgenbrcite in, Verhältniß zum
Gewicht der Ladung überall in der Provinz gleichmäßig uud streuge zu haudhabeu;

2. daß auch hier diese Verordnung nach mehrjähriger Nichtanwendung dieses Gesetzes
nur zum Zwecke der Erhaltung dieser Straße in fahrbarem Zustande nach Angabe des betreffenden
in dem AnsfchußanwcfendenProvinzial-Vcamtcn erlassen worden ist;
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3. daß übrigens breite Nadfelgen durchaus nicht besonders schwerereGeschirre,wie schmale
Radfelgen bedingen, sondern sich in einer wenig im Gewicht abweichenden Coustructiouherstellen
lassen, und solche Fuhrwerke sich im Kreise Malmedy zur Befahrung von Feld- und Gebirgswegen
ganz geeigneterwiesenhaben;

4. daß ferner diese Petition der Prüfung uud Begutachtung des ProviuziabVerwaltuugs-
rathcs nicht unterlegen hat, auch dem Ausschuß kein genügendes Material zur Beurtheilung der
Sache zu Gebote steht,
anzuschließen und dem hohen Landtage vorzuschlagen, zu beschließe«:

„Diese Petition dem Provinzial-Vcrwaltuugsrathe zu überweisen zur Erwägung, in
wie fern derselbe, uuter Aufrcchthaltuugdes llä 1 ausgesprochene»Princips, den
Wünschen der Pctenten entgegen zn kommen in der Lage ist; uud demnach deu Pcteuteu
Antwort zu ertheilen."

Vice-Marfchall: Ich bitte diejenigenHerren, die zu dem gestellte» Autrag eine Be¬
merkungzu machenhaben, sich zum Wort zu melden.

AbgeordneterMerzbach: Ich bin damit eiuvcrstaudcn (Heiterkeit.)
Vice>Marschall: Ist sonst noch eine Bemerkungzu machen, daun bitte ich Diejenigen,

welche gegen den Antrag sind, sich zu erhebe». (I Abgeordnetererhebt sich.)
Der Autrag ist angenommen. Wir kommen zu:
16. Antrag der Gemeinde Meisenheim auf Bewilligung eines Zuschusses

aus Provinzialfouds zur Nestanration des gothischen Thurms au der Schloß¬
kirche daselbst.

Referent AbgeordneterGraf Stolberg (verliestdas Referat des IV. Ausschusses):
Die Gemeinde-Vcrtretuugvon Meisenheimhat sich in einer Eingabe vom 23. April er.

an den hohen Provinzial-Landtag mit der Bitte nm einen Zuschuß aus Proviuzialfouds zur
Vollendung des Thurmes der Schloßkirche daselbst, gewaudt. Nach den in der Petition cnthalteueu
Angaben beträgt die Summe der Baukosten 104 300 Mark, von denen der Betrag von ca.
31 000 Mark noch zu decken bleibt, was für die mit hohen CommunalabgabenbelasteteGemeinde
Meisenheimbeinahe als unmöglicherscheine.

Der IV. Ausschuß war wegeu Maugcls au vorliegcudemMaterial nicht in der Lage,
die in der Petition enthaltenen Angaben einer genauen Prüfuug unterziehenzu können, beschloß
aber einstimmig in der Erwägung, daß es sich nm die Wiederherstellungeines Bauwerkes vou

hohem Knnstwerlh handelt, dem hohen Provinzial-Landtagzu empfehlen:
„Hoher Landtag wolle das Gefuch der Gemeinde-Vertretungvon Meisenheim dem
Provinzial-Verwaltungsrath zur näheren Prüfung überweisen und denselben ermächtige!,,
LvonwllUtor einen Zuschuß im Betrage bis zu 5 000 Mark ans den angesammelten
Zinsüberschüssender Provinzial-Hülfslassc zu bewilligen."

(Marfchall Fürst zu Wied übernimmt wieder den Vorsitz.)
Marsch all: Es ist vom Ausschußdie Ueberwcisung an den ProvmzmbBerwaltnngsralh,

event, mit Genehmiguugvon 5 000 Mark, beantragt. Ich stelle diesen Antrag zur Diskussion.
AbgeordneterFreiherr von Erde: Ich beantrage Ablehnung des Postens, da >ch aus

dem erstattete,, Referat gehört habe, daß die Petenten gar leine Aufklärung gegeben haben. Ich
sehe nicht ein, wenn die Petenten sich nicht mal diese Mühe geben, daß wir uus "och weiter m,t
der Sache beschäftigen, uud uameutlich dem Proviuzial-Verwaltuugsrathzumutheu sollen, se.ne Thätig¬
keit auch „och auf diese Gegenständeauszudehueu. (Rufe: Schluß.)
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Marschall: Wüuschl noch Jemand das Wort? — Dann bringe ich den Antrag des
Ausschusses zur Abstimmunguud bitte ich Diejenige,,, welche dagegen sind, sich zn erheben. —
Ich bitte um die Gegenprobe. — Der Antrag des Ausschussesist gegen 28 Stimmen abgelehnt
und damit der Antrag von Erde angenommen.

Wir kommen zn:
17. Petition der Gemeinde Nath wegen Ausgleich der Einquartierungslasten

im Frieden.
Referent AbgeordneterFreiherr Eugen vou Loü (verliest):
Die Frage der Ausgleichuugder Eiuquartieruugslast im Frieden ist zn wiederholten Male»

Gegenstand der Erörterung und Beschlußfassungim Proviuzial-Landtage gewesen; auch ist nicht zu
verkeime,,,daß Billigkcitsgründedafür spreche«,wem, eine angemessene Vertheilnng der Einqnar-
tierungslast auf einen größeren Verband, als es die örtlich betroffene Gemeinde ist, vorge¬
nommen würbe.

Da sich indessen auch der 25. Provinzial-Landtag mit dem nämlichen Antrage bereits
befaßthat, und die RheinischenProvinzial-Stänbe in der Adresse an Seine Majestät vom 21. April
1877 die Bitte um Vewilliguug höherer Eutschädiguugfür die Naturalleistuugcn in, Frieden aus¬
gesprochen haben, in dem Landtags-Abschied vom U. April d. I. indeß die Allerhöchste Entschließung
auf dicfc Adresse vorbehalten worden ist, aus diesen Gründen empfiehlt der Ansschnß,indem er sich
die Entscheidungüber die prineipiclle Frage der Ausgleichungder Einquartiernugslast im Frieden
vorbehält:

„den Provinzial-Vcrwaltuugsrath zu ersuche», „ach Eiugaug der Allerhöchste,,Ent«
fchließung, je nach Ausfall derselben,nochmals ans die Petition zurückzukommen."

Marschall: Ich eröffne die Diskufsion.
AbgeordneterDietze: Meine Herren! Schon seit 14 Jahren sind an den rheinischen

Proviuzial-Landtag Gesuche um Ausgleichung der Einqnartiernngslasten im Frieden immer und
immer wieder herangetreten uud immer wieder abgewiesenworden. Vor 2 Jahren am 16. April
hat der Landtag genau über dasselbe Material auf der cillerauSführlichstcuuud breitesten Grund¬
lage verhandelt. Wir haben seit der Zeit eine Petition an Seine Majestät in dieser Angelegenheit
gerichtet. Diese Petition hat aber ausdrücklichden Ausgleich in der Provinz bei Punkt ^ ausge-
schlosseu und im Allerhöchsten Landtagsabschied,der jetzt eingegangen ist, steht ausdrücklich, daß
Seine Majestät sich die Entscheidungüber diesen 3. Punkt vorbehalten habe. Trotzdem wird die¬
selbe Petition von derselbenGemeinde wieder eingebracht. Ich habe im Ansschnßalle Gründe, die
dagegen sprechen, angeführt, wozu auch der Grund gehört, daß wir durch die Ausgleichung der
Kriegslasten von 1870/71 die tranrigsten Erfahrungen iu der Provinz gemachthaben und daß in
allen andern Provinzen nicht daran gedacht werde, die Einqnarticrungslast im Frieden anszuglcichen.
Ich habe darauf hiugewicscu,daß in andern Landthcilendieselbennur ausgeglichen werden durch
das Neichsgesetz. Uud trotzdem hat die Gemeinde Rath es für nöthig gehalten, sich wicdernm
hierher zu wenden, um in der Provinz diese Lasten ausgleichenzn lassen. Ich wollte nnr konstatiren,
daß ich mich nicht an dem Votum des I. Ausschussesbethciligt habe und koustatire hiermit aus¬
drücklich zu Protokoll, daß, wenn hier der Ausdruck „größerer Verbaud" gebraucht wird, für mich
damit immer nur der Ausgleich im Reich verstanden ist, aber niemals in der Provinz.

AbgeordneterGraf von Spee: Ich möchte nur zwei Worte sagen. Wenn dieser Aus¬
gleich nicht für richtig befundenwird, dann dürfte konsequenter Weise der Ausgleich der Kriegslasten
von 1870/71 auch nicht durch die Provinz erfolgen, wenn das aber geschehen ist, dann kann das



auch mit der Einquartiernngslast im Frieden geschehen. Allerdings ist auf das Gesetz von 1853 hin
die Ausgleichung der Kriegslasten hier zuerst zur Sprache gekommen,darauf und bevor die Ausgleichung
definitiv beschlossenwurde, ist aber das Gesetz vom 13. Juni 1873 gekommen, und hierin steht
absolut nichts mehr von Ausgleichung; die frühere Bestimmung war also aufgehoben nnd somit
die Ausgleichung der Kriegskosten nicht eine gesetzliche,sondern eine freiwillige.

Abgeordneter Freiherr von Frentz: Zur Zeit, als die KricgSleistuugen ausgeschrieben
wurden, war das frühere preußische Kriegsleistuugsgesetz noch gültig uud auf Grund dieses Gesetzes
hat die Ausgleichung stattgefunden. Ich wollte das nur konstatiren.

Abgeordneter Wolters: Ich mochte dringend bitten, meine Herren, baß Sie den Antrag
des I. Ausschusses auuehmen. Daß Herr Dietze dagegen gesprochen, ist mir umso weuiger erfind
lich, als er es eben war, der das, was vom I. Ausschusse jetzt beantragt wird, formulirt hat und
Wenn Sie diese ganz außergewöhnlichen Verhältnisse der Gemeinde Rath kennten, meine Herren,
würden Sie ihr die wenigen Worte gönnen, mit denen weiter nichts gesagt wird als: daß es
schmerzlich für sie fei, daß eine folche Ueberlastung der Gemeinde stattfindet.

Abgeordneter Dietze (zu eiuer persönlichen Bemerkung): Ich muß eine Bemerkung
machen dagegen, daß der Entwurf, der jetzt vom I. Ausschuß gefaßt uud vom Referenten vorgo
tragen worden ist, von mir herrühren soll. Allerdings rührt ein Theil von mir her, aber ein
Ausdruck, der gerade für mich recht anstößig ist, das Wort „größerer Verband" ist nicht von mir
und nur gegen diesen Ausdruck habe ich mich verwahren wollen.

Referent Abgeordneter Freiherr Eugen von Loi.-: Ich wollte auch, was Herr Wolters
erwähnt hat, im Interesse des Herrn Dietze richtig stellen. Blos Theile des Referates rühren
von Herrn Dietze her, fönst ist das Referat uicht vou Herrn Dietze. Aber allerdings ist es
von ihm unterschrieben.

Marschall: Wünscht noch Iemaud das Wort? — DaS ist nicht der Fall, dauu schließe
ich die Diskussion und bringe den Antrag des Ausschusses, der dahiu geht (verliest):

„Den Provinzial-Verwaltuugsrath zu ersuchen, nach Eingang der Allerhöchsten Ent¬
schließung je nach Ausfall derselben, nochmals auf die Petition zurückzukommen"

zur Abstimmung. Diejenigen, die dagegen sind, bitte ich sich zu erheben. (Es erheben sich 4
Abgeordnete.)

Der Antrag des Ausschusses ist angenommen. Wir kommen zum letzten Punkt der
Tagesordnung:

Antrag des Abgeordneten von Monschaw, wegen Ertrahirung einer Ministerial-
Entscheidung über den Vcrtheilungs-Modus der Provinzialumlagc innerhalb der
einzelnen Kreise.

Referent Abgeordneter Dietze: Meine Herren! Sie werden sich erinnern, daß die Petition
der Stadt Eleve dahin geht, daß in den Kreisen kein auderer Modus der Vcrthcilung der Provinzial
Umlage angenommen werden sollte, als diese vou der Provinz aus vertheilt wird, und Herr
von Monschaw hat die Gelegenheit benutzt, eiuc» generellen Antrag hierher einzureichen, um den
Minister des Innern zu bittcu, über die Vcrtheilung der Prooinzial-Umlage in den einzelnen
Kreisen eine genaue Interpretation zu gebeu. Der erste Ausschuß hat sich zu folgendem Referat
^reinigt und empfiehlt Ihnen dasselbe. (Verliest.)

„Am 24. pr. verhandelte der hohe Landtag über eine Petition der Stadt Eleve, worin
dieselbe darüber Beschwerde führte, daß der Kreistag des Kreises Eleve die auf deu Kreis fallende
Provinzialstener nicht nach dem Maßstabe der direkten Staatsstenern, sondern zur Hälfte nach der
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Steucrkraft, zur andern Hälfte nach der Secleuzcchl umgelegt habe. Die Petentin inußte ablehnend
beschiedcn werden, weil der Instauzeuzug, den sie mit ihrer Beschwerdeergriffen hatte, noch nicht
erschöpft war, und weil der hohe Landtag keine Veranlassung fand, dem Autrage dahin Folge zu
geben, daß die Proviuzialumlage ferner nicht mehr auf die Kreise fondern auf die Gemeinden
vertheilt werde.

Dieser Specialfall und die damit verbundene Entscheidungder KöniglichenRegierung,
daß der Kreistag zu diesem Nertheilungs-Modns berechtigt gewesen sei, wobei einmal auf den
4. Satz des 8- ^ der Kreis-Ordnung vom 13, Juli 1827, an der anderen Stelle auf den ß. 5>
der rheinischen Kreis'Ordnung vom 9. April 1846 Bezug genommenwird, hat dem Abgeordneten
von Monschaw Veranlassung gegeben den Antrag zu stellen:

„Der hohe Landtag wolle den Provinzial-Vcrwaltungsrath ermächtigen,bei dem Herrn
Minister des Innern eine Entscheidungdarüber herbeizuführen, ob die Umlage der
ProviuMlstcucr in den einzelnenKreisenauf die verschiedenenGemeinden nicht nach
demselben Modns erfolgen müsse, wie solche von der Provinzial-Vcrwaltung auf die
Kreise vertheilt werde, also mir nach dem Maßstabe der von den einzelnenGemeinden
im Kreise aufzubringendenStaatsstencrn."

Um eventuell andere ähnliche Petitionen entsprechenderledigen zu könucn, bittet der
1. Ausschuß den Proviuzial-Vcrwaltnngsrath, dem Antrage Folge geben zu wollen, und macht
hierbei darauf aufmerksam,daß der 22. RheinischeProviuzial-Landtag den ß. 106 der Proviuzial-
Ordnung der 5 östlichen Provinzen vom 29. Juni 1875 als Grundsatz für die Vertheilung der
Provinzial-Umlage augenommcnhat, welcher lautet:

„die Vertheilung der Provinzial-Abgaben erfolgt auf die einzelnenLand- und Stadt¬
kreise nach dem Maßstabe der in ihnen auftommcudeudirekte» Staatssteuer mit Aus¬
schluß der Gewerbesteuervom Hausirgewerbe",

daß folgerichtigbei der Unterucrtheilnng der Umlage auf die Gemeiuden also auch die Bestimmung
der KrciS-Ordnnng der 5 östlichen Provinzen vom 13. December 1872 in Anwendung kommen
müsse, welche im H. 10, «,!. 1, bestimmt:

„die Vertheilung der Krcisabgaben darf nach keinem andern Maßstabe, als nach dem
Verhältniß der von den Kreis-Augchörigenzu eutrichteudcu direkten Staatssteueru :c.
erfolgen."

Marfchall: Ich stelle diesen Antrag zur Diskussion. Es wünschtNiemand das Wort,
so schließe ich die Diskussion und bringe den Autrag zur Abstimmung. Diejenigen, die dagegen
sind, bitte ich sich zu erheben. (Niemand erhebt sich.)

Der Antrag ist einstimmigangenommen. Damit ist unsere heutige Tagesordnung erledigt.
Die nächste Sitzung ist morgen Vormittag um 10 Uhr.

Die Sitzung ist geschlossen.
(Schluß der Sitzung um 5"/4 Uhr.)
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